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chen, die mehr Erfahrungen in der Regulierung

des Privatsektors haben. Es besteht auch ein

Bedarf, Muster-Klauseln für Kooperationen

zwischen öffentlichen und privaten Trägern im

Wasserbereich zu erarbeiten. Solche Klauseln

würden auf den Erkenntnissen aufbauen, die in

diesem Kapitel vorgestellt wurden, so dass in

zukünftigen Verträgen die Fallstricke der Ver-

gangenheit vermieden werden können.

Im Wasserbereich sind alle Einnahmen in

einheimischer Währung. Auslandskredite zu

bedienen beinhaltet daher ein Wechselkursrisi-

ko sowohl für Schuldner als auch für Investo-

ren. Dies wurde nach den Währungsabwertun-

gen in Argentinien, Indonesien und den Philip-

pinen zum Problem. Es wurde Druck auf die

Tochtergesellschaften im Wasserbereich aus-

geübt, die Wassergebühren der Verbraucher

anzuheben, um die Kredite zu bedienen. Des-

halb sollten zentrale Regierungsbehörden die

Kommunalverwaltungen, die in der Regel für

die Wasserversorgung verantwortlich sind,

dazu anhalten, einheimische Kredite bei natio-

nalen Entwicklungsbanken aufzunehmen.

Allzu oft wird angenommen, dass die Betei-

ligung des Privatsektors im Wasserbereich die

Beteiligung multinationaler ausländischer Un-

ternehmen bedeutet. In vielen Städten in Ent-

wicklungsländern versorgen Kleinanbieter be-

deutende Teile der Bevölkerung: in Delhi, In-

dien, sechs Prozent, in Dhaka, Bangladesch,

zehn Prozent, in Ho Chi Minh Stadt, Vietnam,

19 Prozent und in Jakarta/Indonesien 44 Pro-

zent.54

In allen Sektoren sollten Regulierungskapa-

zitäten aufgebaut werden, bevor privatisiert

wird. Sonst kann es passieren, dass der Privats-

ektor lediglich auf eine andere Nachfrage, nicht

auf eine zusätzliche Nachfrage reagiert, sei es

im Bildungswesen, in der klinischen Gesund-

heitsversorgung oder bei der Trinkwasser- und

Sanitärversorgung. Mit besseren Informatio-

nen über den Privatsektor und leistungsfähige-

ren Regulierungskapazitäten kann der Staat si-

cherstellen, dass der Privatsektor bei der Be-

reitstellung und Finanzierung der sozialen

Grundversorgung eine komplementäre Rolle

spielt.
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Zur Sicherung der ökologischen Nachhaltig-

keit – das siebte Millenniums-Entwicklungs-

ziel – müssen nachhaltige Entwicklungsmus-

ter erreicht und die Leistungsfähigkeit natürli-

cher Ökosysteme für zukünftige Generationen

bewahrt werden. Beide Aufgaben erfordern

eine Vielzahl politischer Maßnahmen zur Be-

seitigung von Umweltschäden und zur Ver-

besserung des Ökosystem-Managements. Das

Problem hat zwei Dimensionen: die Verringe-

rung der natürlichen Ressourcenknappheit

der Armen und die Beseitigung von Umwelt-

schäden als Folge des hohen Konsums der

Reichen.

Viele Umweltprobleme entstehen durch

die Produktions- und Konsummuster der

Nicht-Armen, insbesondere in den reichen

Ländern. Die reichen Länder verbrauchen

eine große Menge fossiler Brennstoffe und er-

schöpfen viele Fischgründe. Damit schädigen

sie die globale Umwelt. Sie verwenden auch

tropische Harthölzer in großen Mengen und

Produkte gefährdeter Arten. 

Um die Nachhaltigkeit der Erde und ihrer

Ressourcen einschließlich der Aussichten der

armen Länder auf Entwicklung zu gewährlei-

sten, müssen diese schädlichen Produktions-

und Konsummuster geändert werden. Syste-

me zur Energieerzeugung müssen wesentlich

weniger Treibhausgase freisetzen. Fischgrün-

de müssen entsprechend ihrer ökologischer

Tragfähigkeit statt in einem hochgradig sub-

ventionierten allgemeinen Wettbewerb be-

wirtschaftet werden. Und internationale Spiel-

regeln müssen den übermäßigen Verbrauch

eindämmen, der Ökosysteme und bestimmte

Pflanzen- und Tierarten bedroht. Mit klugen

politischen Maßnahmen und neuen Technolo-

gien können die Kosten dieser Veränderungen

gleichwohl relativ niedrig gehalten werden.

Gleichzeitig beruhen viele Umweltproble-

me aber auch auf Armut. Sie tragen zu einer

Abwärtsspirale bei, in der Armut den Zustand

der Umwelt noch weiter verschlechtert, und

Schädigungen der Umwelt wiederum die Ar-

mut verschärfen. Beispielsweise gibt es in armen

ländlichen Gebieten enge Zusammenhänge

zwischen hoher Säuglingssterblichkeit, hoher

Fruchtbarkeit, starkem Bevölkerungswachstum

und umfangreicher Entwaldung, zum Beispiel

wenn Bauern Tropenwälder fällen, um Brenn-

holz und neue Anbauflächen zu gewinnen.

Angesichts dieser Kausalkette können po-

litische Maßnahmen zur Verringerung der

Kindersterblichkeit der Umwelt nutzen, in-

dem sie das Bevölkerungswachstum reduzie-

ren und den demographischen Druck auf fra-

gile Ökosysteme verringern. Es gibt zahlreiche

weitere Beispiele dafür, dass Armut zur Schä-

digung der Umwelt beiträgt.

Armutsbekämpfung kann deshalb eine

wichtige Rolle beim Umweltschutz spielen.

Von der Verschlechterung der Umweltbedin-

gungen – einschließlich der Erschöpfung

natürlicher Ressourcen und der Verschlechte-

rung des Zustands von Ökosystemen und

ihren Leistungen – sind die Armen am stärk-

sten betroffen. Und wenn arme Menschen die

Umwelt schädigen, geschieht dies häufig, weil

reiche Eliten ihnen ihre Rechte auf natürliche

Ressourcen verwehren. In vielen Fällen wer-

den die Armen beispielsweise auf Grenzer-

tragsböden abgedrängt, die anfälliger für Um-

weltschäden sind.1

Weltweit leben 900 Millionen Menschen

in ländlichen Gebieten in absoluter Armut.

Hinsichtlich ihres Lebensunterhalts sind sie

weitgehend auf den Verbrauch und den Ver-

kauf von Naturprodukten angewiesen. In

Tansania erwirtschaften die Armen bis zu

50 Prozent ihres Geldeinkommens durch den

Verkauf von Produkten des Waldes wie Holz-

kohle, Honig, Brennholz und wild wachsende

Früchte.2 Die am wenigsten entwickelten Län-

Staatliche Maßnahmen zur Sicherung der
ökologischen Nachhaltigkeit

KAPITEL 6

Zielvorgabe 9: Die Grundsät-
ze der nachhaltigen Entwick-
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der Lebensbedingungen von
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der sind am stärksten von der Landwirtschaft

und von natürlichen Ressourcen abhängig.

Wenn Entwicklungsländer sich in Bezug auf

Exporteinnahmen jedoch auf Primärprodukte

– aus der Agrar- und Forstwirtschaft, dem Ab-

bau von Bodenschätzen, der Fischerei – stüt-

zen, setzen sie sich den Risiken der Ressource-

nerschöpfung und sich verschlechternder

Austauschverhältnisse im Außenhandel aus.

Die Beziehung zwischen Armut und Um-

weltressourcen hat auch eine starke ge-

schlechtsspezifische Dimension. Arme Frauen

und Mädchen leiden unverhältnismäßig stark

unter der Verschlechterung des Zustands der

Umwelt, weil häufig sie dafür verantwortlich

sind, Brennmaterial und Futter zu sammeln

und Wasser zu holen. In vielen Ländern müs-

sen Frauen und Mädchen in ländlichen Gebie-

ten auf Grund der fortschreitenden Entwal-

dung zum Sammeln von Brennholz immer

größere Entfernungen zurückzulegen und im-

mer mehr Zeit und Energie aufwenden. In

Afrika brauchen sie allein zum Wasserholen

bis zu drei Stunden täglich und verbrauchen

dabei mehr als ein Drittel ihrer täglich aufge-

nommenen Menge an Nahrung.3

Die Armen leiden gewöhnlich am stärk-

sten unter Luft- und Wasserverschmutzung.

Sie wenden einen größeren Teil ihres Haus-

haltseinkommens für Energie auf, aber die

Leistungen, die sie erhalten, sind oft qualitativ

minderwertig – beispielsweise Biomasse-

brennstoffe, die in ineffizienten, zur Umwelt-

verschmutzung beitragenden Öfen verbrannt

werden, oder Petroleumlampen, die mehr pro

Einheit Beleuchtungsstärke kosten als Lam-

pen, die über ein Stromnetz versorgt werden.

Die Armen sind auch am anfälligsten für

Umweltkatastrophen und -belastungen ein-

schließlich Überschwemmungen, anhaltender

Dürren und der sich abzeichnenden Auswir-

kungen globaler Klimaveränderungen (Kas-

ten 6.1). Zudem sind sie am wenigsten im Stan-

de, solche Katastrophen und Belastungen zu

bewältigen. Die Armen in ländlichen Trocken-

gebieten in Indien bestreiten normalerweise

etwa 20 Prozent ihres Einkommens aus Pro-

dukten wie wild wachsenden Früchten oder

Honig, die mit der biologischen Vielfalt zusam-

menhängen. In Dürreperioden steigt der Anteil

dieser Produkte auf mehr als 40 Prozent, weil

angebaute Feldfrüchte ausfallen.4

Die ökologische Nachhaltigkeit zu ver-

nachlässigen kann zu kurzfristigen wirtschaft-

lichen Vorteilen führen. Es kann jedoch den

Armen schaden und auf lange Sicht die Ar-

Globale Klimaveränderungen dürften die wirt-

schaftlichen Disparitäten zwischen reichen und

armen Ländern vergrößern. Dies dürfte insbeson-

dere für einen Temperaturanstieg gelten. Die ge-

schätzten Schäden für arme Länder spiegeln teil-

weise ihre schwächeren Anpassungskapazitäten

wider. Deshalb ist der Klimawandel ein wichtiges

Entwicklungsthema.

Der Klimawandel kann zu weitreichenden,

möglicherweise irreversiblen Veränderungen von

Umweltsystemen mit globalen und kontinentalen

Auswirkungen führen. Obwohl über die Wahr-

scheinlichkeit und die Reichweite dieser Auswir-

kungen wenig bekannt ist, werden sie beträchtlich

sein und müssen deshalb bei der Entwicklung po-

litischer Handlungskonzepte berücksichtigt wer-

den. Zu den potenziellen Auswirkungen zählen:

• Geringere Ernteerträge in den meisten tropi-

schen und subtropischen Regionen und größere

Schwankungen der landwirtschaftlichen Produk-

tivität infolge extremer Wetterbedingungen (Dür-

ren und Überschwemmungen).

• Größere Schwankungen der Niederschlags-

menge während des Sommer-Monsuns in Asien,

die zu einer geringeren Nahrungsmittelproduktion

und einer Zunahme des Hungers führen könnten.

• Schlechtere Verfügbarkeit von Wasser in vie-

len Regionen mit Wasserknappheit, insbesondere

in subtropischen Regionen. Bessere Verfügbarkeit

von Wasser in einigen Regionen mit Wasser-

knappheit, beispielsweise in Teilen Südostasiens.

• Stärkere Zerstörung von Korallenriffen und

Küstenökosystemen sowie Veränderungen von

durch die Meere beeinflussten Wettermustern.

• Anstieg des Meeresspiegels. Bei einem teilwei-

se durch die globale Erwärmung bedingten An-

stieg des Meeresspiegels um einen Meter könnten

zwölf Prozent der Fläche von Ägypten, auf denen

sieben Millionen Menschen leben, verschwinden.

Bei einem Anstieg des Meeresspiegels könnten

mehrere kleine Inselstaaten wie die Malediven

und Tuvalu unbewohnbar und große Teile ande-

rer Länder überflutet werden.

• Zunehmende Gefährdung durch Krankheiten,

bei denen die Infektion durch Überträger (Mala-

ria, Dengue-Fieber) oder durch Wasser (Cholera)

erfolgt.

KASTEN 6.1 

Wie globale Klimaveränderungen die
Entwicklungsländer bedrohen

Quelle: IPCC 2001a, b; UNDP 1998.
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mutsbekämpfung untergraben.5 Der enge Zu-

sammenhang zwischen Armut und Umwelt

macht es notwendig, das Augenmerk auf den

Bedarf der Menschen zu richten, die für ihren

Lebensunterhalt auf natürliche Ressourcen

und Umweltleistungen angewiesen sind.

Theoretisch und in der Praxis sollte Um-

weltmanagementErwerbsmöglichkeiten schaf-

fen, die Eigentums- und Nutzungsrechte der

Menschen stärken und ihre Teilhabe an politi-

schen Entscheidungsprozessen fördern.

Der Zusammenhang zwischen Armut und

Umwelt gilt auch umgekehrt. Die Armen sind

oft der Mittel und Rechte beraubt, um mit ver-

besserter Wasseraufbereitung und Sanitärver-

sorgung, saubereren Energietechnologien und

so weiter in die nachhaltige Nutzung von Um-

weltressourcen investieren zu können. Den

Armen fehlen auch die finanziellen Mittel, um

in Substitute für Umweltleistungen investieren

zu können. 

Immer weiter zunehmender Konsum scha-

det der Umwelt durch Schadstoffe – Emissio-

nen und Abfälle. Die zunehmende Erschöp-

fung und Degradation erneuerbarer Ressour-

cen untergräbt ebenfalls die Möglichkeiten,

daraus den Lebensunterhalt zu bestreiten. In

den letzten 50 Jahren haben sich die Kohlen-

dioxidemissionen vervierfacht, wobei ein

großer Teil des Zuwachses in den reichen Län-

dern anfiel. 1999 belief sich in den OECD-

Ländern mit hohem Einkommen der Kohlen-

dioxidausstoß auf mehr als 12 metrische Ton-

nen pro Kopf – verglichen mit 0,2 Tonnen in

den am wenigsten entwickelten Ländern.

Weil reiche Länder in höherem Maße zur

globalen Verschlechterung des Zustands der

Umwelt beitragen und über größere finanziel-

le sowie technologische Ressourcen verfügen,

fällt ihnen ein großer Teil der Verantwortung

zu, sich Umweltbelangen zu widmen. Die rei-

chen Länder müssen auch den armen Ländern

helfen, eine ökologisch nachhaltige Entwick-

lung zu verfolgen. Um die Millenniums-Ent-

wicklungsziele zu erreichen, sind politische

Maßnahmen erforderlich, die die Komple-

mentarität zwischen nachhaltiger Entwicklung

und Umweltmanagement berücksichtigen und

die Tradeoffs minimieren. Die ökologische

Nachhaltigkeit sicherzustellen ist zweifelsohne

TABELLE 6.1 

Warum das Erreichen des Umweltziels so wichtig für die anderen Ziele ist

Ziel Zusammenhang mit der Umwelt

1. Beseitigung der extremen Armut Der Lebensunterhalt und die Ernährungssicherheit
und des Hungers der Armen hängen oft von den Gütern und Lei-

stungen von Ökosystemen ab. Die Armen haben
gewöhnlich unsichere Rechte an Umweltressour-
cen und unzureichenden Zugang zu Märkten, Ent-
scheidungsprozessen und Umweltinformationen.
Dies beschränkt ihre Fähigkeit, die Umwelt zu
schützen sowie ihren Lebensunterhalt und ihr
Wohlergehen zu verbessern. Der mangelnde Zu-
gang zu Energieversorgung beschränkt zudem die
Möglichkeiten für produktive Aktivitäten, insbe-
sondere in ländlichen Gebieten.

2. Verwirklichung der allgemeinen Die Zeit, die damit verbracht wird, Wasser und
Primarschulbildung Brennholz zu sammeln, verringert die für den

Schulbesuch verfügbare Zeit. Außerdem halten
fehlende Energie-, Trinkwasser- und Sanitärversor-
gung in ländlichen Gebieten qualifizierte Lehrer
davon ab, Stellen in armen Dörfern anzunehmen.

3. Förderung der Gleichstellung der Weil Frauen und Mädchen Wasser holen und 
Geschlechter und Ermächtigung Brennmaterial sammeln müssen, sind sie einer 
der Frau besonderen Belastung ausgesetzt. Dies verringert

ihre Chancen auf Bildung, Alphabetisierung sowie
Einkommen schaffende Aktivitäten und die Zeit,
die sie dafür aufwenden können. Frauen haben
oft ungleiche Rechte an und unsicheren Zugang
zu Grund und Boden und anderen natürlichen
Ressourcen. Dies beschränkt ihre Möglichkeiten
und ihren Zugang zu anderen produktiven Aktiva. 

4. Senkung der Kindersterblichkeit Durch unsauberes Wasser und unzureichende Sa-
nitärversorgung bedingte Krankheiten (wie Diarr-
höe) und durch Umweltverschmutzung bedingte
Infektionen der Atemwege zählen zu den Haupt-
todesursachen bei Kindern unter fünf Jahren. Der
Mangel an Brennmaterial zum Abkochen von
Wasser trägt ebenfalls zu vermeidbaren durch
Wasser übertragenen Krankheiten bei.

5. Verbesserung der Gesundheit von Verschmutzte Raumluft einzuatmen und schwere 
Müttern Wasser- und Brennholzlasten zu tragen schadet

der Gesundheit von Frauen und kann ihre Gebär-
fähigkeit beeinträchtigen, was das Risiko von
Schwangerschaftskomplikationen erhöht. Fehlen-
de Energieversorgung für Beleuchtung und Küh-
lung sowie unzureichende Sanitärversorgung un-
tergraben insbesondere in ländlichen Gebieten die
Gesundheitsversorgung.

6. Bekämpfung wichtiger Krankheiten Bis zu 20 Prozent der Krankheitsbelastungen in
Entwicklungsländern können auf umweltbedingte
Risikofaktoren zurückgehen (wie bei Malaria und
parasitären Infektionen). Präventivmaßnahmen zur
Verringerung solcher Gefahren sind genauso
wichtig wie die Behandlung – und oft kostengün-
stiger. Neue aus der biologischen Vielfalt gewon-
nene Arzneimittel bieten Aussichten auf die erfol-
greiche Bekämpfung wichtiger Krankheiten.

8. Aufbau einer weltweiten Viele globale Umweltprobleme – Klimaverände-
Entwicklungspartnerschaft rungen, Verlust der Artenvielfalt, Erschöpfung der

weltweiten Fischgründe – können nur durch Part-
nerschaften zwischen reichen und armen Ländern
gelöst werden. Außerdem können Investitionen
mit dem Ziel der Ausbeutung natürlicher Ressour-
cen in armen Ländern die Gefahr der Übernut-
zung von Umweltkapital stark erhöhen.

Quelle: Auf der Grundlage von UNDP; DFID; World Bank.
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eine Voraussetzung, um die anderen Ziele er-

reichen zu können (Tabelle 6.1).

UMWELTRESSOURCEN

Ökosysteme und natürliche Ressourcen sind für

viele produktive Aktivitäten von grundlegender

Bedeutung. Sie leisten einen wesentlichen Bei-

trag zur Weltwirtschaft. Ende der 1990er Jahre

bestritt die Landwirtschaft fast ein Viertel des

Bruttoinlandsprodukts von Ländern mit niedri-

gem Einkommen.6 Anfang der 1990er Jahre tru-

gen forstwirtschaftliche Produkte 400 Milliar-

den US-Dollar zur Weltwirtschaft bei, und der

Fischfang hatte im Jahr 2000 ein Exportvolu-

men von 55 Milliarden US-Dollar.7

Knappe natürliche Ressourcen und Bela-

stungen von Ökosystemen zwingen armen Ge-

meinschaften oft ungewollte Tradeoffs auf.

Eine Gemeinschaft kann mehr Nahrungsmit-

tel erzeugen, indem sie Wald in Ackerland

umwandelt. Dabei kann sie jedoch Umweltlei-

stungen des Waldes in den Bereichen Nutz-

holz, biologische Vielfalt, Trinkwasser, Hoch-

wasserregulierung und Schutz vor Trocken-

heiten einbüßen.

NAHRUNGSMITTEL

Menschen sind für ihr Wohlergehen auf natür-

liche Ressourcen und Umweltleistungen ange-

wiesen, die ihnen helfen, Nahrungsmittel zu

erzeugen. Menschen sind von Böden für den

Anbau von Kulturpflanzen abhängig, von

Weiden für die Viehzucht sowie von Binnen-

gewässern und Meeren für den Fischfang. Ein

großer Teil dieser Produktivität beruht auf ge-

netischen Ressourcen. Über den Zeitraum von

Jahrhunderten haben die Bauern einen lebens-

wichtigen Bestand an Wissen und Produkti-

vität hervorgebracht, indem sie Vieh züchteten

sowie Pflanzensorten selektierten, aufbewahr-

ten und vermehrten. Die Vielfalt an geneti-

schen Ressourcen ermöglicht den Bauern, sich

an Umweltveränderungen anzupassen, indem

sie neue Vieh- und Pflanzensorten züchten,

die besser auf die neuen Bedingungen einge-

stellt sind. In Zeiten des Mangels bietet die

biologische Vielfalt der Wildnis ebenfalls

Nahrungsmittel-Alternativen.

WASSER

Das Missmanagement und die Degradation

natürlicher Ressourcen bedrohen die lebens-

wichtige Versorgung mit Wasser. Dies unter-

gräbt das wirtschaftliche Wachstum, das men-

schliche Wohlergehen und die Widerstands-

kraft der Umwelt. Etwa 1,7 Milliarden Men-

schen – ein Drittel der Bevölkerung der Ent-

wicklungsländer – leben in Ländern mit so ge-

nanntem „Wasserstress“ (definiert alsLänder, in

denen jedes Jahr mehr als 20 Prozent des erneu-

erbaren Süßwasservorrats entnommen werden).

Wenn die aktuellen Trends anhalten, könnte

diese Zahl bis zum Jahr 2025 auf 5,0 Milliarden

Menschen steigen.8 Der begrenzte Zugang zu

Wasser schwächt die Entwicklungsaussichten

vieler Länder, und Dispute über die Wasser-

nutzung und -verteilung sind eine verbreitete

Ursache internationaler Konflikte.

ENERGIE

Mehr als zwei Milliarden Menschen haben kei-

nen Zugang zu Strom und den damit verbun-

denen Leistungen wie Beleuchtung, Kühlung,

Telekommunikation und mechanischer An-

triebskraft.9 Diese Leistungen sind wichtige

Voraussetzungen im Bildungs- und Gesund-

heitswesen sowie für die Schaffung produkti-

ver Erwerbsmöglichkeiten.

In den ärmsten Ländern werden mehr als

80 Prozent der Energie aus traditionellen

Quellen wie Dung, Ernteabfällen und Brenn-

holz erzeugt.10 Ineffiziente Öfen und Heiz-

technologien zwingen die Menschen häufig,

traditionelle Brennmaterialien in einer Menge

zu sammeln, die die natürliche Regeneration

dieser Ressourcen übersteigt, was eine Ver-

schlechterung der Bodenqualität zur Folge

hat. Wenn man mit solchen Brennmaterialien

kocht, kann das dazu führen, dass extrem

große Mengen gesundheitsschädlicher Luft-

schadstoffe sowohl in die Raum- als auch in

die Außenluft freigesetzt werden. Zu den Lö-

sungen für solche Probleme gehört auch, Ver-

änderungen der Muster des Energiever-

brauchs in den reichen Ländern mit dem Ein-

satz kostengünstiger emissionsarmer Techno-

logien in Entwicklungsländern zu verbinden.
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Das Transportwesen ist der energieinten-

sivste Sektor. Es stellt eine zentrale Herausfor-

derung für nachhaltigen Energieverbrauch dar.

Die Regierungen sollten Verbrauchern und Er-

zeugern Anreize bieten, auf effizientere Fahr-

zeuge umzusteigen und Ressourcen nachhalti-

ger zu nutzen. Eine wichtige Rolle kann der

Benzinpreis spielen (der entscheidend von den

darauf erhobenen Steuern abhängt). Die Ben-

zinpreise in Kanada und den Vereinigten Staa-

ten gehören zu den niedrigsten in OECD-Län-

dern und – was nicht verwundert – diese bei-

den Länder haben auch den höchsten Pro-

Kopf-Verbrauch. Österreich und Japan zählen

zu den Ländern mit den höchsten Benzinprei-

sen und einem Pro-Kopf-Verbrauch von einem

Viertel des amerikanischen und einem Drittel

des kanadischen Verbrauchs (Grafik 6.1). In

Indien kostet Benzin (zum Devisenmarktkurs)

viermal so viel wie in den Vereinigten Staaten.

LEBENSUNTERHALT

Durch natürliche Ressourcen und Umweltlei-

stungen bestreiten viele Menschen unmittelbar

ihren Lebensunterhalt. Dies gilt insbesondere

für die Armen in ländlichen Gebieten, die am

stärksten betroffen sind, wenn die Umwelt ge-

schädigt oder der Zugang zu Umweltkapital

eingeschränkt oder verwehrt wird. Wenn die

Gesundheit und die Produktivität der Umwelt

erhalten werden, bieten natürliche Ressourcen

und Umweltleistungen Freiräume bei der Ent-

scheidung über die Art des Lebenserwerbs so-

wie Potenzial für Diversifizierung. Vielfalt ist

wichtig, weil die Armen bei sich ändernden Be-

dingungen im Stande sein müssen, ihre Nut-

zung von natürlichen Ressourcen und Umwelt-

leistungen zu diversifizieren.11

REAKTIONEN DER POLITIK

Um mit dem Mangel der Armen an natürli-

chen Ressourcen umzugehen und die Umwelt-

schäden infolge des zu hohen Konsums in den

reichen Ländern zu beseitigen, sind politische

Maßnahmen erforderlich. Dabei müssen die

Vielfalt der natürlichen Umwelt, die mannig-

fachen und unterschiedlichen Ursachen von

Umweltschäden sowie die komplexen Zusam-

menhänge zwischen Armut und der Umwelt

berücksichtigt werden. Außerdem sollten die

Erkenntnisse aus früheren Anstrengungen zur

Verbesserung des Umweltmanagements ge-

nutzt werden.

• Umweltmanagement kann nicht separat

von anderen Entwicklungsbelangen behandelt

werden. Um signifikante, dauerhafte Ergeb-

nisse zu erzielen, muss es mit Bemühungen

verknüpft werden, die darauf abzielen, die Ar-

mut zu mindern und nachhaltige Entwicklung

zu erreichen. Die Verbesserung des Um-

weltmanagements zu Gunsten der Armen er-

fordert sektorenübergreifende politische und

institutionelle Veränderungen, die überwie-

gend außerhalb der Kontrolle von Umweltin-

stitutionen liegen. Dazu zählen Veränderun-

gen des Regierungs- und Verwaltungshan-

delns, wirtschafts- und sozialpolitische Maß-

nahmen im eigenen Land und Maßnahmen

der internationalen Gemeinschaft und der rei-

chen Länder.12

• Eine erfolgreiche Umweltpolitik darf die

Armen nicht als Teil des Problems verstehen,

sondern muss in ihnen einen Teil der Lösung

erkennen (Kästen 6.2 und 6.3).

• Umweltprobleme müssen als Teil des

Wachstumsprozesses aktiv bewältigt werden.

Mit Maßnahmen zur Verbesserung der Um-

welt kann nicht gewartet werden, bis durch

steigende Einkommen mehr Mittel für den

Umweltschutz verfügbar werden.

Grafik 6.1

In OECD-Ländern hängt ein höherer Benzinverbrauch mit 
niedrigeren Preisen zusammen, 2001

Vereinigte
Staaten

Kanada

900 1.200600300000,60 0,300,90
Benzinverkaufspreis (in US-Dollar pro Liter) Jährlicher Pro-Kopf-Verbrauch (in Kilogramm)

Australien

Schweiz

Schweden

Deutschland

Österreich

Japan

Quelle: IEA und OECD 2003.
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Sechs politische Prinzipien sollten die

Richtschnur für umweltpolitische Maßnah-

men darstellen:

• Die Leistungsfähigkeit der Institutionen

muss erhöht und das Regierungs- und Verwal-

tungshandeln verbessert werden.

• Die ökologische Nachhaltigkeit muss Teil

aller sektorpolitischen Maßnahmen sein.

• Die Märkte müssen verbessert und um-

weltschädliche Subventionen abgeschafft wer-

den.

• Die internationalen Mechanismen für das

Umweltmanagement müssen gestärkt werden.

• Es muss in Wissenschaft und Technologi-

en zu Gunsten der Umwelt investiert werden.

• Die Bemühungen zur Erhaltung wichtiger

Ökosysteme müssen verstärkt werden.

DIE LEISTUNGSFÄHIGKEIT DER INSTITUTIONEN

ERHÖHEN UND DAS REGIERUNGS- UND

VERWALTUNGSHANDELN VERBESSERN

Viele Umweltprobleme gründen auf institutio-

nellen Mängeln und schlechtem Regierungs-

und Verwaltungshandeln. Drei Arten von in-

stitutionellen Mängeln sind für das Umwelt-

management von besonderer Bedeutung: un-

zureichende Eigentums- und Nutzungsrechte,

unzureichende Informationen und Möglich-

keiten der Teilhabe an Entscheidungsprozes-

sen für lokale Interessengruppen sowie eine

schwache Überwachung und Durchsetzung

von Umweltschutznormen (Kasten 6.4).

Auf der internationalen Ebene sind die

Bemühungen zur Entwicklung fairer, wirksa-

mer Systeme zur Bewirtschaftung der globalen

Ressourcen wie der Ozeane und zum Klima-

management ein Zeichen für institutionelle

Probleme und Probleme des Regierungs- und

Verwaltungshandelns. Auf der nationalen

Ebene sind schwache Eigentums- und Nut-

zungsrechte eine verbreitete Ursache von Um-

weltproblemen wie Entwaldung, Überwei-

dung und Überfischung. Die Verwaltung des

offenen Zugangs zu einer Allmende ist schwie-

rig, weil sich die Entscheidungen von Indivi-

duen und Unternehmen an privaten Vor- und

Nachteilen orientieren – und deshalb das

Wohlergehen der Umwelt und der Gemein-

schaft beeinträchtigen können.

Um reagieren zu können, müssen die

Menschen vor Ort die Vollmacht für die Be-

wirtschaftung der Umweltsysteme haben, von

denen ihr Lebensunterhalt abhängt. Wie?

Einen Teil bildet die Klärung der gesamten

Eigentums- und Nutzungsrechte an Allmen-

Schätzungsweise ein Drittel der Stadtbewohner in Entwicklungsländern leben in Slums.

Sie leiden unter Enge, schlechten Wohnbedingungen und unzureichendem Zugang zu

Trinkwasser- und Sanitärversorgung. Eine hohe Krankheits- und Säuglingssterblichkeits-

rate ist die Folge.

Das rasche Wachstum der Städte lässt darauf schließen, dass sich die Probleme der

Slumbewohner in den Großstädten verschlimmern werden, die ohnehin schon anfällig

dafür sind. Die Vereinten Nationen prognostizieren, dass zwischen 2000 und 2010 85

Prozent des Wachstums der Weltbevölkerung in Städten stattfinden werden, und zwar

fast vollständig in Afrika, Asien und Lateinamerika. In den am wenigsten entwickelten

Ländern und in Afrika südlich der Sahara lebten im Jahr 2001 mehr als 70 Prozent der

Stadtbewohner in Slums. Ohne substanzielle Gegenmaßnahmen wird diese Zahl steigen.

Das Millenniums-Entwicklungsziel 7 fordert, bis 2020 eine erhebliche Verbesserung

der Lebensbedingungen von mindestens 100 Millionen Slumbewohnern herbeizuführen.

Traditionell haben die Geber dem Bedarf von Stadtbewohnern weniger Aufmerksamkeit

gewidmet. Aber angesichts der zunehmenden Dringlichkeit, das rasche Wachstum der

Städte zu steuern, beginnt sich dies zu ändern.

Obwohl Großstädte häufig mit Umweltzerstörung in Verbindung gebracht werden,

bietet ihre hohe Bevölkerungsdichte Chancen, wichtige Infrastruktur zu schaffen, wie Ab-

wasserkanäle, Nahverkehrsdienste und Gesundheitsdienste, und dies zu niedrigeren Pro-

Kopf-Kosten als in ländlichen Gebieten. Ein städtisches Umfeld bietet auch bessere Chan-

cen dafür, dass die Regierungen stärker auf den Bedarf der Menschen eingehen und darü-

ber Rechenschaft ablegen. Die Erfolge von Vereinigungen von Slumbewohnern auf der

ganzen Welt, beispielsweise im indischen Mumbai oder im kenianischen Nairobi, legen den

Schluss nahe, dass die höhere Bevölkerungsdichte und die größere Nähe zu den politischen

Entscheidungsträgern armen Stadtbewohnern ermöglichen, sich Gehör zu verschaffen.

KASTEN 6.2

Das Leben von Slumbewohnern verbessern

Gesamt-, Stadt- und Slumbevölkerung, Mitte 2001

Gesamt- Anteil der Anteil der Slumbewohner
bevölkerung städtischen Slumbewohner in Städten

Bevölkerung an der städtischen
Bevölkerung

Region (in Milliarden) (in Prozent (in Prozent) (in 1.000)

Welt 6,1 47,7 31,6 923.986
Reiche Regionen 1,2 75,5 6,0 54.068 
Entwicklungsregionen 4,9 40,9 43,0 869.918 
Nordafrika 0,2 52,0 28.2 21.355 
Afrika südlich der Sahara 0,7 34,6 71,9 166.208 
Lateinamerika und Karibik 0,5 75,8 31,9 127.567 
Ostasien und Ozeanien 1,4 39,0 36,3 194.323 
Süd- und Zentralasien 1,5 30,0 58,0 262.354 
Südostasien 0,5 38,3 28,0 56.781 
Westasien 0,2 64,9 33,1 41.331 
Mittel- und Osteuropa 

sowie GUS 0,4 62,9 9,6 24.831 

Schätzungen des African Population and Health Research Center, in Zusammenarbeit mit UN-HABITAT.
Quelle: UN-HABITAT 2002; UN 2002i.
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den. Hierzu kann es erforderlich sein, Prinzi-

pien und Institutionen zu ändern, die den Zu-

gang zu Grund und Boden und natürlichen

Ressourcen regeln. Ein anderer Teil betrifft

die Stärkung der Eigentumsrechte von Frau-

en, weil Frauen im Allgemeinen für ihren Le-

bensunterhalt in einem höheren Maß auf Um-

weltressourcen angewiesen sind.

Dezentralisierung kann das umweltbezoge-

ne Regierungs- und Verwaltungshandeln ver-

bessern (siehe Kapitel 7). Sie sollte jedoch mit

Bemühungen einhergehen, in der Gemein-

schaft Kapazitäten zur Bewirtschaftung von

Umweltressourcen aufzubauen und Einfluss

auf die Planung und die Politik zu nehmen. Be-

sonders wichtig ist, dass die Rechte von Rand-

gruppen und indigenen Gruppen geachtet wer-

den, die häufig einen Großteil ihres Einkom-

mens aus natürlichen Ressourcen bestreiten.

In vielen Entwicklungsländern werden

natürliche Ressourcen durch Korruption ge-

plündert. Davon profitieren einflussreiche Eli-

ten auf Kosten der Armen, die auf solche Res-

sourcen angewiesen sind. Um die Korruption

zu bekämpfen, muss das Regierungs- und Ver-

waltungshandeln durch bessere Durchsetzung,

strengere Strafen und größere Beteiligung der

Gemeinschaft verbessert werden. In mehreren

Ländern beurteilen die Bürger, wie gut Regie-

rungen und Verwaltungen den Zugang zu den

die Umwelt betreffenden Entscheidungspro-

zessen ermöglichen, und überwachen regel-

mäßig das umweltbezogene Regierungs- und

Verwaltungshandeln. Beide Maßnahmen dürf-

ten weitere Fortschritte erleichtern.13

DIE ÖKOLOGISCHE NACHHALTIGKEIT IN

ALLE SEKTORPOLITISCHEN MASSNAHMEN

INTEGRIEREN

Die meisten sektorpolitischen Maßnahmen

haben auch Einfluss auf die Umwelt. Zu oft

bleiben jedoch ökologische Erwägungen bei

Beratungen über politische Handlungskon-

zepte unberücksichtigt. Mehr wissenschaftli-

che Beratung kann sicherstellen, dass das Ver-

ständnis der natürlichen Prozesse auf allen

Ebenen Eingang in die politischen Prozesse

findet. Wirtschaftliche Analysen mit Bewer-

tungen des Umweltkapitals sollten bei Bera-

Seit Beginn der Arbeiten im Jahr 1985 gilt

das Naturschutzgebiet Guanacaste (Area
de Conservación Guanacaste – ACG) in

Costa Rica als Beispiel für ein neues

Schutzmodell. Es zeichnet sich durch de-

zentralisierte Entscheidungsprozesse aus,

durch die Entschlossenheit, aus der Wild-

nis einen produktiven Vermögenswert zu

machen, und durch das Ziel, den Natur-

schutz ökologisch nachhaltig zu gestalten.

Das ACG wurde von der Organisation der

Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-

schaft, Kultur und Kommunikation

(UNESCO) zu einer Stätte des Weltna-

turerbes erklärt. Das Schutzgebiet umfasst

zwei Prozent des Staatsgebiets von Costa

Rica und beherbergt mehr als 235.000 Ar-

ten – 65 Prozent der biologischen Vielfalt

des Landes.

Durch einen lokalen Beirat ist die Zi-

vilgesellschaft an Entscheidungen betei-

ligt, die das Schutzgebiet betreffen. Es ist

einer der größten Arbeitgeber in der Regi-

on und beschäftigt nur costa-ricanische

Staatsangehörige. In die Entwicklung des

Schutzgebiets wurden mehr als 45 Millio-

nen US-Dollar investiert, und sein Jahrese-

tat von 1,5 Millionen US-Dollar wird un-

mittelbar in dem Gebiet und den angren-

zenden Städten ausgegeben. Ortsansässige

Unternehmen profitieren vom Besucher-

strom. Außerdem dient das ACG als gute

Basis für die angewandte Forschung, die

vom Nationalen Institut für biologische

Vielfalt durchgeführt wird: Durch die Sa-

nierung des Ökosystems des Waldes wird

der Lebensraum vergrößert, der für die

Suche nach profitablen natürlichen Che-

mikalien zur Verfügung steht. Andere

Umweltleistungen des ACG umfassen den

Ökotourismus, die Wassererzeugung und

die Speicherung von Kohlenstoff.

Die wichtigsten Einsichten, die Gu-

anacaste bietet, sind, dass das Manage-

ment von Schutzgebieten vollständig auf

der lokalen Ebene erfolgen muss und dass

die Ressourcen geeignet sein müssen, um

die Nachhaltigkeit dieser Gebiete zu ge-

währleisten. Das ACG verwaltet und ent-

wickelt zwei Prozent des Landes ohne

nennenswerte Kosten für die costa-ricani-

schen Steuerzahler.

KASTEN 6.3

Beteiligung der ortsansässigen Bevölkerung am Naturschutz 
in Guanacaste, Costa Rica

Quelle: Janzen 2000, S. 122–132; UNDP 2001a.

1992 führten die meisten brasilianischen

Bundesstaaten eine Öko-Mehrwertsteuer

(Imposto sobre Circulação de Mercado-
rias e Serviços Ecológico – ICMS-E) ein.

Eine Abgabe auf Waren, Dienstleistungen,

Energie und Kommunikation ist die größ-

te Einnahmequelle in Brasilien. Ein Viertel

der Einnahmen aus der Steuer geht an die

Kommunen, wobei die Zuweisungen an

die einzelnen Kommunen auf ihrem Ab-

schneiden bei diversen Umweltindikato-

ren beruhen. Die Bundesstaaten Paraná

und Minas Gerais verteilen die Einnahmen

beispielsweise auf der Grundlage des

Flächenanteils der Schutzgebiete in jeder

Kommune, gewichtet nach einem Natur-

schutzfaktor, bezogen auf den Schutz je-

des Gebiets.

Die ICMS-E sollte die Kommunen

mit großen Schutzgebieten für Einnah-

menausfälle entschädigen. Steuereinnah-

men werden oft für den Unterhalt von Na-

turparks und Reservaten einschließlich der

Beschaffung der Arbeitsgeräte und der

Personalkosten verwendet.

In einigen Bundesstaaten scheint die

Steuer zu einer beträchtlichen Zunahme

der Anzahl und der Größe der Schutzge-

biete geführt zu haben. Im Bundesstaat

Paraná wurden zwischen 1991 und 2000

mehr als eine Million Hektar neu als

Schutzgebiete ausgewiesen – was eine Zu-

nahme der unter Schutz gestellten Fläche

von 165 Prozent bedeutet. Auch in Minas

Gerais wurde sie im Zeitraum von 1995

bis 2000 um mehr als eine Million Hektar

ausgedehnt – ein Zuwachs von 62 Pro-

zent.

KASTEN 6.4

Förderung von Gerechtigkeit und Schutz der Umwelt – ein kreatives
Steuerbeispiel aus Brasilien 

Source: May and others 2002.
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tungen über politische Maßnahmen in allen

Bereichen ebenfalls berücksichtigt werden.

Sektorpolitische Maßnahmen mit beträcht-

lichen Auswirkungen auf die Umwelt sollten ri-

gorosen Umweltverträglichkeitsprüfungen un-

terzogen werden. Außerdem sollten der Um-

weltschutz und das Umweltmanagement in

Strategiedokumenten zur Armutsbekämpfung

(Poverty Reduction Strategy Papers – PRSP)

sowie in nationalen Entwicklungs- und Sektor-

strategien explizit berücksichtigt werden. Na-

tionale Regierungen, multilaterale Organisatio-

nen und bilaterale Hilfsorganisationen müssen

Umweltverträglichkeitsprüfungen systematisch

in ihre politischen Handlungskonzepte und

Programme integrieren.

Sozialpolitische Maßnahmen im Hinblick

auf die Millenniums-Entwicklungsziele haben

auch Auswirkungen auf die Umweltqualität

(siehe Kapitel 4). Investitionen in die mensch-

liche Entwicklung, insbesondere in die Bil-

dung von Frauen und Mädchen, bieten vielfäl-

tigen ökologischen Nutzen einschließlich ei-

nes verringerten Bevölkerungsdrucks. Des-

halb muss bei umweltpolitischen Maßnahmen

die geschlechtsspezifische Dimension des Zu-

sammenhangs zwischen Armut und der Um-

welt berücksichtigt werden, und sie muss in

die Formulierung, Umsetzung und Überwa-

chung von Strategien zur Armutsbekämpfung

und damit zusammenhängenden politischen

Reformen eingebunden werden.

Rahmenbedingungen wie nationale Nach-

haltigkeitsstrategien sollten unter Berücksich-

tigung der spezifischen Ressourcen und Belan-

ge eines Landes Leitlinien für die Bewirtschaf-

tung natürlicher Ressourcen liefern. Viele na-

tionale Umweltaktionspläne vernachlässigen

deren Auswirkungen auf andere Sektoren und

auf die Bedürfnisse der Armen. Zur Verbesse-

rung umweltpolitischer Entscheidungsprozes-

se sollten in solchen Pläne diese Belange – und

ihr Beitrag zur Erreichung der Ziele – explizit

berücksichtigt werden.

DIE MÄRKTE VERBESSERN UND UMWELT-
SCHÄDLICHE SUBVENTIONEN ABSCHAFFEN

Die normalen Marktprozesse treiben private

Gewinne und Sozialkosten auseinander, weil

produktive Aktivitäten den wirtschaftlichen

Akteuren häufig privaten Nutzen einbringen,

der Gesellschaft aber Kosten auferlegen. Um

private und staatliche Anreize mit der Not-

wendigkeit des Umweltschutzes in Einklang

zu bringen, können deshalb Regulierungs-

maßnahmen oder die Erhebung korrigieren-

der Steuern erforderlich sein.

Besonders schädlich sind staatliche Maß-

nahmen wie direkte oder versteckte Subventio-

nen, die falsche Signale setzen, indem sie zu un-

angemessenen Preisen für Umweltressourcen

führen. Der Abbau ökologisch schädlicher Sub-

ventionen ist oft wesentlich kostengünstiger als

die unmittelbare Regulierung wirtschaftlicher

Aktivitäten. Umweltkosten in Marktpreisen zu

berücksichtigen – durch Umweltabgaben und

andere marktorientierte Maßnahmen – fördert

umweltverträgliches Verhalten und die nach-

haltige Nutzung natürlicher Ressourcen.

Der Preis von Wasser zur Bewässerung ist

ein wichtiges Beispiel. Obwohl das Wasser in

vielen Ländern knapper wird, wird es ge-

wöhnlich fast umsonst an die Verbraucher ab-

gegeben. Dieser Ansatz fördert Verschwen-

dung, erhöht die Durchnässung und Versal-

zung der Böden und führt dazu, dass die Bau-

ern nicht in wassersparende Techniken inve-

stieren. Zu den umweltschädlichen Maßnah-

men zählen auch Subventionen, die in großem

Stil die kommerzielle Fischerei und Forstwirt-

schaft sowie den übermäßigen Einsatz land-

wirtschaftlicher Chemikalien wie Düngemittel

und Pestizide fördern (Kästen 6.5 und 6.6).

Den Spitzenplatz auf der Liste der schädli-

chen Subventionen halten jedoch Subventio-

nen des Verbrauchs fossiler Brennstoffe.

Weltweit übersteigt ihr Umfang den der ge-

samten Entwicklungshilfe aus allen Quellen.14

Es herrscht zunehmend Einigkeit darüber,

dass Energiesubventionen primär dazu dienen

sollten, den Zugang zu Technologie, die Ent-

wicklung und Verbreitung saubererer Brenn-

stoffe sowie die Verbesserung der Endver-

brauchseffizienz zu fördern – nicht jedoch den

Verbrauch. Wie die Erfahrungen in einigen

europäischen Ländern gezeigt haben, können

angemessene Preise fossiler Brennstoffe ein

wirksamer Anreiz sein, erneuerbare Energien

stärker zu nutzen. Von den niedrigeren Ko-
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sten pro Einheit bei Technologien, die erneu-

erbare Energien nutzen, profitieren sowohl

die reichen Länder als auch Entwicklungslän-

der, die ihre Einführung in Erwägung ziehen.

Bei politischen Maßnahmen sollten auch

die Auswirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten

auf die Umweltressourcen erfasst werden. In

Volkseinkommensrechnungen (wie der Be-

rechnung des BIP) sollte unterschieden werden

zwischen Einkommen aus der nachhaltigen

Nutzung natürlicher Ressourcen (nachhaltige

Land- und Forstwirtschaft) und Einkommen

aus Aktivitäten, die den Naturkapitalstock ver-

ringern (Abbau von Bodenschätzen oder Er-

dölförderung). Darin sollten auch die Auswir-

kungen wirtschaftlicher Aktivitäten auf die

Umweltqualität und die Produktivität, wie bei-

spielsweise die Verschlechterung der Boden-

oder Wasserqualität, berücksichtigt werden.

Solche „ökologisierten“ volkswirtschaftli-

chen Gesamtrechnungen stellen Umweltpro-

bleme in einen Kontext, den Wirtschaftsmini-

sterien verstehen. Sie ermutigen auch Ent-

scheidungsträger in Finanz- Planungs- und

Fachministerien, der Verschlechterung des

Zustands der Umwelt mehr Aufmerksamkeit

zu widmen. Wenn man die Kosten von Um-

weltschäden und der Erschöpfung natürlicher

Ressourcen erfasst, sinkt die Nettosparquote

in Afrika südlich der Sahara für die meisten

Jahre zwischen 1976 und 2000 vom positiven

in den negativen Bereich.

DIE INTERNATIONALEN MECHANISMEN FÜR

DAS UMWELTMANAGEMENT STÄRKEN

Umweltschäden machen selten an Staatsgren-

zen halt, während der Wirkungskreis vieler

umweltpolitischer Maßnahmen und Institutio-

nen dort endet. Grenzübergreifende Wasser-

einzugsgebiete, Fischgründe, Umweltver-

schmutzung und Klimaveränderungen sind

Aufgaben für die Umweltpolitik, die von den

Ländern gemeinsam bewältigt werden müssen.

Denn das, was ein Land tut, hat Auswirkungen

auf das Wohlergehen anderer. Die ungleiche

Verteilung des Nutzens von Umweltleistungen

und die innerstaatliche und zwischenstaatliche

Aufteilung der Kosten ihrer Verwaltung er-

schweren das Problem zusätzlich.

Weltweit werden durch uneingeschränkten,

mit technisch fortschrittlichen Methoden

durchgeführten Fischfang die Fischbestände

erschöpft. Schauplatz der Überfischung sind

Asien, Teile Afrikas und Lateinamerikas so-

wie viele kleine Inselstaaten, wobei die Über-

fischung durch die Einheimischen oft durch

Fangflotten aus reichen Ländern verschärft

wird. Nach Angaben der Ernährungs- und

Landwirtschaftsorganisation der Vereinten

Nationen (FAO) werden mehr als ein Viertel

der weltweiten Fischgründe überfischt oder

erschöpft.

Die weltweiten Subventionen des Fisch-

fangs belaufen sich nach konservativen

Schätzungen auf zehn bis 15 Milliarden US-

Dollar jährlich. Dies entspricht etwa einem

Viertel des Jahresvolumens des Fischhandels

in Höhe von 56 Milliarden US-Dollar. Diese

Kredite, Steueranreize und Direktzahlungen

unterstützen vielfach in großer Entfernung

eingesetzte Fangflotten, die im Verhältnis zu

den verfügbaren Fischbeständen zu groß

sind. Die Vereinigten Staaten zahlen etwa

400.000 US-Dollar pro Boot, um ihren Fi-

schern zu helfen, im Südpazifik Thunfisch zu

fangen. 1996 wendete die Europäische Uni-

on 252 Millionen US-Dollar – ein Drittel ih-

res Fischereihaushalts – für Abkommen auf,

um ihren Flotten Zugang zu Fischgründen in

entfernten Gewässern zu verschaffen. Die

Europäische Union gibt auch weiterhin mehr

für schädliche Subventionen aus, beispiels-

weise für den Bau neuer Boote oder die Mo-

dernisierung alter Boote (1,2 Milliarden Euro

aus dem EU-Haushalt und aus nationalen

Haushalten für den Zeitraum 2000 und

2006), als für Bemühungen zur Verringerung

der Fischerei (1,1 Milliarden Euro). Der

Weltbank zufolge haben nur fünf Prozent

der Fischereisubventionen ein positives Um-

weltziel. Die meisten führen zur Verringe-

rung der Fischbestände und schaden den

Ökosystemen der Meere.

KASTEN 6.5

Die Fischgründe der Welt – durch Subventionen zerstört 

Quelle: Institute for European Environmental Policy 2002; WWF 1998; IFPRI 2001; Milazzo 1998.

1998 verpflichteten sich die in der Gruppe

der G-8 zusammengeschlossenen Länder

(Deutschland, Frankreich, Italien, Japan, Ka-

nada, die Russische Föderation, das Verei-

nigte Königreich und die Vereinigten Staa-

ten) dem Schutz der Wälder dieser Welt. Ei-

nige G-8-Mitglieder subventionieren jedoch

weiterhin die Holzindustrie. Damit untergra-

ben sie den Waldschutz und beschleunigen

den Verlust von Wäldern.

Zu den am meisten verbreiteten Subven-

tionen zählen niedrige Gebühren für Holz

verarbeitende Unternehmen, die alte, ur-

waldähnliche („old growth“) Wälder auf öf-

fentlichem Grund und Boden abholzen, Steu-

erabschreibungen für Holz verarbeitende Un-

ternehmen, Bau von Straßen durch den Staat

zum Zweck des Holzeinschlags und kostenfrei

für die Unternehmen, die diese Straßen nut-

zen, sowie direkte Zuschüsse für Holz verar-

beitende Unternehmen, beispielsweise zu den

Planungskosten. Japan, Kanada und die Ver-

einigten Staaten zahlen unter den G-8-Län-

dern die höchsten Subventionen. Unter den

europäischen Mitgliedern ist Frankreich das

einzige Land mit Direktinvestitionen in Holz

verarbeitende Unternehmen.

Die Subventionen Kanadas belaufen

sich auf zwei bis 2,7 Milliarden US-Dollar

jährlich. Japan subventioniert Sägewerke,

die importierte Stämme aus urwaldähnli-

chen Wäldern in Kanada, Sibirien und ande-

ren Regionen verarbeiten. Darüber hinaus

unterstützen die japanischen Exportförde-

rungsagenturen Programme, die in Austra-

lien, Indonesien und anderen Ländern ur-

waldähnliche Wälder zerstören und tradi-

tionellen Gemeinschaften schaden. In den

Vereinigten Staaten kosteten zwischen 1992

und 1997 Holzverkaufsprogramme in natio-

nalen Wäldern die Steuerzahler insgesamt

mehr als zwei Milliarden US-Dollar. 

Frankreich baut Straßen und tätigt damit zu-

sammenhängende Investitionen in die

Holzindustrie in ökologisch empfindlichen

Gebieten Zentralafrikas. Zahlreiche Studien

haben gezeigt, dass solche Straßenbau-

maßnahmen schwerwiegende Schäden der

tropischen Primärwälder in der Region nach

sich ziehen. In den Wäldern in der Russi-

schen Föderation ist der illegale Holzein-

schlag in großem Maßstab verbreitet. Auf

solche Aktivitäten keine Steuern und Li-

zenzgebühren zu erheben ist eine Form von

Subvention, die nur dadurch ein wenig rela-

tiviert wird, dass wirtschaftliche Aktivitäten

in diesem Land mit hohen Risiken verbun-

den sind.

KASTEN 6.6

Abholzung der Wälder – mit Subventionen

Quelle: Sizer 2000; Myers und Kent 1998.
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Mehrere internationale Umweltabkom-

men haben die Aufmerksamkeit auf die Not-

wendigkeit eines globalen Umweltmanage-

ments gelenkt. Die Umsetzung dieser Abkom-

men könnte jedoch verbessert werden. Der

Bedarf der Armen sollte stärker in den Vor-

dergrund gerückt werden, insbesondere was

das Erreichen der Ziele angeht. Es muss auch

mehr getan werden, um die Kapazitäten der

Entwicklungsländer zur Umsetzung dieser

Abkommen und zu ihrer Einbindung in natio-

nale politische Handlungskonzepte aufzu-

bauen.

Möglicherweise sind neue institutionelle

Mechanismen zur Koordination nationaler

politischer Maßnahmen als Reaktion auf re-

gionale und globale Umweltprobleme erfor-

derlich. Für ein länderübergreifendes Um-

weltmanagement muss die Zusammenarbeit

gestärkt werden. Die Länder entlang des

Rheins zeigen, wie bei der Verwaltung eines

internationalen Wassereinzugsgebiets Kosten

und Nutzen geteilt werden können.

Zwischenstaatliche Prozesse sind im All-

gemeinen schwierig zu organisieren und nur

langsam umzusetzen. Sie sind jedoch der ein-

zige realistische Weg, um mit grenzübergrei-

fender Umweltverschmutzung und der Ver-

schlechterung des Zustands von Ökosystemen

umzugehen. Internationale Abkommen könn-

ten die Belastungen gerecht verteilen und si-

cherstellen, dass der Nutzen eines besseren

Umweltmanagements den Menschen vor Ort

zukommt, die die unmittelbaren Kosten des

Schutzes von Umweltressourcen tragen, und

denen Chancen entgehen. Das Montrealer

Protokoll – das internationale Abkommen

zum Schutz der Ozonschicht – war ein durch-

schlagender Erfolg der globalen Umweltpoli-

tik. Seine Umsetzung wurde allerdings da-

durch begünstigt, dass kostengünstige Alter-

nativen zu Substanzen, die zur Zerstörung der

Ozonschicht führen, zur Verfügung stehen. So

waren weniger umfangreiche Verhandlungen

zur Kosten- und Nutzenteilung zwischen den

reichen und den armen Ländern erforderlich.

Die reichen Länder erzeugen den Großteil

der Emissionen, die zur globalen Erwärmung

führen. Ihre Auswirkungen sind jedoch übe-

rall auf der Welt spürbar. Bislang waren die

Fortschritte bei der Begrenzung dieser Emis-

sionen allerdings uneinheitlich (Kasten 6.7).

IN WISSENSCHAFT UND TECHNOLOGIEN ZU

GUNSTEN DER UMWELT INVESTIEREN

Mit den verfügbaren Technologien lässt sich

kostengünstig sehr viel gegen komplexe Um-

weltprobleme unternehmen. Es müssen je-

doch Mittel und Wege gefunden werden, die-

se Technologien den Menschen zur Verfü-

Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen

spricht vieles ausdrücklich dafür, sofort zu

handeln, um die Treibhausgasemissionen

zu reduzieren, die die globale Erwärmung

verursachen. Das Kyoto-Protokoll von

1997 bürdet den größten Teil dieser Auf-

gabe den reichen Ländern auf, weil in die-

sen Ländern zwar nur 16 Prozent der

Weltbevölkerung leben, sie jedoch für 51

Prozent dieser Emissionen verantwortlich

sind.

In dem Protokoll werden die reichen

Länder aufgefordert, die Kohlendioxide-

missionen bis 2008/2012 um mindestens

fünf Prozent zu verringern, ausgehend von

ihrem Niveau von 1990. Die Befürworter

des Protokolls betrachten diese Verringe-

rung als einen wichtigen Schritt zur Ab-

schwächung der Folgen des Klimawandels.

Die Gegner kritisieren die unnötig hohen

Umsetzungskosten – da der Emissionshan-

del Beschränkungen unterliegt – und die

fehlenden Begrenzungen der Emissionen

in armen Ländern. Ein weiterer Kri-

tikpunkt ist, dass das Protokoll selbst bei

vollständiger Umsetzung bis zum Jahr 2100

nur zu einer Verringerung der globalen

Durchschnittstemperatur um weniger als

0,15 Grad Celsius führen würde.

Die Vereinigten Staaten, die für ein

Viertel der globalen Emissionen von Treib-

hausgasen verantwortlich sind, haben die

Ratifizierung des Protokolls verweigert.

Ohne US-amerikanische Beteiligung kann

wahrscheinlich kein internationales Ab-

kommen die Bedrohung der globalen Er-

wärmung deutlich verringern. Es bedarf je-

doch der internationalen Zusammenarbeit,

um dem Privatsektor, den Verbrauchern

und den Regierungen Anreize zu bieten,

die Treibhausgasemissionen zu verringern.

Um die Akzeptanz des Protokolls zu

erhöhen, sollte mehr Aufmerksamkeit dar-

auf verwendet werden, die Kosten der

Bekämpfung des Klimawandels zu mini-

mieren. Es wäre auch wichtig, den Mecha-

nismus für umweltverträgliche Entwick-

lung (Clean Development Mechanism) zu

nutzen, der es erlaubt, durch innovative

internationale Handelssysteme die Koh-

lenstoffemissionen zu verringern.

Darüber hinaus eröffnen sich auch

jenseits der Bestimmungen des Kyoto-Pro-

tokolls Möglichkeiten für langfristige Ver-

ringerungen der Treibhausgasemissionen

in reichen und armen Ländern:

• Die Entwicklung sauberer Energie-

technologien (Solar- oder Windenergie,

Brennstoffzellen, Wasserkraft, geothermi-

sche Energie), die wenig oder gar kein

Kohlendioxid freisetzen. Um diese Tech-

nologien unter Kostenaspekten wettbe-

werbsfähig zu machen, muss der Staat

mehr in die Forschung und Entwicklung

investieren und die Subventionen fossiler

Brennstoffe abbauen.

• Entwicklung sicherer und wirtschaftli-

cher Technologien für die Kohlen-

stoffspeicherung, die die Freisetzung von

Kohlendioxid in die Atmosphäre verhin-

dern. Zu den vielversprechenden Beispie-

len zählen natürliche Kohlenstoffsenken

wie Wälder, die Versenkung von Kohlen-

stoff in der Tiefsee oder in Bergwerken so-

wie die chemische Bindung von Kohlendi-

oxid in Form thermodynamisch stabiler

Metallkarbonate.

• Verbesserung der Energieeffizienz

durch effizientere Fahrzeuge, Elektrogerä-

te, Lampen und Industriemotoren sowie

durch verringerte Leitungsverluste bei der

Übertragung elektrischer Energie.

KASTEN 6.7

Politische Reaktionen auf den Klimawandel 

Quelle: UN 1997; Nordhaus und Boyer 1999, S. 93–130; World Bank 2003i; Baumert et al. 2002.
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gung zu stellen, die sie am meisten benötigen.

In vielen armen Ländern werden hierzu die in-

stitutionellen Kapazitäten für die Zusammen-

arbeit im Technologie-Bereich signifikant ge-

stärkt werden müssen.

Um die Technologien für die Bekämpfung

von Umweltproblemen zu verbessern, ist eine

drastische Umorientierung der Forschungs-

und Entwicklungspolitik nötig. In den reichen

Ländern sind die öffentlichen Investitionen in

die Forschung und Entwicklung im Energiebe-

reich – auch zu erneuerbaren Energien – in den

letzten zwei Jahrzehnten stark zurückgegan-

gen.15 Angesichts der Notwendigkeit, auf Kli-

maveränderungen zu reagieren, sind höhere In-

vestitionen erforderlich, um die Märkte für

Technologien zur Nutzung erneuerbarer Ener-

gien zu erweitern und die Kosten pro Einheit

zu senken. Dies würde den reichen Ländern

nutzen und den armen Ländern ermöglichen,

die gleichen Lösungen einzuführen.

Das wissenschaftliche Verständnis der Na-

tur ist beträchtlich, aber bemerkenswert Vieles

bleibt weiterhin unbekannt. Noch gibt es kei-

nen Mechanismus zur Überwachung großer

Ökosysteme und ihrer Fähigkeit, benötigte Gü-

ter und Leistungen dauerhaft bereitzustellen.

Um große Ökosysteme wie Küstenlebensräu-

me, große Wassereinzugsgebiete und Feuchtge-

biete systematisch überwachen zu können, soll-

te ein Lebensbeobachtungssystem („Life Ob-
servatory“) eingerichtet werden. Es könnte be-

reits bestehende Systeme wie das Globale Ter-

restrische Beobachtungssystem, das Globale

Klimabeobachtungssystem und das Globale

Meeresbeobachtungssystem ergänzen.

Das Lebensbeobachtungssystem sollte auf

der Millenniums-Bewertung der Ökosysteme

(Millennium Ecosystem Assessment) aufbau-

en, einer vierjährigen Bestandsaufnahme des

besten verfügbaren Wissens über die weltwei-

ten Ökosysteme und die von ihnen erbrachten

Leistungen, an der sich mehr als 1.500 Wissen-

schaftler beteiligen. Das Lebensbeobachtungs-

system würde sicherstellen, dass diese Analysen

ständig aktualisiert werden, um die langfristi-

gen Auswirkungen menschlicher Aktivitäten

auf bestimmte Ökosysteme zu erfassen.

Um Maßnahmen entwickeln zu können,

benötigen politische Entscheidungsträger zu-

verlässige wissenschaftliche Vorhersagen be-

züglich der von Menschen verursachten Um-

weltveränderungen. Umweltindikatoren, die es

ermöglichen, Veränderungen der Umwelt prä-

zise zu verfolgen, sollten entwickelt und in na-

tionale politische Handlungskonzepte einge-

bunden werden. Bei Langzeitplanungen sollten

die prognostizierten Veränderungen des Kli-

mas und bestimmter Ökosysteme berücksich-

tigt werden, um beurteilen zu können, wie die-

se Trends die Fortschritte und den Bedarf im

Entwicklungsbereich beeinflussen werden.

DIE BEMÜHUNGEN ZUR ERHALTUNG

WICHTIGER ÖKOSYSTEME VERSTÄRKEN

Die Ausweisung von Naturschutzgebieten ist

oft der beste Weg, um die Artenvielfalt und

wichtige Ökosysteme zu erhalten. Mehr als

60 Prozent der terrestrisch lebenden Arten

finden sich in 25 Ökoregionen auf einer

Fläche von knapp mehr als einem Prozent der

Erdoberfläche. Diese Regionen mit großer

biologischer Vielfalt sind extrem großen Ge-

fahren ausgesetzt, die bereits einen Verlust

von 70 Prozent der ursprünglichen Vegetation

verursacht haben.16

Für die Regierungen der Welt, für Wissen-

schaftler und andere wichtige Interessengrup-

pen liegt die größte Chance zur Erhaltung der

biologischen Vielfalt darin, Prioritäten festzu-

legen und bei gemeinsamen Zielen zusammen-

zuarbeiten. Die Schutzbemühungen sind dann

am wirksamsten, wenn Experten aus einem

breiten Spektrum an Fachgebieten sie in

Rücksprache mit der Bevölkerung vor Ort

entwickeln.

Mit gut bewirtschafteten Schutzgebieten

lassen sich beträchtliche Einnahmen aus dem

Tourismus und durch innovative Finanzme-

chanismen wie Zahlungen für die Leistungen

von Ökosystemen erzielen. Die Menschen vor

Ort, insbesondere die Armen, sollten als Teil

der Lösung betrachtet werden – nicht als Teil

des Problems. Menschen, die für ihren Lebens-

unterhalt auf Schutzgebiete angewiesen sind,

müssen aus ihnen Nutzen ziehen und haben

ein Interesse an ihrem dauerhaften Erfolg. An-

dernfalls werden solche Schutzbemühungen

nicht tragfähig sein.

Mit den verfügbaren

Technologien lässt sich

kostengünstig sehr viel

gegen komplexe

Umweltprobleme

unternehmen
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Männer und Frauen haben das Recht, in
Würde und Freiheit – von Hunger und der
Furcht vor Gewalt, Unterdrückung oder
Ungerechtigkeit – ihr Leben zu leben und
ihre Kinder zu erziehen. Diese Rechte wer-
den am besten durch eine demokratische
und partizipatorische Staatsführung auf
Grundlage des Willens des Volkes gewähr-
leistet

—Millenniums-Erklärung der 

Vereinten Nationen, S. 2  

Für die Umsetzung der Politiken und Interven-

tionen, die erforderlich sind, um die Millenni-

ums-Entwicklungsziele zu erreichen, ist das

Engagement aller politischen Führungskräfte

erforderlich. Jedoch sind dazu auch die Auf-

rechterhaltung des politischen Drucks, eine

breite Unterstützung in der Bevölkerung und

Mechanismen für ein effektives Erbringen von

Dienstleistungen vonnöten. Für eine solche

Mobilisierung der Bevölkerung und ein partizi-

patorisches Engagement der Bürger ist ein offe-

ner demokratischer Staat von entscheidender

Bedeutung, der die bürgerlichen und politi-

schen Rechte garantiert, damit die arme Bevöl-

kerung Druck auf die politischen Führungs-

kräfte ausüben kann, ihren Bekenntnissen zu

den Zielen auch Taten folgen zu lassen. 

Bei seiner Ernennung zum Präsidenten hat

Luiz Inacio „Lula“ da Silva in Brasilien feier-

lich gelobt, bis zum Jahr 2005 mit seiner

„Fome Zero“ (Kein Hunger mehr)-Politik den

Hunger zu beseitigen.1 Diese Art politische

Dynamik, Unterstützung und Mobilisierung

ist für die Ziele von entscheidender Bedeu-

tung und die brasilianische Initiative wird weit

über die Halbierung des Anteils der hungern-

den Bevölkerung (Ziel 1) hinaus gehen. Eine

solche Mobilisierung auf der Grundlage der

Ziele sollte überall ermutigt und unterstützt

werden. Die politischen Führungskräfte soll-

ten in der Lage sein, die Ziele für eine Struktu-

rierung ihrer politischen Plattformen und

Kampagnenmanifeste zu benutzen, und die

Wählerschaft sollte die Leistungen ihrer poli-

tischen Führer daran messen können, inwie-

weit Fortschritte im Hinblick auf die Ziele zu

verzeichnen sind. 

In vielen Ländern werden schon entspre-

chende Anstrengungen unternommen: 

• In Kambodscha und Niger haben die poli-

tischen Führer politische Plattformen und

Programme formuliert, in die mehrere Anlie-

gen aus dem Umfeld der Millenniumsziele mit

aufgenommen wurden. 

• In Chile wird die öffentliche Debatte um

die Ziele vorangetrieben, und sie spielen in

den parlamentarischen Diskussionen eine zen-

trale Rolle. 

• In Paraguay ist es traditionell üblich, die

Kommunen bei der Prioritätensetzung in Be-

zug auf Entwicklungsfragen zu beteiligen, das

beinhaltet auch die Schulung von kommuna-

len Führungskräften. 

• Albanien hat für das Follow-Up zu seinem

Bericht über die Umsetzung der Ziele eine

Strategie entwickelt, die auch regionale Lob-

byveranstaltungen vorsieht, und plant, ein Fo-

rum für zivilgesellschaftliche Organisationen

einzurichten. 

• Polen hat vor, die Bemühungen zur Ar-

mutsbekämpfung und zum Umweltschutz in

seine nationale Strategie zur Erreichung der

Ziele zu integrieren. 

• Kenia fördert Partnerschaften mit zivilge-

sellschaftlichen Organisationen zur Umsetzung

der Ziele. Die Ziele werden auch bei einem na-

tionalen Treffen von Akteuren, die an der Aus-

arbeitung der kenianischen Armutsbekämp-

fungsstrategie (Poverty Reduction Strategy 

Paper - PRSP) beteiligt sind, eine Rolle spielen. 

• Der nationale Bericht über die menschli-

che Entwicklung 2002 in Sambia legt den

Unterstützung für die Ziele an der Basis
mobilisieren

KAPITEL 7

Es besteht das Risiko,

dass die Millenniums-

Entwicklungsziele von

Interessengruppen

unterminiert werden, die

Widerstand gegen eine

Politik leisten, die darauf

abzielt, die ärmsten, am

äußersten Rand ihrer

Gesellschaft lebenden

Mitglieder wieder mit

Ressourcen auszustatten
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Schwerpunkt auf Armut und Hunger und

sorgt dafür, dass diese Themen in die öffentli-

chen und politischen Debatten einfließen.2

Es besteht das Risiko, dass die Millenni-

ums-Entwicklungsziele von Interessengrup-

pen unterminiert werden, die Widerstand ge-

gen eine Politik leisten, die darauf abzielt, die

ärmsten, am äußersten Rand ihrer Gesell-

schaft lebenden Mitglieder wieder mit Res-

sourcen auszustatten. Es ist eher die Regel als

die Ausnahme, dass in städtischen Gebieten

mehr Schulen und Krankenhäuser gebaut

werden als in armen Dörfern auf dem Land

und dass arme Bevölkerungsgruppen oft

mehr für Wasser bezahlen als reiche (siehe

Kapitel 4). 

Es ist ebenfalls oft der Fall, dass eine Prio-

ritätensetzung zugunsten der Armen – wie bei-

spielsweise in den Bereichen gesundheitliche

Grundversorgung und Bildung – politisch we-

nig Beachtung findet. Je ausgeprägter die Un-

gleichheit in einer Gesellschaft ist, desto un-

wahrscheinlicher ist es, dass in solch einer Ge-

sellschaft dauerhafte politische Unterstützung

für die Ziele mobilisiert werden kann, denn

die politische Macht liegt üblicherweise in den

Händen weniger und ist teilweise deckungs-

gleich mit wirtschaftlichem Reichtum und so-

zialer Dominanz. In ungleichen Gesellschaften

ist es auch viel unwahrscheinlicher, dass die

ärmsten Bevölkerungsschichten von Fort-

schritten bei der Umsetzung der Ziele unter

Federführung der Eliten profitieren. Zudem

können trotz Fortschritten auf gesamtnationa-

ler Ebene weiterhin große Teile der Bevölke-

rung von den Erfolgen ausgeschlossen blei-

ben, wie beispielsweise in Brasilien, China, In-

dien und anderswo (siehe Kapitel 2). 

Wenn man solche Ungleichheiten beseiti-

gen will, muss politischer Druck ausgeübt

werden, und die Bevölkerung muss Forderun-

gen an die Entscheidungsträger stellen. Aber

selbst wenn Ressourcen neu verteilt werden

und der politische Druck Erfolg hat, besteht

auch noch das Risiko, dass keine Mechanis-

men für eine effektive Umsetzung geschaf-

fen werden. Die grundlegenden öffentlichen

Dienstleistungen, die für die Befriedigung der

Bedürfnisse der ärmsten Menschen am wich-

tigsten sind – Gesundheitsstationen, Schulen,

Handpumpen, Steigrohre für Wasserleitungen

oder Brunnen – werden üblicherweise von

Bürokraten und Regierungsangestellten ver-

waltet, die innerhalb der vertikalen Hierarchie

der staatlichen Ministerien nur ihren Vorge-

setzten gegenüber rechenschaftspflichtig sind.

Diese Bürokraten und Regierungsangestellten

haben den Kommunen oder Wohnbezirken

gegenüber, für die sie zuständig sind, selten

ein Gefühl der Rechenschaftspflicht oder der

Zugehörigkeit. Wenn sie dagegen von den vor

Ort gewählten Kommunalbehörden zur Ver-

antwortung gezogen werden könnten, würden

die Dienstleistungen mit größter Wahrschein-

lichkeit effektiver erbracht. Effektives und

verantwortliches Verhalten kann durch Anrei-

ze und Tadel vor Ort gefördert werden. 

Die Millenniums-Entwicklungsziele sind

politische Verpflichtungen auf nationaler Ebe-

ne, mit denen gewöhnliche Bürger ihre Politi-

ker wirksam zur Rechenschaft ziehen können.

Die Ziele sind faszinierend, denn in ihnen

kommen die Träume der einfachen Bevölke-

rung zum Ausdruck: eine Schule in der Nähe

zu haben, mit Lehrern, die auch tatsächlich

zur Arbeit erscheinen, und mit Büchern und

Stiften für die Schüler. Wenigstens eine Hand-

pumpe zu besitzen, die die Menschen mit sau-

berem Trinkwasser versorgt und die für Frau-

en und Kinder problemlos zu Fuß zu errei-

chen ist. Eine Gesundheitsstation vor Ort zu

haben, die über eine Ausstattung mit Medika-

menten verfügt und an der ein Arzt und eine

Krankenschwester arbeiten. 

Um das Potenzial der Ziele wirklich zu

nutzen, müssen sich arme Menschen jedoch

organisieren und gemeinsame Aktivitäten er-

greifen. Das ist nicht einfach, denn arme Men-

schen sind in der Regel nicht so gut organisiert

oder in der Lage, ihre Anliegen zu artikulieren.

Sie erhalten nicht so einfach Zugang zu öffent-

lichen Dienstleistungen und Rechtsschutz, ha-

ben selten Verbindungen zu einflussreichen

Personen und sind am ehesten von wirtschaft-

lichen Einbrüchen betroffen. 

Ob die Ziele umgesetzt werden können,

hängt zum Teil vom politischen Umfeld vor

Ort ab – davon, ob es für die Bürger gangbare

Wege gibt, an der politischen Entscheidungs-

findung mitzuwirken, sei es durch formelle de-

Ob die Ziele umgesetzt

werden können, hängt

zum Teil vom politischen

Umfeld vor Ort ab –

davon, ob es für die

Bürger gangbare Wege

gibt, an der politischen

Entscheidungsfindung

mitzuwirken, sei es durch

formelle demokratische

Strukturen oder durch

direkte Mobilisierung und

gemeinsame Aktivitäten
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mokratische Strukturen oder durch direkte

Mobilisierung und gemeinsame Aktivitäten

(Kasten 7.1). Die politischen Prozesse, die für

arme Menschen am wichtigsten sind, finden

auf lokaler Ebene statt, denn dort haben die

Menschen die besten Chancen, die Regierun-

gen zur Verantwortung zu ziehen.

Die großen politischen Reformen der letz-

ten Jahrzehnte haben solche Ergebnisse reali-

sierbarer gemacht. In den achtziger und neun-

ziger Jahren war bei der Verbreitung der De-

mokratie weltweit eine enorme Steigerung zu

verzeichnen. Etwa 81 Länder – 29 in Afrika

südlich der Sahara, 23 in Europa, 14 in Lat-

Madhya Pradesh und Rajasthan – zwei der ärmsten

Staaten Indiens mit den verheerendsten sozialen In-

dikatoren des Landes – haben ihr Schulwesen für

Arme umgewandelt. Wie kam das?

Im Jahr 1994 war Madhya Pradesh das erste

Bundesland in Indien, das das wieder neu geschaffe-

ne kommunale Verwaltungssystem – die panchayati
raj-Institutionen – einführte. Die politische

Führung der panchayat machte gemeinsam mit der

Landesregierung die Grundschulbildung zu einem

zentralen Anliegen. Von 1991 bis 2001 konnte Mad-

hya Pradesh seine Alphabetisierungsrate um 20 Pro-

zentpunkte (von 44 Prozent auf 64 Prozent) stei-

gern. Die Alphabetisierungsraten in Rajasthan stie-

gen auf ganz ähnliche Weise um 22 Prozentpunkte

(von 39 Prozent auf 61 Prozent). Eindeutig waren

damit zwei Regierungen auf dem richtigen Weg. 

In Rajasthan wurden die Erfolge bei der Ver-

besserung der Alphabetisierung auf ganz ähnliche

Weise durch das Shiksha Karmi-Projekt im Jahr

1987 und das  Lok Jumbish-Projekt 1992 enorm

vorangetrieben. Diese Projekte stießen landesweite

Prozesse an, die zur Einführung von Dorf-Bildungs-

räten führten, in denen alle Gruppen der Dorfbe-

völkerung, einschließlich der Frauen und der mei-

sten Kasten vertreten waren. Diese Räte fällten Be-

schlüsse über die Einrichtung kommunaler Schulen,

die Überprüfung der Leistungen von Lehrern und

Schülern und warben auch finanzielle Mittel dafür

ein.

In Madhya Pradesh zeigten partizipatorisch an-

gelegte Untersuchungen auf Dorf- und panchayat-

Ebene, die von der Lok Sampark Abhiyan (Public

Interaction Campaign) durchgeführt wurden, dass

es  anders als dem Anschein nach in früher von Leh-

rern vorgelegten Unterlagen keine hohen Schulab-

brecherraten gab. Stattdessen wurde deutlich, dass

bereits die Einschulungsraten äußerst niedrig wa-

ren. Dies hatte unterschiedliche Ursachen, nicht zu-

letzt das Problem des Zugangs zu Schulen. 

Die Politik reagierte darauf mit der Einführung

eines Programms, das allen Siedlungen – und nicht

nur allen Dörfern – die Einrichtung einer Grund-

schule garantierte. Dieses Bildungs-Garantie-Pro-

gramm sieht vor, dass die Landesregierung inner-

halb von 90 Tagen das Gehalt eines Lehrers auf un-

terster Gehaltsstufe zur Verfügung stellen muss,

wenn die Eltern von 40 Kindern in einer Siedlung

(25 in einem Stammesgebiet) eine Schule für ihre

Kinder brauchen. Der Dorf-panchayat kann dafür

den Lehrer aus der Dorfgemeinschaft rekrutieren

und anstellen. Er muss auch Räumlichkeiten bereit

stellen, in denen Lehrer die Kinder unterrichten

können.

Während in den 50 Jahren seit der Unabhän-

gigkeit in Madhya Pradesh 80.000 Schulen als Be-

standteil des regulären Grundschulbildungssystems

der Regierung eröffnet worden waren, wurden in

den drei Jahren nach der Verkündung des Pro-

gramms (im Januar 1997) 30.000 neue Schulen ein-

gerichtet. Besonders wichtig dabei ist, dass das Pro-

gramm zu einer enormen Steigerung der Einschu-

lung bei Kindern aus der Stammesbevölkerung ge-

führt hat – genau die Kinder, deren Einschulungsra-

ten innerhalb der anfälligsten Bevölkerungsgruppen

am niedrigsten waren. Es führte auch zu einem

überproportionalen Zuwachs bei der Einschulung

von Mädchen.

Aus dem Bildungs-Garantie-Programm können

Lehren für ähnliche Situationen überall auf der

Welt gezogen werden. Die Forderung der Kommu-

nen nach Schulen löste das Handeln der Regierung

aus. Während die Landesregierungen die Lehrer be-

zahlen und ausbilden, schlägt die Kommune geeig-

nete Personen aus der Dorfgemeinschaft vor und

stellt die Räumlichkeiten für den Unterricht zur

Verfügung. Der Erfolg des Programms zeigt, dass

selbst bei stark begrenzten finanziellen Mitteln eine

Veränderung der Politik und innovative partizipato-

rische Prozesse mit Rechenschaftspflicht Verbesse-

rungen für die arme Bevölkerung mit sich bringen.

Das Programm war so erfolgreich, dass eine na-

tionale Kampagne "Bildung für Alle" in Angriff ge-

nommen wurde. Ein entscheidender Faktor wurde

in diesem nationalen Plan jedoch übersehen: Die 90-

Tage-Grenze, innerhalb derer sicher gestellt werden

sollte, die Gehälter der Lehrer zu bezahlen. Durch

diese Änderung in der Projektplanung entfiel die

Verpflichtung der Regierung zur Zahlung innerhalb

eines klar definierten Zeitrahmens, und der nationa-

le Plan kam – absehbar – zum Stillstand. Um einen

Projektanstatz erfolgreich nachzuahmen, müssen

alle seine Erfolgsvoraussetzungen übernommen

werden.

KASTEN 7.1

Madhya Pradesh und Rajasthan – Bildungspolitik mit Resultaten

Quelle: Mehrotra und Delamonica (noch unveröffentlicht), Institute of Development Studies 2003. 
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einamerika, 10 in Asien und 5 in den arabi-

schen Staaten – unternahmen Schritte in Rich-

tung Demokratisierung.3 Im Zuge dieser poli-

tischen Veränderungen wurde auch eine stär-

kere Dezentralisierung eingeleitet und neue

soziale Bewegungen entstanden, die den Bür-

gern neue Möglichkeiten zu kollektiven Akti-

vitäten boten. In diesem Kapitel werden diese

beiden politischen Entwicklungen untersucht,

um daraus Schlüsse für politische Reformen

und für soziale Aktivitäten zu ziehen, aus de-

nen die erforderliche politische Dynamik ent-

steht, um die Millenniums-Entwicklungsziele

zu erreichen. 

DEZENTRALISIERUNG – IHRE

ENTSTEHUNG, IHRE ROLLE, IHRE

POLITISCHEN ERFORDERNISSE

In den letzten Jahren hat ein breites Spektrum

von Ländern – Transformations- und Ent-

wicklungsländer, solvente und insolvente, au-

toritäre und demokratische, mit linken oder

rechten Regierungen oder Regierungen der

politischen Mitte – mit Dezentralisierungs-

maßnahmen begonnen. Seit den frühen achtzi-

ger Jahren sind entsprechende Reformen in

Regimen eingeführt worden, die von Monar-

chien über Militärdiktaturen und von Einpar-

teiensystemen bis hin zu Mehrparteiendemo-

kratien reichen. 

Dezentralisierung setzt eine Zentralregie-

rung voraus, die einen Teil ihrer politischen

Autorität auf lokale Einheiten überträgt und,

was das Entscheidende ist, einen Teil ihrer

Ressourcen und administrativen Verantwort-

lichkeiten. Diese lokalen Einheiten sind dann

für einige grundlegende öffentliche Dienstlei-

stungen und Funktionen zuständig. In mehr

als 60 Ländern sind zu diesem Zweck kommu-

nale Räte mit einer ganzen Reihe von Zustän-

digkeiten geschaffen worden.4 Und in Lateina-

merika werden jetzt, mit Ausnahme einiger

weniger kleiner Länder, fast alle legislativen

und exekutiven Behörden in 13 000 kommu-

nalen Verwaltungseinheiten gewählt.5

Es wird gemeinhin angenommen, dass De-

zentralisierung die Beteiligung der Bevölke-

rung bei der politischen Entscheidungsfin-

dung stärkt, weil dadurch die Regierung den

Menschen nähergebracht wird – sie wird zu-

gänglicher und erfährt mehr über die lokalen

Gegebenheiten und geht daher mehr auf die

Wünsche der Bevölkerung ein. Gibt es für die-

se Annahme aber tatsächlich Beweise? Und

was noch wichtiger ist, trägt die Dezentralisie-

rung von Autorität und Ressourcen dazu bei,

Fortschritte bei der Agenda im Interesse der

armen Bevölkerung zu erzielen? 

WARUM IST DEZENTRALISIERUNG

NOTWENDIG?

Dort wo die Dezentralisierung funktioniert

hat (und das ist eine beachtliche Leistung) –

wie in Teilen von Botsuana, Brasilien, Kolum-

bien, Jordanien, Südafrika und vielen Staaten

in Indien (Karnataka, Kerala, Madhya Pra-

desh, Rajasthan, West Bengalen) – hat es be-

eindruckende Erfolge gegeben, so zum Bei-

spiel:

• Schnellere Reaktionen auf lokale Be-
dürfnisse. Die Kommunalbehörden handeln

in der Regel eher auf Grundlage von Interes-

sen und Bedingungen vor Ort und müssen

nicht mehr auf eine Genehmigung von höhe-

rer Ebene warten, bevor sie handeln können.

Die Dezentralisierung gibt auch den Frauen

Gelegenheit, auf lokaler Ebene mitzuwirken

und ermöglicht daher einen Ansatz der Poli-

tikformulierung und –umsetzung, bei dem ge-

schlechtsspezifische Fragestellungen mehr

Berücksichtigung finden. Hinzu kommt, dass

Gesundheitsprogramme der Regierung eher

angenommen werden, da Berater vor Ort bes-

ser als Bürokraten in der Lage sind, den Sinn

dieser Programme so zu erklären, dass ihn die

Bevölkerung vor Ort auch versteht – was ent-

scheidend zum Erfolg der gesundheitsbezoge-

nen Millenniums-Entwicklungsziele beiträgt. 

• Mehr Rechenschaftspflicht und Transpa-
renz und weniger Korruption. Da durch De-

zentralisierung in der Regel die Transparenz

gefördert wird, sinken oftmals in Ländern, die

die Dezentralisierung vorantreiben, die Geld-

summen, die durch Korruption von Entwick-

lungsprogrammen abgezweigt werden. Eine

neuere Studie in 55 Ländern ergab, dass die

Dezentralisierung der Regierungsausgaben

eng mit einer Reduzierung der Korruption in

Wo Dezentralisierung

funktioniert, hat es

beeindruckende Erfolge

gegeben
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der Bürokratie und einem gesunkenen Profit-

streben in der Privatwirtschaft verknüpft ist –

so bleiben mehr Mittel übrig, die für grundle-

gende Dienstleistungen für arme Menschen

ausgegeben werden können.6

• Besseres Erbringen von Dienstleistun-
gen. Dezentralisierung sorgt oft für eine 

Verringerung der Dienstabwesenheit von 

Regierungsangestellten in kommunalen Schu-

len und Gesundheitsstationen, denn gewähl-

te kommunale Vertreter, bei denen sich die

Wählerschaft beschwert, können für Disziplin

sorgen. Auf diese Weise trägt eine Reduzie-

rung der Dienstabwesenheit zur kosten-

neutralen Verbesserung der grundlegenden

Dienstleistungen bei – was für das Erreichen

der Ziele im Bereich Gesundheit und Bildung

von entscheidender Bedeutung ist.7 Eine stär-

kere Rechenschaftspflicht ermutigt auch die

Menschen vor Ort, die Umsetzung von Pro-

grammen aufmerksam zu verfolgen und zu

protestieren, wenn Regierungsangestellte

schlechte Leistungen erbringen. 

• Besserer Informationsfluss. Die Dezen-

tralisierung sorgt dafür, dass Regierungsange-

stellte rechtzeitig vor möglichen Katastrophen

– Ausbruch von Krankheiten, Überschwem-

mungen, Dürren – gewarnt sind und ermög-

licht es den mit entsprechenden Befugnissen

ausgestatteten kommunalen Behörden,

schnelle Gegenmaßnahmen zu ergreifen. 

• Mehr nachhaltige Projekte. Die Dezen-

tralisierung sorgt für mehr Nachhaltigkeit bei

Entwicklungsprojekten, denn die Wahr-

scheinlichkeit ist größer, dass die Menschen

vor Ort bei ihrer Entwicklung, Umsetzung

und Überprüfung miteinbezogen sind (siehe

Kapitel 4).8 Hinzu kommt, dass ein Haushalts-

und Buchhaltungsansatz, der die Beteiligung

der Betroffenen bei der Entscheidungsfin-

dung einschließt, die Effizienz und Transpa-

renz fördert und dazu beiträgt, dass ge-

schlechtsspezifische Belange in Projekten stär-

ker berücksichtigt werden. 

• Bessere Mittel zur Konfliktlösung.
Wenn einzelne Regionen und Gebiete mehr

Macht erhalten, trägt dies dazu bei, die natio-

nale Einheit zu fördern und Konflikte zu lösen

wie beispielsweise in Äthiopien und Ruanda.

In Namibia und Südafrika wurde durch die

Dezentralisierung versucht, Ungleichheiten

zwischen den einzelnen Regionen wieder aus-

zugleichen.9 Eine Umverteilung von Ressour-

cen gewährleistete eine gerechtere Verteilung

nationaler Finanzmittel an Regionen, die

früher von den herrschenden Gruppen im

Zentrum vernachlässigt worden waren. Da-

durch wurde auch eine Debatte und ein er-

neutes Verhandeln über die Zuweisung natio-

naler Finanzmittel – eine Quelle langjähriger

Konflikte zwischen den Regionen und ethni-

schen Gruppen – ermöglicht. 

• Mehr Elan und Motivation bei den Be-
troffenen vor Ort. Durch Dezentralisierung

werden die Menschen vor Ort ermutigt, Lö-

sungen für ihre Alltagsprobleme zu finden –

kreative Ideen entstehen, und die in zentrali-

sierten, hierarchischen Systemen auftretende

Arbeitsbelastung wird reduziert.10

• Erweiterte Möglichkeiten der politi-
schen Vertretung. Dezentralisierung ver-

schafft den Menschen viel stärker Gehör bei

öffentlichen politischen Entscheidungen, die

ihr Leben betreffen. Insbesondere hat sie die

politische Vertretung von Frauen gestärkt

(wie z.B. in Indien, wo ein Drittel der Ratssit-

ze im panchayat, d.h. auf der lokalen Ebene,

für Frauen reserviert sind11). Das Gleiche gilt

für bisher marginalisierte ethnische Gruppen

(wie beispielsweise die Quechua and Aymara-

Bevölkerung in Bolivien, die Kalingas und

Gaddangs auf den Philippinen und ethnische

Gruppen auf dem Lande wie die Songhai und

Dogon in Mali).12

Durch Dezentralisierung lässt sich die Be-

reitstellung sozialer Dienstleistungen beson-

ders vorteilhaft verändern. Die Beteiligung der

Kommunen bei der Entscheidungsfindung

wird erleichtert und kann dazu beitragen, fai-

re Lösungen für Probleme zu finden, die mit

der Kostenverteilung für das Erbringen der

Dienstleistungen in Verbindung stehen. In

vielen Fällen, in denen die Regierungen bei-

spielsweise nicht in der Lage waren, für Schu-

len zu sorgen, konnten die Kommunen Mittel

und Arbeitskraft aufbringen, um die Schulen

zu bauen, während die Lehrergehälter in der

Regel vom Staat bezahlt wurden (siehe Kapitel

5). In ähnlicher Weise hat die Bamako-Initiati-

ve die Versorgung weit abgelegener ländlicher

Die Dezentralisierung

sorgt dafür, dass

Regierungsangestellte

rechtzeitig vor möglichen

Katastrophen – Ausbruch

von Krankheiten,

Überschwemmungen,

Dürren – gewarnt sind

und ermöglicht es den mit

entsprechenden

Befugnissen

ausgestatteten

kommunalen Behörden,

schnelle

Gegenmaßnahmen zu

ergreifen
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Gebiete in Mali mit den notwendigsten Arz-

neimitteln sichergestellt und dabei mitgehol-

fen, arme Mitglieder in den jeweiligen Kom-

munen zu identifizieren, die bestimmte Kos-

ten nicht bezahlen können. 

Dezentralisierte Einheiten sind beim Er-

bringen von Dienstleistungen effizienter als für

einzelne Sektoren zuständige Ministerien mit

hierarchischer Struktur, da die Planung und

Partizipation vor Ort eine stärkere Verbindung

zwischen den einzelnen Interventionen in den

Bereichen Gesundheit, Wasser- und sanitäre

Versorgung und bei anderen Dienstleistungen

gewährleistet (siehe Kapitel 4). Auf Krisen vor

Ort kann schneller reagiert werden, weil durch

das dezentralisierte System die Kommunikati-

on erheblich verbessert wird. Im Dhar-Distrikt

im indischen Madhya Pradesh ermöglichte es

ein kommunales Internet-Projekt, Gyandoot,

das im Januar 2000 begonnen wurde, extrem

zeitnah auf eine Frühwarnung per e-mail zu

reagieren und dadurch das Ausbrechen einer

Viehseuche zu verhindern.13

Durch die Dezentralisierung wird auch die

Umsetzung und Überprüfung des Erbringens

von Dienstleistungen verbessert – und eine

Reaktion auf schlechte Leistungen beschleu-

nigt. Weltweit haben stärkere Transparenz

und verbesserte Überwachung dazu geführt,

dass sowohl das Ausmaß der Korruption als

auch der Veruntreuungen insgesamt geringer

geworden ist. Die politische Macht ist nicht

mehr allein in den Händen der nationalen Eli-

ten konzentriert. Das bedeutet, dass alle beim

Staat Beschäftigten – seien es gewählte kom-

munale Vertreter, Beamte oder Dienstleis-

tungspersonal wie Krankenschwestern, Leh-

rer oder Wasseringenieure – nicht nur den

mächtigsten Teilen der Gesellschaft, sondern

auch den ärmsten Bürgern gegenüber rechen-

schaftspflichtig sind (Kasten 7.2). Solche Ver-

hältnisse sind von entscheidender Bedeutung,

wenn politische Interventionen für die Ziele

geplant werden.

Derzeit werden viele Dezentralisierungs-

versuche unternommen. Ihre Auswirkungen

1987 führte die neu gewählte Landesregierung ange-

sichts sinkender Finanztransfers seitens der Bundes-

regierung und angesichts eines Personalkostenan-

teils von 87 Prozent der Staatseinnahmen einige in-

novative Maßnahmen durch. Sie versuchte, Proble-

me beim Erbringen von Dienstleistungen durch ein

Bündnis mit Arbeitern und Bevölkerungsgruppen

vor Ort zu überwinden. Die Initiativen setzten die

Kommunalverwaltungen von oben und von unten

unter Druck, damit diese ihre Leistungen auf Ge-

bieten wie öffentliches Gesundheitswesen, Ausbil-

dung im Agrarbereich, Hilfsmaßnahmen bei Dürren

und Aufbau von Infrastruktur (wie zum Beispiel

Schulen) verbesserten. 

Die Regierung reduzierte 1991 ihre Personalko-

sten auf 45 Prozent und rief Programme zur Ge-

sundheitsvorsorge und zur öffentlichen Beschaffung

von informellen Anbietern ins Leben ebenso wie ein

großes Programm zur Arbeitsbeschaffung in Notfäl-

len für Arbeiter, die aus dem Dienst der Regierung

entlassen worden waren. Das Land stellte an der Ba-

sis tätige Arbeitskräfte ein, die diese Dienstleistun-

gen erbringen sollten und motivierte sie, indem sie

über ihre Arbeit berichtete und ihnen viel offizielle

Anerkennung für ihre Dienstleistungen zuteil wer-

den ließ. Dies trug ihr noch größerem Respekt von

seiten der Arbeitskräfte bei.

Gleichzeitig wurde die Bevölkerung dadurch

ermutigt, hohe Erwartungen an das Programm zu

stellen und die Arbeitskräfte für ihre Leistungen zur

Rechenschaft zu ziehen. Die Bevölkerung wurde

auch darüber informiert, auf welche Dienstleistun-

gen sie Anspruch habe, um Druck auf die Kommu-

nalbehörden ausüben zu können, wenn diese

Dienstleistungen nicht erfolgten. Diese öffentliche

Kampagne trug dazu bei, Bevölkerungsgruppen,

wenn nötig mit technischer Unterstützung, zu kol-

lektivem Handeln zu mobilisieren. 

In den Jahren von 1997 bis 2001 konnte die

Landesregierung eine eindrucksvolle Verbesserung

der Gesundheitsindikatoren erzielen. Die Säuglings-

sterblichkeit sank um mehr als ein Drittel, von 40

auf 26 Todesfälle pro 1.000 Lebendgeburten. Der

Impfschutz nahm um mehr als ein Drittel zu, dabei

stieg die Anzahl der voll geimpften Kinder von 67

auf 91 Prozent. Die Rate der in den ersten vier Le-

bensmonaten ausschließlich gestillten Säuglinge

stieg von 46 auf 61 Prozent und das Auftreten von

Unterernährung bei Kindern wurde von 14 Prozent

auf 7 Prozent halbiert.

KASTEN 7.2

Beiderseitiges Bestehen auf die Rechenschaftspflicht – seitens der
Kommunalverwaltung und der Zivilgesellschaft - verbessern die Regierungsführung 

im brasilianischen Bundesstaat Ceará 

Quelle: Fuentes und Niimi 2002, pp. 123-33; Mehrotra und Delamonica (noch unveröffentlicht). 
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insgesamt müssen zwar noch untersucht wer-

den, erste Anzeichen sind jedoch schon sehr

vielversprechend.14 Die Einrichtung von ge-

wählten Kommunalverwaltungen, die für die

sozialen Dienstleistungen zuständig sind, ge-

währleistet, dass diese Behörden den politi-

schen Führungskräften vor Ort und den Bür-

gern gegenüber rechenschaftspflichtig sind

(Kasten 7.3). 

Wenn für Dezentralisierungsinitiativen ge-

eignete Institutionen und Ressourcen zur Ver-

fügung stehen, können diese Initiativen Druck

seitens der Zivilgesellschaft und engagierter

Bürger mobilisieren. Nicht nur die armen und

ausgegrenzten Bevölkerungsgruppen sondern

auch die Regierungen können von solchen Re-

formen sehr profitieren. Da durch solche Re-

formen viele der Probleme angegangen wer-

den, die die Armut mit sich bringt, tragen sie

dazu bei, die Legitimität und Popularität von

Regierungen zu steigern, die diese Reformen

einführen. 

Für die Millenniums-Entwicklungsziele ist

Dezentralisierung besonders entscheidend,

denn viele sind von der effektiven Umsetzung

grundlegender Dienstleistungen abhängig. Für

die Ziele 2-7 beispielsweise hängt das Errei-

chen von Resultaten von besseren Dienstlei-

stungen und aktivem Engagement der Haupt-

betroffenen ab.

VORAUSSETZUNGEN FÜR EINE

EFFEKTIVE DEZENTRALISIERUNG

Dezentralisierung ist in der Regel erfolgreich,

wenn es eine politisch stabile, solvente Zen-

tralregierung gibt, die zur Abgabe von Verant-

wortlichkeiten und Ressourcen entschlossen

ist, wenn die Kommunalverwaltungen diese

Verantwortlichkeiten auch übernehmen kön-

nen und wenn die arme Bevölkerung und eine

gut organisierte Zivilgesellschaft effektiv dar-

an beteiligt werden. Diese Bedingungen

führen normalerweise zu einer bürgernahen

Politik und entsprechenden Dienstleistungen,

steigendem Wachstum, mehr Gleichheit und

menschlicher Entwicklung.

Die Existenz eines funktionierenden Staa-

tes, leistungsfähiger Kommunalverwaltungen

und einer aktiven Zivilgesellschaft allein ga-

rantiert jedoch noch keine erfolgreiche Dezen-

tralisierung. Entscheidend sind die Beziehun-

Die Kerala People’s Campaign, die 1996 begann,

wurde durch die Entscheidung der Landesregie-

rung ausgelöst, 35-40 Prozent der staatlichen Pla-

nungsmittel an Dorf- und Kommunalgremien um-

zuwidmen. In den ersten beiden Jahren führte die

Kampagne zum Bau von 98.494 Häusern, 240.307

Sanitärlatrinen, 17.489 öffentlichen Wasserzapfstel-

len und 50.162 Brunnen – insgesamt weit mehr als

in den vorangegangenen Jahren. 

Die Kampagne mobilisierte Freiwillige vor Ort,

vor allem aus der Bewegung Kerala Sastra Sahitya

Parishad (Wissenschaft im Dienste der Bevölke-

rung) und pensionierte Experten, die Unterstützung

bei der technischen und finanziellen Beurteilung der

Projekte leisten konnten, so zum Beispiel Ingenieu-

re, Ärzte, Professoren und andere Berufsgruppen.

Die Freiwilligen gingen von Ort zu Ort, bewerteten

die Bedürfnisse und Mittel der Einwohner und sam-

melten Informationen, die dann als Hintergrundin-

formation an die panchayat (auf Dorf-, Häuserblock

und Bezirksebene gewählte Räte), an städtische Ent-

wicklungsberichte und an andere designierte Ent-

wicklungsprojekte weitergegeben werden konnten.

Sie boten Ausbildungskurse in Projektplanung, -

durchführung und -überprüfung an. 

Durch die partizipative Beratung und Planung

vor Ort konnten die Ressourcen für die Projekte

aufgrund von Material- und Arbeitskraftspenden

um 10 Prozent gesteigert werden – zudem konnte

man auf diese Weise den vorgesehenen Kasten und

Stammesbevölkerungen (beides historisch unter-

drückte soziale Gruppen) einen höheren Anteil an

Projektmitteln zukommen lassen. Mehr als 30 Pro-

zent der Projektmittel waren dafür vorgesehen, Un-

terkünfte für diese Gruppen zu schaffen. 

Aufgrund der vorgesehenen Frauenkomponen-

te waren 10 Prozent eines jeden Projekthaushalts für

Projekte vorgesehen, von denen Frauen profitieren

sollten – im Gemüseanbau, in Nähkooperativen, zur

Mobilisierung von anganwadi (Vorschulpersonal)

und bei der Einrichtung von kommunalen Frauen-

zentren. Durch die Einführung neuer Programme

für Gesundheitsversorgung und Bildung im öffentli-

chen Sektor hat es auch entscheidende Verbesse-

rungen in den Bereichen Alphabetisierung und Ge-

sundheit gegeben.

KASTEN 7.3

Die Dezentralisierung trägt dazu bei, mehr Gleichheit in Kerala durchzusetzen

Quelle: Franke und Chasin 2000. Mehrotra und Delamonica (noch unveröffentlicht).
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gen zwischen diesen drei Ebenen: Um effekti-

ve und angemessene politische Maßnahmen

zu gewährleisten, müssen die Kommunalver-

waltungen Druck von beiden Seiten spüren,

von oben (damit sie der Staatsregierung ge-

genüber Rechenschaft ablegen) und von unten

(damit sie die Dienstleistungen für die Bürger

vor Ort erbringen). Zu einer erfolgreichen De-

zentralisierung gehört daher mehr als nur be-

stimmte politische Reformen – auch die Schaf-

fung einer Dynamik in drei Richtungen, zwi-

schen den Kommunalverwaltungen, der Zivil-

gesellschaft und einer aktiven Zentralregie-

rung, ist erforderlich.15

Dezentralisierungs-Bemühungen sind

stark von der Größe eines Landes, der Bevöl-

kerung, Geschichte, dem politischen Klima

und der geographischen und ethnischen Viel-

falt abhängig. Diese Unterschiede verlangen

auch unterschiedliche Regelungen zwischen

den zentralen und regionalen Ebenen, was

auch die Dezentralisierung und das Delegie-

ren von Aufgaben beinhaltet.16 Die bisherigen

Erfahrungen mit der Dezentralisierung beto-

nen die Wichtigkeit einiger weniger zentraler

Prinzipien, insbesondere in Zusammenhang

mit: 

• Den Funtionen, die dezentralisiert wer-

den sollen  – die sorgfältig ausgewählt werden

müssen.

• Den finanziellen Mitteln, durch die die

Kommunalverwaltungen in die Lage versetzt

werden, Dienstleistungen zu erbringen  –  die

in den Dezentralisierungsplänen berücksich-

tigt werden müssen.

Zum einen erfordern viele Funktionen mit

nationaler Bedeutung standardisierte einheitli-

che Vorgaben durch eine Zentralbehörde.

Beispiele hierfür sind Verteidigungs- und

Außenpolitik, Währungsregulierung und die

Aufrechterhaltung nationaler Standards für

die Grundschulbildung und für Impfkampa-

gnen und andere Maßnahmen im Bereich öf-

fentliche Gesundheit. Größer dimensionierte

Aufgaben mit einem hohen Finanzvolumen

und solche, die eine stärkere Regulierung er-

fordern (wie Ausbildung, Aufsicht, technische

Unterstützung und kapitalintensive Einrich-

tungen), sollten am besten der Zentralregie-

rung übertragen werden. Die Demokratische

Volksrepublik Laos beispielsweise hat damit

experimentiert, das Geldwechseln in den ein-

zelnen Regionen zu dezentralisieren – was zu

unterschiedlichsten Wechselkursen führte

und ungeheuere administrative und finanzielle

Schwierigkeiten mit sich brachte.17

Zweitens birgt die Übertragung von Ent-

scheidungsbefugnissen an die Kommunal-

behörden das Risiko, zu einer leeren Geste zu

verkommen, wenn sie nicht durch ausreichen-

de finanzielle Mittel, administrative Kapazität

und Mechanismen, diese Behörden zur Re-

chenschaft ziehen zu können, abgesichert ist.

Die Dorf- und Stadträte wären durchaus in

der Lage einige finanzielle Ressourcen selber

einzubringen – dies setzt jedoch voraus, dass

sie auch dazu ermächtigt werden, was bisher

selten geschieht. Ein großer Teil der erforder-

lichen finanziellen Mittel muss den lokalen

Behörden jedoch von höherer Stelle übertra-

gen werden. Dafür sind nicht unbedingt neue

Ausgaben erforderlich, sondern eher die

Übertragung der Kontrolle über bereits vor-

handene Ausgaben. Die Übertragung von

Ausgabenkompetenzen birgt nicht das Risiko

finanzieller Verantwortungslosigkeit, wie oft-

mals unterstellt wird. Auch werden die Räte

dadurch nicht hoffnungslos von übergeordne-

ten Behörden abhängig, wie gerne behauptet

wird – solange die Räte auch gewisse Befug-

nisse haben, zu entscheiden wofür sie die Mit-

tel ausgeben. 

Die meisten Zentralregierungen haben je-

doch bisher keine angemessenen finanziellen

Mittel für die Erbringung von kommunalen

Dienstleistungen an die Behörden vor Ort

übertragen. Dies liegt teilweise daran, weil sie

aus bestimmten Sektoren wie zum Beispiel der

Forstwirtschaft oder dem Bergbau beträchtli-

che Steuereinnahmen erzielen und die Kon-

trolle darüber behalten möchten statt sie an

die Kommunalräte oder Kommunen abzuge-

ben.18 Ohne finanzielle Dezentralisierung sind

jedoch alle Dezentralisierungsbemühungen

zum Scheitern verurteilt.

Dezentralisierung kann aber auch Vettern-

wirtschaft begünstigen  –  dabei spielt es keine

Rolle, ob dies von politischen Parteien oder lo-

kalen Eliten betrieben wird oder nur ein unde-

mokratisches Umfeld widerspiegelt. Ein zu ge-
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ringes oder unzuverlässiges finanzielles Enga-

gement seitens der nationalen Regierungen,

das noch mit politischer Manipulation und der

Begünstigung spezieller Regionen und Wähl-

ergruppen einhergeht, hat katastrophale Fol-

gen. Solche Mängel stellen die Dezentralisie-

rung in Bangladesch, Côte d’Ivoire, Ghana,

Kenia und Nigeria vor ernste Herausforderun-

gen. 

Einigen Mythen über die Voraussetzun-

gen für erfolgreiche Initiativen muss entgegen-

getreten werden. So wird bisweilen behauptet,

dass Dezentralisierung ohne Landreform zum

Scheitern verurteilt ist.19 Doch Erfahrungen im

indischen Karnataka und anderswo zeigen,

dass dem nicht so ist. Andere wiederum mei-

nen, dass marktwirtschaftliche Orientierung

und die Existenz einer unternehmerischen

Mittelklasse für die Dezentralisierung von ent-

scheidender Bedeutung sind.20 Auch dies so

nicht haltbar: Es hat ermutigende Initiativen

in Ländern wie beispielsweise Mosambik ge-

geben, wo bisher keine ausgeprägte Mittel-

klasse existiert.21

Für eine erfolgreiche Dezentralisierung

sind die folgenden drei Elemente unverzicht-

bar:

• Leistungsfähigkeit des Staates 

• Mit Befugnissen ausgestattete, engagierte

und kompetente Kommunalverwaltungen. 

• Engagierte, informierte, organisierte Bür-

ger und Zivilgesellschaften 

Leistungsfähigkeit des Staates. Wenn ei-

ne Zentralregierung auf effektive Art und

Weise Befugnisse an Kommunalverwaltungen

übertragen will, muss sie vor allem selbst erst

einmal Macht haben. Dezentralisierung erfor-

dert eine Koordination der verschiedenen

Ebenen der Regierung und mehr - und nicht

weniger - Regulierung, damit Transparenz,

Rechenschaftspflicht und Vertretung grund-

sätzlich gewährleistet sind. Der Staat muss die

Aufsicht über die Kommunalverwaltungen

führen, regulierend eingreifen und wenn nötig

sanktionieren, damit die armen Menschen

tatsächlich von den politischen Reformen pro-

fitieren. Der Staat muss auch angemessene fi-

nanzielle Mittel zur Unterstützung der Dezen-

tralisierung aufbringen. Wenn ein schwacher

Staat Dezentralisierungsversuche unternimmt,

entstehen Probleme. In der Ukraine beispiels-

weise war es für die schwache und instabile

Regierung eine Herausforderung angesichts

stark gesunkener finanzieller Mittel und bei

nur geringem oder fehlendem zivilgesell-

schaftlichen Engagement auf kommunalener

Ebene dafür zu sorgen, dass die Kommunal-

verwaltungen funktionstüchtig blieben.22 An-

dere Länder der früheren Sowjetunion, sahen

sich bei ihren Dezentralisierungsversuchen

mit ähnlichen Problemen konfrontiert.

Bei der Dezentralisierung geht es um das

Potenzial und nicht um das Versagen des Staa-

tes. Wenn ein schwacher Staat Macht über-

trägt, trifft er in den allermeisten Fällen ein-

fach nur Vereinbarungen mit den kommuna-

len Eliten statt demokratische Spielräume zu

erweitern – und schafft dadurch etwas, das als

dezentralisierter Despotismus bezeichnet

wird.23 So beispielsweise in Afrika südlich der

Sahara, wo zentralisierte Regime versucht ha-

ben, ländliche Gebiete unter ihre Kontrolle zu

bringen, indem sie ihre eigenen Leute auf

kommunaler Ebene eingesetzt haben – also

das genaue Gegenteil von Beteiligung an der

politischen Macht und Förderung der Re-

chenschaftspflicht auf kommunaler Ebene.24

Solche Maßnahmen haben nicht zu den er-

wünschten Resultaten für die Entwicklung ge-

führt. 

Auch die Dezentralisierung in Papua-

Neuguinea hat der Bevölkerung vor Ort nicht

mehr Gehör verschafft. Es ging dort eher dar-

um, ein Auseinanderbrechen des Landes zu

verhindern, das durch sezessionistische Bewe-

gungen unter Druck stand. Die Dezentralisie-

rungsbemühungen des Landes wurden durch

das Fehlen einer starken Staatsregierung, die

die territoriale Integrität hätte gewährleisten

können, unterminiert. Unter solchen Umstän-

den können Reformen nicht die erhofften Re-

sultate bringen.

Engagierte, kompetente Kommunalver-
waltungen mit entsprechenden Machtbefug-
nissen. Die Zuständigkeit für das Erbringen

von sozialen Dienstleistungen muss an die

Kommunalverwaltungen abgegeben werden

und zwar durch gesetzgeberische oder verfas-

sungsmäßige Maßnahmen, durch die auch die

Kontrolle über die Funktionen ebenso wie

Wenn eine
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über die Funktionäre übertragen wird. Die

Funktionäre können ihre Funktionen jedoch

nur mit angemessener finanzieller Ausstat-

tung ausüben. Ob die Dezentralisierung dann 

den Interessen der armen Bevölkerung dient,

hängt davon ab, ob die Kommunalverwaltun-

gen die soziale Gerechtigkeit fördern und sich

für eine Mobilisierung im Interesse der Armen

und eine entsprechende Politik einsetzen.25

Im brasilianischen Ceará und im indischen

Kerala engagierten sich die staatlichen Behör-

den sehr stark für eine Reduzierung der Armut

und waren bereit, es mit den Eliten vor Ort

aufzunehmen, wenn diese sich den entspre-

chenden Bemühungen widersetzten. In Ceará

beispielsweise wurde das Ländliche Entwick-

lungsprogramm für den Nordosten (Nor-

theast Rural Development Programme) von

den Kommunalverwaltungen durchgeführt,

wobei man erfolgreich lokale Patronagesyste-

me umgehen konnte. 

Engagierte, informierte und organisierte
Bürger und Zivilgesellschaften. Damit die

Kommunalbehörden auf die Bedürfnisse der

Bevölkerung eingehen können, müssen diese

beiden Gruppen in einem ständigen Kommu-

nikationsverhältnis zueinander stehen. Eine

gut entwickelte, gut informierte Zivilgesell-

schaft, die in der Lage ist, die Ansichten der

Gemeinschaft zusammenzutragen und zu arti-

kulieren, ist daher unverzichtbar.

In Mosambik verdoppelten engagierte

Kommunalbehörden, die mit einem dezentrali-

sierten Ansatz arbeiteten, das Personal im Ge-

sundheitswesen und konzentrierten sich auf

den Außendienst, damit der Impfschutz und

die Schwangerenberatung um 80 Prozent ver-

bessert werden konnten.26 Die Regierung ver-

sucht, Engpässe bei den Kapazitäten zu beseiti-

gen, indem sie Partner und Auftragsdienste aus

einer breiten Palette von öffentlichen Einrich-

tungen, Nichtregierungsorganisationen und

privaten Anbietern auf allen Ebenen engagiert.

Im indischen Bundesland West Bengalen

erhielten die Kommunalbehörden weit früher

mehr Macht, lange bevor die nationale Regie-

rung von allen Landesregierungen verlangte,

kommunale Behörden (panchayats) einzurich-

ten und mit Machtbefugnissen auszustatten.

In den achtziger Jahren ging dort die Armut

stark zurück.27 Im Zuge der Operation Barga

trugen die panchayats zu einer Verbesserung

der Agrartechnologie und zu einer Reform der

Landverpachtung bei. Sie halfen auch bei der

Registrierung von 1,4 Millionen Pächtern. Seit

den späten achtziger Jahren hat Mazdoor Ki-

san Shakti Sangathan (MKSS, eine Interessen-

vertretung für Arbeiter und Bauern) in Rajast-

han, Indien, Kampagnen für das Recht auf In-

formation durchgeführt. MKSS organisiert öf-

fentliche Anhörungen, bei denen offizielle In-

formationen – detaillierte Berichte, die auf

den offiziellen Ausgabebelegen beruhen –

sorgfältig untersucht und auf ihre Richtigkeit

überprüft werden. MKSS nutzt diese ‘social

audits’, um das Funktionieren von Demokra-

tie auf der fassbarsten, unmittelbarsten Ebene,

nämlich der Dorfebene, zu fördern. 

In den Philippinen wird die Dezentralisie-

rung nach Maßgabe des Local Government

Code von 1991 durchgeführt. Darin sind zu-

sätzliche Funktionen für Gremien, die auf

kommunaler Ebene gewählt werden, und eine

breite Partizipation der Bevölkerung vorgese-

hen. Zivilgesellschaftliche Organisationen ha-

ben sich auf kommunaler Ebene aktiv für eine

öffentliche Rechenschaftspflicht eingesetzt.28

Die Herausforderung bestand darin, lokale

Eliten davon abzuhalten, den Prozess zu

ihrem eigenen Vorteil zu instrumentalisieren. 

Das Scheitern einiger Dezentralisierungs-

initiativen offenbart das Fehlen öffentlichen

Bewusstseins und das Nichtvorhandensein ei-

ner Beteiligungskultur. Dort, wo die Zivilge-

sellschaft Rechenschaft und Maßnahmen von

den Kommunalverwaltungen verlangt hat, war

die Dezentralisierung effektiver. 

Es ist eine komplexe Herausforderung zu

gewährleisten, dass die drei Akteure – staatli-

che Behörden, Kommunalbehörden und Zi-

vilgesellschaft – tatsächlich zusammenarbei-

ten, um das Leben der armen Bevölkerung zu

verbessern. Es gibt bei der Dezentralisierung

in der Tat keinerlei Automatismus zum Nut-

zen der Armen (Kasten 7.4). Herrschende

Gruppen und eng eingegrenzte Interessen

können den Prozess für ihre Zwecke miss-

brauchen. In Bangladesch, Côte d’Ivoire,

Ghana, Kenia, Mexiko, Nigeria, Papua-Neu-

guinea und Uganda hat die Dezentralisierung
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Ergebniss

Partizipation der Armen oder Auswirkungen auf die soziale und 
Region / Land Berücksichtigung ihrer Belange wirtschaftliche Armut

Bangladesh Schlecht: Partizipation etwas verbessert, Sehr schlecht in allen Bereichen, unter- 
jedoch sehr negative Ergebnisse bei der miniert durch Korruption und politische
Vertretung der Armen, Belange der  Vetternwirtschaft
Armen kaum berücksichtigt

Brasilien Wenig Belege, vermutlich jedoch  Gute Ergebnisse bei Gleichheit und
schlecht,da Patronagesysteme unter  menschlicher Entwicklung in besonderen
mächtigen Bürgermeistern und  Gebieten, wo Landes- und Bundespro-
Gouverneuren immer noch programme mit Dezentralisierung kombi-
vorherrschend ist niert wurden; bei räumlich gerechter

Verteilung im allgemeinen schlecht

Chile Keine Belege vorhanden Gemischt: Gute Ergebnisse bei Wachs-
tum und Gleichheit durch klare Ziel-
setzung, Belege bei menschlicher
Entwicklung und Gleichheit jedoch um-
stritten; deutet auf negatives Ergebnis hin

Kolumbien Recht gut: keine eindeutigen Belege für Recht gut: wenig Belange für mehr Wachs-
Partizipation/Vertretung der Armen, tum oder Gleichheit, jedoch gute Ergeb-
jedoch bessere Berücksichtigung ihrer nisse bei der menschlichen Entwicklung
Belange und räumlich gerechteren Verteilung

Côte d’Ivoire Schlecht: geringe Partizipation und Räumlich gerechtere Verteilung vermutlich
Vertretung, Belange der Armen kaum durch Mittelzuweisungen der Regierung
berücksichtigt an ländliche Gebiete verbessert

Ghana Gemischt: Partizipation der armen Die wenigen vorhandenen Belege deuten
Bevölkerung und kommunaler Gruppen darauf hin, dass die eingesetzten Mittel
verbessert; gleichzeitig nur begrenzt zu unbedeutend waren um viel zu bewir-
Verbesserungen bei der Vertretung, kaum ken; evtl. räumlich gerechtere Verteilung
Berücksichtigung der Belange der Armen durch Mittelzuweisungen seitens der

Regierung

Karnataka, Recht gut: bessere Vertretung, jedoch wenig Neutral: trug kaum zu mehr Wachstum im
India effektive Partizipation der Armen und Sinne der armen Bevölkerung oder zu

geringe Berücksichtigung ihrer Belange mehr Gleichheit bei; menschliche Ent- 
wicklung und räumlich gerechtere Vertei-
lung profitierten indirekt von Mittelzu-
weisungen und Entwicklungsprogrammen 

Kenia Sehr schlecht: politisch motiviertes Einige Auswirkungen auf räumlich
Dekonzentrations-Programm gerechtere Verteilung durch politisch

motivierte Umverteilung

Mexiko Belege liegen nicht vor, man kann jedoch Schlecht trotz bedeutender Mittelzuwei-
annehmen, dass sich an dem parteien- sungen seitens der Zentralregierung;
dominierten Patronage-System wenig Gleichheit, räumlich gerechtere Verteilung 
geändert hat und menschliche Entwicklung durch

politische Vetternwirtschaft unterminiert

Nigeria Sehr gering: Partizipation und Vertretung Schlecht: schlechte Bilanz bei Gleichheit und
auf sehr niedrigem Niveau, sehr schlechte menschlicher Entwicklung; räumlich gerechtere
Bilanz bei der Berücksichtigung der Verteilung ist Gegenstand politischer Manipu-
Belange der Armen und fehlende und einer Bevorzung städtischer Gebiete
Rechenschaftspflicht

Philippinen Gemischt: Vertretung und Partizipation Keine Belege vorhanden
durch Organisationen der Bevölkerung und
Nichtregierungsorganisationen (NRO)
verbessert, Belege für Berücksichtigung der
Belange der Armen jedoch umstritten und
lokale Eliten immer noch sehr mächtig

West Bengalen, Gut: verbesserte Partizipation und Vertretung, Gut: Positiv für Wachstum, Gleichheit, mensch-
Indien stärkere Berücksichtigung der Belange der liche Entwicklung; keine Belege für räumlich

Armen gerechtere Verteilung

KASTEN 7.4

Trägt Dezentralisierung zur Armutsreduzierung bei?

Quelle: Übernommen aus Crook und Sturfa Sverrisson 2001 (noch unveröffentlicht).
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weder zu mehr Partizipation, noch zu besse-

ren Ergebnissen für die arme Bevölkerung auf

sozialer und wirtschaftlicher Ebene geführt.

Ugandas ehrgeiziges, aber finanziell schlecht

ausgestattetes und zentral gesteuertes Dezen-

tralisierungsprogramm ist aufgrund seines 

zu zentralistischen technokratischen Ansatzes

und der Vetternwirtschaft vor Ort gescheitert. 

SOZIALE BEWEGUNGEN UND INNOVATIVE

ANSÄTZE BEI DER PARTIZIPATION DER

BEVÖLKERUNG

Direkte kollektive Aktionen stellen für die Be-

völkerung und insbesondere die Armen eine

weitere Möglichkeit dar, die Entscheidungs-

findung zu beeinflussen und die Behörden zur

Rechenschaft zu ziehen. Soziale Bewegungen

haben dafür gesorgt, dass Ausgrenzung und

Armut auf die politische Tagesordnung ge-

setzt wurden. Sie sind dort am aktivsten, wo

vor kurzem erst politische Freiheiten erkämpft

werden konnten – oder noch erkämpft wer-

den müssen. Sie protestieren nicht nur auf der

Straße, sondern verlangen Veränderungen bei

den politischen Entscheidungsprozessen. Der

Dezentralisierungsprozess hat neue Möglich-

keiten des Bürgerengagements auf kommuna-

ler Ebene geschaffen, und das hat zu einer er-

heblichen Verstärkung der Aktivitäten auf

kommunaler Ebene geführt. 

DER KAMPF FÜR BESSERE

LEBENSBEDINGUNGEN IN BOGOTA,
KOLUMBIEN

Seit Jahrzehnten organisieren und mobilisie-

ren die Einwohner von Bogotá in Kolumbien

– insbesondere in armen Stadtbezirken - Un-

terstützung, um die Lebensqualität in der

Stadt zu verbessern und die Gewalt zu redu-

zieren. Diese Bemühungen haben zu einigen

beeindruckenden Ergebnissen geführt. Die

Einwohner konnten 1988 erstmals ihren Bür-

germeister wählen. Im Jahr 1994 wählten sie

mit Antanus Mockus den ersten unabhängi-

gen Bürgermeister und beendeten so die Do-

minanz der liberalen und konservativen Par-

teien in der Stadt. Der Aufstieg von Mockus

war vor allem das Ergebnis von Organisations-

bemühungen in armen Stadtteilen. Seine

Stadtverwaltung erarbeitete einen Entwick-

lungsplan, der darauf basierte, „eine neue

Stadt zu konstruieren”. Die darauf folgende

Stadtverwaltung von Enrique Peñalosa – ei-

nem weiteren Unabhängigen – setzte einen

Schwerpunkt auf die Entwicklung öffentlicher

Flächen wie beispielsweise Parks, Plätze, Bür-

gersteige und Fahrradwege. 

Solche Bemühungen haben die Lebensbe-

dingungen in Bogotá spürbar verbessert. Die

Zahl der Verkehrstoten ist von einem Spitzen-

wert von 1.387 im Jahr 1995 auf 745 im Jahr

2001 gesunken. Die Zahl der Tötungsdelikte

ist sogar noch stärker gesunken, nämlich von

einem Spitzenwert von 4.452 im Jahr 1993 auf

2.000 im Jahr 2001. Am erstaunlichsten war

vermutlich das Ergebnis einer freiwilligen

Steuerkampagne, durch die die Einnahmen

der Stadt im selben Zeitraum um 500.000 US-

Dollar stiegen.29 In einer kürzlich von der ko-

lumbischen Nationalen Planungsbehörde vor-

gelegten Studie über politische, finanzielle

und administrative Indikatoren wurde Bogotá

von allen kolumbischen Kommunen am höch-

sten eingestuft.30

FÖRDERUNG EINER DEMOKRATISCHEN

KULTUR IN BOLIVIEN

Das System der Volksbeteiligung in Bolivien

ist ein Beispiel für den jüngsten Trend zur De-

zentralisierung im Verwaltungs- und Finanz-

bereich in Entwicklungsländern.31 Das 1992

verabschiedete Gesetz zur Beteiligung der Be-

völkerung gewährleistet, dass bei der Dezen-

tralisierung die Mitwirkung der Zivilgesell-

schaft vor Ort und der Basisorganisationen bei

der kommunalen Planung und der Überwa-

chung der Entwicklungsprojekte berücksich-

tigt wird. 

Die Herausforderungen, mit denen sich

die zivilgesellschaftlichen Organisationen vor

Ort konfrontiert sahen, machten einen sol-

chen Ansatz erforderlich. Er spiegelt auch die

lange Tradition der kommunalen Beteiligung

in Bolivien wider, sowohl in den indigenen

Kulturen als auch bei den Arbeiter- und Berg-

arbeitergewerkschaften. Im Gesetz zur Beteili-

gung der Bevölkerung wird das Land in 314

In Bolivien hat die

Dezentralisierung auch

die Partizipation indigener

Völker, insbesondere der

Quechua- und Aymara-

Bevölkerung, gestärkt
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Kommunen aufgeteilt, die entsprechend ihres

Bevölkerungsanteils staatliche Mittel für Pro-

jekte erhalten.

Diese Umverteilungen hatten zwar unter-

schiedliche Folgen für die Reduzierung der

Armut, sie bewirkten jedoch eine Reduzierung

der räumlichen Ungleichheit, indem sie Mittel

für Regionen – wie beispielsweise abgelegene

ländliche Gebiete - bereitstellten, die vorher

vernachlässigt worden waren. Die Dezentrali-

sierung hat auch die Partizipation indigener

Völker, insbesondere der Quechua- und Aym-

ara-Bevölkerung gestärkt. Eine der wichtig-

sten Auswirkungen des neuen Systems ist die

Förderung einer demokratischen Kultur, die

alle miteinbezieht. 

BEWUSSTSEIN FÜR HIV/AIDS IN

THAILAND WECKEN

Seit den frühen neunziger Jahren hat die Po-

pulation and Community Development Asso-

ciation (Vereinigung für Bevölkerung und

Kommunale Entwicklung) in Thailand, eine

Nichtregierungsorganisation (NRO), deren

Schwerpunkt ursprünglich auf Familienpla-

nung lag, ungeheuere Anstrengungen unter-

nommen, um das Bewusstsein über HIV/

AIDS zu stärken. Sie trug dazu bei, obligatori-

sche Informationssendungen im Radio und im

Fernsehen zu fördern, die jede Stunde 30 Se-

kunden lang ausgestrahlt wurden. Sie war

auch an der Einführung eines nationalen

AIDS-Aufklärungsprogramms beteiligt. Zu-

dem hat sie auch „Kondom-Nächte“ und

„Miss Anti-AIDS Schönheitsparaden“ in den

am stärksten frequentierten Sex-Bezirken von

Bangkok durchgeführt und damit die Mög-

lichkeit zur Aufklärung von besonders gefähr-

deten Bevölkerungsgruppen – nämlich Prosti-

tuierten und ihren Kunden – und zur Vertei-

lung von Kondomen geschaffen. 

Diese Bemühungen haben dazu beige-

tragen, die Zahl der HIV-Neuerkrankungen

zu senken und dadurch deutlich gemacht, 

wie wichtig die Mobilisierung vor Ort ist.

Bewusstseinsbildung, Förderung des Ge-

brauchs von Verhütungsmitteln, Förderung

der Partizipation und Unterstützung vor Ort

sind daher die entscheidenden Elemente,

wenn man das Millenniums-Entwicklungsziel

erreichen will, die Ausbreitung von

HIV/AIDS, von Malaria und anderen an-

steckenden Krankheiten allmählich einzudäm-

men. 

BERÜCKSICHTIGUNG GESCHLECHTS-
SPEZIFISCHER BELANGE BEI DER

HAUSHALTSPOLITIK IN SÜDAFRIKA

1995 wurde die South African Women’s Bud-

get Initiative (Südafrikanische Frauen Budget

Initiative) von der Gender and Economic Po-

licy Group (Frauen und Wirtschaftspolitik

Gruppe) des Haushaltsausschusses des Parla-

ments und von zwei politikbezogenen NRO,

deren Schwerpunkt auf Forschung und Lob-

byarbeit lag, gegründet. Durch die Vernet-

zung von Forschern und Parlamentariern

konnte die Forschung sicher sein, eine Lobby

im Parlament zu erhalten – während die Parla-

mentarier eine solide Basis für ihre Politik er-

hielten. Durch dieses nicht allein an Wirt-

schaftlichkeit ausgerichtete Vorgehen wurde

ein interdisziplinärer Ansatz gefördert, der

Fragestellungen mit einbezog, die bei einer

konventionellen ökonomischen Analyse nicht

berücksichtigt werden. Diese fehlende

Berücksichtigung hatte oft zu einer Politik ge-

führt, die geschlechtsspezifische Fragestellun-

gen übersah. Die Initiative hat diese Vernach-

lässigung geschlechtsspezifischer Aspekte

ebenso dokumentiert wie das wachsende Pro-

blem von HIV/AIDS. 

Diese Arbeit wurde noch ausgeweitet, als

das Gender Advocacy Programme, eine Frau-

en-NRO, in der westlichen Kap-Provinz im

Jahr 2000 Untersuchungen über die Haus-

haltszuweisungen im Zusammenhang mit dem

Gesetz zu häuslicher Gewalt (Domestic Vio-

lence Act) aus dem Jahr 1998 durchführte. Mit

Unterstützung der Provinzregierung wurden

die Haushaltszuweisungen in den einzelnen

für die Umsetzung des Gesetzes zuständigen

Abteilungen (Justiz, Sicherheit, Wohlfahrt)

untersucht. Solche Initiativen sind zwar noch

zu neu, um die Politik zu beeinflussen, trotz-

dem sind sie ein Schritt hin zu einer Stärkung

der Partizipation und leisten einen Beitrag zur

politischen Entscheidungsfindung.32 

Bewusstseinsbildung,

Förderung des Gebrauchs

von Verhütungsmitteln,

Förderung der

Partizipation und

Unterstützung vor Ort

sind die entscheidenden

Elemente, wenn man 

das Millenniums-

Entwicklungsziel

erreichen will, die

Ausbreitung von 

HIV/AIDS allmählich

einzudämmen
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Eine solche Politikformulierung und 

entsprechende Haushaltsmaßnahmen haben

große Bedeutung für die Ziele, insbesondere

die Ziele in den Bereichen Hunger, Bildung,

Ermächtigung der Frauen, Kindersterblich-

keit, Müttergesundheit und HIV/AIDS und

andere Krankheiten. Wenn man für bestimm-

te Zielgruppen der Bevölkerung grundlegen-

de Dienstleistungen erbringt, führt dies zu

positiven Effekten. Das Gleiche gilt für

Dienstleistungen. die auf die Bedürfnisse von

anfälligen Bevölkerungsgruppen zugeschnit-

ten sind. 

BETEILIGUNGSHAUSHALTE IN

PORTO ALEGRE, BRASILIEN

In Porto Alegre im brasilianischen Rio Grande

do Sul, führte die Arbeiterpartei 1988 eine Po-

litik zur Förderung der Beteiligungshaushalte

ein und wurde danach durch ihre Wahlerfolge

1992 und 1996 bestätigt.33 Die vorher auf be-

stimmte Interessengruppen zugeschnittene

Haushaltspolitik wurde in ein auf dem Dialog

mit den Bürgern aufbauendes System mit voll-

er Rechenschaftspflicht umgewandelt, das sich

an den Bedürfnissen der Einwohnerschaft ori-

entiert. 

Das System hat einige gute Ergebnisse ge-

bracht.34 Die Beteiligung der Bürger bei der

Vorbereitung und kritischen Bewertung der

öffentlichen politischen Maßnahmen hat auf

eindrucksvolle Weise zugenommen. Der An-

teil der städtischen Bevölkerung mit Zugang

zu Wasser stieg von 49 Prozent im Jahr 1989

auf 98 Prozent im Jahr 1996.35 Im gleichen

Zeitraum verdoppelte sich die Anzahl der

Kinder, die eine Grundschule oder weiter-

führende Schule besuchten. 

All dies wurde durch eine 48prozentige

Erhöhung des kommunalen Steueraufkom-

mens parallel zu diesen Maßnahmen ermög-

licht. Die kommunalen Mittel wurden umver-

teilt, um Betriebe in armen Stadtgebieten zu

unterstützen. Das Transportwesen ist bis in

die Außenbezirke ausgedehnt worden. Die

Qualität und Reichweite öffentlicher Arbeiten

und Dienstleistungen – wie zum Beispiel das

Pflastern von Straßen, Wohnungsbau- und

städtische Entwicklungsprojekte – sind ver-

bessert worden. Viele Slums sind zu städti-

schen Wohngebieten geworden, die Hälfte

der bisher ungepflasterten Straßen konnte in-

zwischen gepflastert werden und die Korrup-

tion wurde reduziert. 

Das hohe Niveau zivilgesellschaftlichen

Engagements und die geänderte Haltung der

politischen Behörden haben sich als entschei-

dender Vorteil für Beratungen und Konsens-

bildung erwiesen. Vertreter der 16 Verwal-

tungsbezirke der Stadt kommen zweimal im

Jahr zu Plenarversammlungen zusammen, um

Haushaltsfragen zu klären. Diese Treffen wer-

den von der Kommunalverwaltung und den

kommunalen Delegierten gemeinsam koordi-

niert. Zu den Teilnehmern zählen leitende

städtische Angestellte, Verwaltungsbeamte,

Vertreter von Stadtteilvereinigungen, Jugend-

und Gesundheitsklubs sowie weitere interes-

sierte Einwohner. 

Die jährliche Versammlung der 16 Bezir-

ke im März überprüft den Haushalt des vor-

angegangenen Jahres und wählt Vertreter, die

in den folgenden drei Monaten an wöchentli-

chen Treffen teilnehmen und dort die Ausga-

benprioritäten des Bezirks für das kommende

Jahr erarbeiten. In diesen drei Monaten, 

in denen die Vorbereitung der zweiten Be-

zirksversammlung stattfindet, werden auch

Beratungen vor Ort in den Stadtteilen über

Themen wie Transportwesen, Abwasser,

Flächennutzungsplanung, Kinder- und Al-

tentagesstätten und Gesundheitsfürsorge

durchgeführt, über deren Ergebnisse auf der

zweiten Versammlung berichtet wird. Auf

der zweiten Versammlung werden auch zwei

Delegierte und ihre Stellvertreter gewählt, die

den Bezirk im gesamtstädtischen Rat des Be-

teiligungshaushalts vertreten, der fünf Mona-

te lang den städtischen Haushalt unter

Berücksichtigung der Prioritäten der Bezirke

ausarbeitet. 

Der Rat setzt sich zusammen aus den Be-

zirksdelegierten, gewählten Vertretern und

Delegierten zu bestimmten Themen aus den

Reihen der kommunalen Arbeitergewerk-

schaft, dem Dachverband der Stadtteilvereini-

gungen und der zentralen Kommunalbehör-

den. Dieses Gremium trifft sich von Juli bis

September jede Woche, um einen städtischen

Das Experiment von Porto

Alegre ist so erfolgreich

gewesen, dass es von

vielen anderen

brasilianischen Städten,

darunter São Paulo,

Santos, Belo Horizonte,

Campinas und Vitoria,

aber auch von anderen

lateinamerikanischen

Ländern übernommen

wurde
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Haushalt auszuarbeiten, der dann dem Bür-

germeister vorgelegt wird. Jedes Jahr am 30.

September wird der jährliche städtische Haus-

haltsentwurf eingereicht, den der Bürgermei-

ster so akzeptieren oder durch sein Veto an

den Rat zurückverweisen kann. Der Rat kann

als Reaktion darauf den Haushalt abändern,

oder mit einer Zweidrittel-Mehrheit das Veto

des Bürgermeisters überstimmen. 

Der Beteiligungshaushalt ist sehr populär

geworden. Mehr als 100.000 Menschen (8

Prozent der erwachsenen Bevölkerung) haben

an der 1996er-Runde der Bezirksversammlun-

gen und an den verschiedenen in der Zwi-

schenzeit stattgefundenen Treffen teilgenom-

men.36 Die Arbeit verschiedener zivilgesell-

schaftlicher Organisationen erhält die Dyna-

mik in der Bevölkerung durch Unterstützung

bei den verschiedenen Treffen, durch Bewusst-

seinsbildung, Lobbyarbeit und Forschungs-

projekte im Hinblick auf gemeinsame kom-

munale Zielsetzungen aufrecht. 

Das Experiment von Porto Alegre ist so

erfolgreich gewesen, dass es von vielen ande-

ren brasilianischen Städten, darunter São

Paulo, Santos, Belo Horizonte, Campinas

und Vitoria, aber auch von anderen latein-

amerikanischen Ländern übernommen wur-

de. Aus diesen Erfahrungen lassen sich wich-

tige Lehren für die Ausarbeitung von Strate-

gien zur Umsetzung der Millenniums-Ent-

wicklungsziele ziehen, insbesondere für die

Ziele, die auf die Verbesserung der Lebens-

qualität für Slumbewohner und die Sicherung

eines dauerhaften Zugangs zu sauberem

Trinkwasser und verbesserter sanitärer Ver-

sorgung abzielen.

*         *         *

Bei den hier behandelten Beispielen für De-

zentralisierung und Mobilisierung vor Ort

liegt der Schwerpunkt auf der Umverteilung

öffentlicher Ausgaben, insbesondere für sozia-

le Dienstleistungen. Andere zentrale Fragen

des Zugangs zu ökonomischen Chancen und

Produktionskapital werden dabei nicht be-

handelt. Es ist sehr viel unwahrscheinlicher,

dass bei diesen Fragen effektiv politischer

Druck im Hinblick auf staatliche Maßnahmen

ausgeübt werden kann, die zu mehr Wachs-

tum beitragen und das Einkommen armer

Haushalte steigern, wie zum Beispiel Steuerre-

formen, Umverteilung von Kapital und die

Förderung von Investitionen in beschäfti-

gungsschaffenden Industrien. 

Das heißt jedoch nicht, dass solche

Bemühungen nur in geringem Umfang und

mit wenig Ehrgeiz betrieben werden. Es gibt

andere verfassungsmäßige und rechtliche Ver-

pflichtungen, die in der Verantwortung der

Regierungen liegen und wo die soziale Mobili-

sierung eine Rolle spielen kann: Bei der Besei-

tigung der Armut, der Schaffung von Arbeits-

plätzen, der Verringerung der Ungleichheit

und der stetig zunehmenden Verwirklichung

und Einhaltung der Menschenrechte. Die Mil-

lenniums-Entwicklungsziele werfen noch ein-

mal ein Schlaglicht auf diese Ziele, die der ei-

gentliche Schwerpunkt der menschlichen Ent-

wicklung sind. Auch der Weg, auf dem man

diese Ziele erreichen kann, spielt eine Rolle

und, wie schon in der Millenniums-Erklärung

formuliert, sind demokratische und partizipa-

torische Regierungsformen dafür am besten

ausgestattet. 
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In diesem Kapitel wird die Rolle der rei-

chen Länder im internationalen Pakt zum Er-

reichen der Millenniums-Entwicklungsziele

untersucht. Der Pakt setzt bei der globalen

Entschlossenheit zur Armutsbekämpfung an,

indem er auf der gegenseitigen Verantwortung

der armen und der reichen Länder aufbaut.

Die armen Länder müssen ihre Staats- und Re-

gierungsführung verbessern, um Mittel zu mo-

bilisieren und sie wirksamer und gerechter

einzusetzen. Die reichen Länder müssen die

Entwicklungshilfe, die Schuldenerleichterun-

gen, den Marktzugang und den Technologie-

transfer ausweiten.

Die Millenniums-Erklärung der Vereinten

Nationen und der Konsens von Monterrey

(das Ergebnis der Internationalen Konferenz

über Entwicklungsfinanzierung vom März

2002 in Monterrey, Mexiko) stellen klar, dass

die armen Länder die Hauptverantwortlichen

sind, was das Erreichen der Ziele 1 bis 7 an-

geht. Aber diese internationalen Vereinbarun-

gen spiegeln auch einen neuen Ansatz wider.

Die reichen Länder gründen ihre Unterstüt-

zung für die armen Länder stärker auf deren

Leistungen, als dass sie ihnen einen Anspruch

darauf zubilligen. Danach werden die reichen

Länder die Hilfe für genau die armen Länder

erhöhen, die ehrliche Anstrengungen unter-

nehmen, einheimische Ressourcen zu mobili-

sieren, politische Reformen durchzuführen,

die Institutionen zu stärken sowie die Korrup-

tion und andere Aspekte zu bekämpfen, auf

die die Schwäche ihres Regierungs- und Ver-

waltungshandelns zurückzuführen ist.

Die von den reichen Ländern in der Mil-

lenniums-Erklärung gemachten Zusagen sind

in Ziel 8 ausformuliert (siehe Kasten 8.1). Die-

se Verpflichtungen sind seitdem in verschie-

denen Foren wiederholt bekräftigt worden:

• Im Konsens von Monterrey wurde die

Notwendigkeit einer signifikanten Erhöhung

der Entwicklungshilfe anerkannt. Die Ge-

berländer wurden aufgefordert, konkrete

Anstrengungen zu unternehmen, um bei 

der Entwicklungshilfe die 1970 festgelegte

Zielvorgabe von 0,7 Prozent des Bruttoso-

zialprodukts zu erreichen und nachdrücklich

Schuldenerleichterungen für Länder an-

zustreben, die Maßnahmen zur Stärkung 

des Regierungs- und Verwaltungshandelns

ergreifen.

• In der Ministererklärung von Doha zum

Abschluss der Konferenz der Welthandelsor-

ganisation (World Trade Organization –

WTO) im Jahre 2001 wurden die Armuts-

bekämpfungsziele erneut bekräftigt und es

wurde zugesagt, die Interessen der armen

Länder zum zentralen Gegenstand der

zukünftigen Arbeit der Handelsminister zu

machen. Außerdem verpflichteten sich die Mi-

nister gegenüber den am wenigsten entwickel-

ten Ländern dem Ziel des zoll- und quoten-

freien Marktzugangs für Produkte aus diesen

Ländern.

• Der Weltgipfel für nachhaltige Entwick-

lung, der im September 2002 in Johannesburg

in Südafrika stattfand, bekräftigte erneut die

Notwendigkeit, die Entwicklungshilfe auszu-

weiten. Er forderte die Geber auf, auf die Ziel-

vorgabe von 0,7 Prozent hinzuarbeiten und

die nicht tragbare Schuldenlast von Ländern

zu verringern, die sich nachweislich bemühen,

ihre Staats- und Regierungsführung zu verbes-

sern. Zudem wurden die WTO-Mitglieder

aufgefordert, ihre Zusagen hinsichtlich des

Marktzugangs zu erfüllen.

Wenn Ziel 8 vernachlässigt wird, ist es

schwer vorstellbar, dass die ärmsten Länder

die Ziele 1 bis 7 erreichen können. Dieser Be-

richt zeigt auf, was getan werden muss, um die

Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen der

Ziele zu beschleunigen. Dazu zählen: Mittel

für Sozialausgaben in ausreichendem Umfang

Handlungskonzepte statt Almosen: 
Was die reichen Länder tun können, um die
Ziele erreichen zu helfen

KAPITEL 8

Alle 189 Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen haben sich ver-
pflichtet, bis 2015:
• ein offenes, regelgestütztes, be-
rechenbares und nichtdiskriminie-
rendes Handels- und Finanzsystem
weiterzuentwickeln. Dies umfasst
die Verpflichtung auf eine gute Re-
gierungs- und Verwaltungsführung,
die Entwicklung und die Armuts-
minderung sowohl auf nationaler
als auch auf internationaler Ebene.
• den besonderen Bedürfnissen
der am wenigsten entwickelten Län-
der Rechnung zu tragen. Dies um-
fasst einen zoll- und quotenfreien
Zugang für die Exportgüter der am
wenigsten entwickelten Länder, ein
verstärktes Schuldenerleichterungs-
programm für die hochverschulde-
ten armen Länder und die Strei-
chung der bilateralen öffentlichen
Schulden sowie die Gewährung
großzügigerer öffentlicher Entwick-
lungshilfe für Länder, die zur Ar-
mutsminderung entschlossen sind.
• den besonderen Bedürfnissen
der Binnen- und kleinen Inselent-
wicklungsländer Rechnung zu tra-
gen.
• die Schuldenprobleme der Ent-
wicklungsländer durch Maßnah-
men auf nationaler und internatio-
naler Ebene umfassend anzugehen
und so die Schulden langfristig trag-
bar werden zu lassen.
• in Zusammenarbeit mit den
Entwicklungsländern Strategien zur
Beschaffung menschenwürdiger
und produktiver Arbeit für junge
Menschen zu erarbeiten und umzu-
setzen.
• in Zusammenarbeit mit den
Pharmaunternehmen erschwingli-
che unentbehrliche Arzneimittel in
den Entwicklungsländern verfügbar
zu machen.
• in Zusammenarbeit mit dem
Privatsektor dafür zu sorgen, dass
die Vorteile der neuen Technologi-
en, insbesondere der Informations-
und Kommunikationstechnologien,
genutzt werden können.

KASTEN 8.1

Millenniums-
Entwicklungsziel 8

Quelle: UN 2003b.
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bereitzustellen, die zerfallende Gesundheitsin-

frastruktur wiederherzustellen, mehr Lehre-

rinnen einzustellen, um Mädchen zum Schul-

besuch zu ermutigen, die Ungerechtigkeiten

bei den öffentlichen Ausgaben für die Wasser-

versorgung zu beseitigen, die Rechte von Frau-

en an Grund und Boden zu sichern, in die

Agrarforschung zu investieren, neue Export-

märkte zu erschließen, eine Vielzahl weiterer

praxisorientierter Schritte zu unternehmen,

um politische Handlungskonzepte zu verän-

dern, Institutionen zu verbessern und die In-

vestitionen zu erhöhen.

Die Regierungen der armen Länder müs-

sen die Initiative ergreifen, um diese Schritte

zu unternehmen; sie dürfen dabei jedoch nicht

auf sich allein gestellt bleiben. Im Millenni-

ums-Entwicklungspakt wird dargelegt, dass

die Länder mit hoher und höchster Priorität,

die die größten Hürden zu überwinden haben,

große Zuflüsse an Gebermitteln benötigen

werden, um wesentlich stärker als bisher in

Gesundheit, Bildung, Landwirtschaft, Was-

serversorgung, Sanitärversorgung und zentrale

Infrastruktur zu investieren. Sie können nicht

warten, bis durch wirtschaftliches Wachstum

genügend Rücklagen im Inland gebildet wur-

den und die Haushaltseinkommen steigen. Es

ist im Gegenteil so, dass diese Schlüsselinvesti-

tionen die Grundlage für wirtschaftliches

Wachstum schaffen.

Außerdem sind die armen Länder Be-

schränkungen ausgesetzt, die nur durch Ver-

änderungen der Politik der reichen Länder

verringert werden können. Im internationalen

Handel stehen sie häufig vor Barrieren. Zu-

dem ist ihr Handlungsspielraum durch die

enormen Auslandsschulden eingeengt, die sie

von früheren Regierungen übernommen ha-

ben. Und aufgrund ihrer Defizite im Techno-

logie-Bereich sind globale Ressourcen und

Know-how erforderlich, um ihre Probleme in

den Bereichen Gesundheit, Kommunikation

und Energie zu lösen.

MEHR UND WIRKSAMERE

ENTWICKLUNGSHILFE

Der Umfang der zum Erreichen der Ziele

benötigten zusätzlichen externen Finanzie-

rung ist schwer zu schätzen. Denn erstens sind

dazu Informationen über die Kosten erforder-

lich, die von Land zu Land enorm schwanken,

und zweitens müssen die Aussichten für die

1990

0,33%
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0,22%

Jährliche Verbraucher-
ausgaben für Tabak

204 Milliarden US-Dollar

57,6
Milliarden
US-Dollar

54,0
Milliarden
US-Dollar

2002

0,23%

56,6
Milliarden
US-Dollar

Zugesagt:
16 
Milliarden
US-Dollar
bis 2006

Anteil am Bruttosozial-
produkt der Geberländer

GRAFIK 8.1

Entwicklungshilfe –
wie groß ist der Bedarf,
wie viel wird gegeben?

Bedarf:
mindestens zusätzliche
50 Millionen US-Dollar

Konstante US-Dollar von 2000

Quelle: Gesamtbedarf: World Bank und IMF 2001;
Gesamtentwicklungshilfe: OECD, Development
Assistance Committee 2003c; Economist 2001. 
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Dass die reichen Länder 0,7 Prozent ihres

Bruttosozialprodukts (BSP) für die globale Ent-

wicklung bereitstellen sollten, wurde zum ersten

Mal 1969 im Report on International Develop-
ment vorgeschlagen, der unter der Leitung des

früheren kanadischen Premierministers Lester

Pearson erstellt wurde. Diese Zahl wird weithin als

Referenzzielvorgabe für die öffentliche Entwick-

lungshilfe akzeptiert. Nachdem sie 1970 von der

UN-Vollversammlung bekräftigt worden war, wur-

de sie Bestandteil der internationalen Entwick-

lungsstrategie für das darauf folgende Jahrzehnt.

Neuere Entwicklungen diesbezüglich sind unter

anderem die folgenden:

• In der Millenniums-Erklärung werden reiche

Länder aufgefordert, „großzügigere Entwicklungs-

hilfe“ zu gewähren.

• Im Konsens von Monterrey werden „entwickelte

Länder, die dies bislang unterlassen haben“, aufge-

fordert, „konkrete Anstrengungen zu unternehmen,

um die Zielvorgabe von 0,7 Prozent des BSP als öf-

fentliche Entwicklungshilfe (ODA) für Entwick-

lungsländer und von 0,15 bis 0,20 Prozent für die

am wenigsten entwickelten Länder zu erreichen“.

• Auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwick-

lung wurden „entwickelte Länder, die dies bislang

unterlassen haben“, ebenfalls aufgefordert, „kon-

krete Anstrengungen zu unternehmen, um die Ziel-

vorgabe von 0,7 Prozent des BSP als öffentliche

Entwicklungshilfe für Entwicklungsländer zu errei-

chen und ihre Zusagen über solche Hilfe für die am

wenigsten entwickelten Länder tatsächlich umzuset-

zen“. 

Wenn die Mitglieder des Entwicklungshilfeaus-

schusses der OECD (die 23 größten Geber welt-

weit) tatsächlich öffentliche Entwicklungshilfe im

Umfang von 0,7 Prozent ihres BSP leisten würden,

entspräche dies einem Volumen von 165 Milliarden

US-Dollar jährlich. Dies wäre dreimal so viel wie

derzeit und läge deutlich über den aktuellen Schät-

zungen für den Bedarf zum Erreichen der Millenni-

ums-Entwicklungsziele.

KASTEN 8.2

Öffentliche Entwicklungshilfe: Die Zielvorgabe von 0,7 Prozent

Quelle: UN 2002e.
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Mobilisierung inländischer Ressourcen be-

kannt sein, die von zukünftigem Wachstum

und Reformen abhängen. In diversen Studien

wurden Einschätzungen vorgenommen, nach

denen die Hilfe aus dem Ausland um 40 bis

100 Milliarden US-Dollar pro Jahr steigen

muss. Ein häufig zitierter konservativer

Schätzwert ist der der Zedillo-Kommission

der Vereinten Nationen.1 Danach sind zusätz-

liche 50 Milliarden US-Dollar nötig. Diese

Zahl stimmt mit der Schätzung der Weltbank

überein.2 Dies würde fast eine Verdoppelung

der öffentlichen Entwicklungshilfe von den 23

Mitgliedern des Entwicklungshilfeausschusses

(Development Assistance Committee –

DAC) der OECD erfordern, wodurch der Ge-

samtumfang auf etwa 0,43 Prozent des Brutto-

sozialprodukts dieser Länder steigen würde.

Sie blieben damit allerdings immer noch unter

der seit 1970 geltenden 0,7-Prozent-Marke

(siehe Kasten 8.2, Grafik 8.1).

Diese Zahlen mögen riesig erscheinen,

sind jedoch nicht weit von der Situation vor

1990 entfernt. Die öffentliche Entwicklungs-

hilfe war rückläufig und sank zwischen 1990

und 2001 von 0,33 auf 0,22 Prozent des 

Bruttosozialprodukts der Geberländer. Doch

zu diesem Rückgang kam es hauptsächlich An-

fang und Mitte der 1990er Jahre. Gegen Ende

des Jahrzehnts hatte die Entwicklungshilfe

wieder beträchtlich zugenommen. Aktuelle

Daten zeigen, dass dieser Trend anhält. Die öf-

fentliche Entwicklungshilfe stieg zwischen

2001 und 2002 um fünf Prozent. Dennoch rei-

chen diese Mittel bei weitem noch nicht aus,

um das zu erreichen, was nötig ist – insbeson-

dere um die Ziele zu erreichen. 

Der Rückgang in den 1990er Jahren hat

die Länder und Regionen mit dem größten Be-

darf am härtesten getroffen. Beispielsweise

sank in Afrika südlich der Sahara und in Süda-

sien in den 1990er Jahren die Entwicklungshil-

fe pro Kopf um die Hälfte (Tabelle 8.1; Grafi-

ken 8.2 und 8.3). Seit der Verabschiedung der

Millenniums-Erklärung im Jahr 2000 hat sich

die Umkehr dieses Abwärtstrends fortgesetzt.

Es wurde angekündigt, dass die Entwicklungs-

hilfe bis zum Jahr 2006 um etwa 16 Milliarden

US-Dollar jährlich ansteigen solle, auf 0,26

Prozent des Bruttosozialprodukts der Geber-

länder.3 Obwohl dies ein guter Anfang ist,

reicht es nicht aus, um den Bedarf zu decken.

Um die finanziellen Mittel zu erhöhen, wur-

den innovative Methoden zur Mittelbeschaf-

fung über die Kapitalmärkte vorgeschlagen

(siehe Kasten 8.3).

Obwohl die Millenniums-Entwicklungs-

ziele gezielt Entwicklungshilfe für die am we-

nigsten entwickelten Länder vorsehen, waren

diese Länder nicht völlig von den Mittelkür-

zungen verschont geblieben. Von den 49 am

wenigsten entwickelten Ländern erhalten 31

Länder heute weniger Entwicklungshilfe als

im Jahr 1990 (8,5 Prozent ihres durchschnittli-

chen BIP heute im Vergleich zu 12,9 Prozent

damals).4

Seit Anfang der 1990er Jahre haben sich

Verfechter der menschlichen Entwicklung

dafür eingesetzt, dass die Sozialausgaben auf

mindestens 20 Prozent der nationalen und der

Entwicklungshilfeetats angehoben werden.

Aber die Entwicklungshilfe für die soziale

Grundversorgung, die entscheidend ist, um

die Ziele in den Bereichen Gesundheit, Bil-

GRAFIK 8.3
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TABELLE 8.1

Nettozahlungen an öffentlicher Entwicklungshilfe nach Empfängerregion, 
1990 und 2001
(Konstante US-Dollar von 2000)

Pro Kopf in Empfängeregionen Anteil am BIP
Region 1990 2001 1990 2001

Alle Entwicklungsländer 15 10 1,61 0,81
Am wenigsten entwickelte Länder 33 20 12,92 8,45
Arabische Staaten 59 18 2,85 1,00
Ostasien und Pazifikraum 5 4 0,77 0,32
Lateinamerika und Karibik 13 12 0,48 0,32
Südasien 6 4 1,18 0,84
Afrika südlicher der Sahara 34 21 6,13 4,55
Welt 14 10 1,28 0,77

Quelle: OECD, Development Assistance Committee 2003a.
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dung, Hunger sowie Wasser- und Sanitärver-

sorgung zu erreichen, liegt weiterhin bei weni-

ger als 15 Prozent der Mittelzuweisungen der

bilateralen Geber. Sie ist steigt jedoch an, und

Irland, Luxemburg, die Niederlande, Öster-

reich, das Vereinigte Königreich und die Ver-

einigten Staaten haben die 20-Prozent-Marke

erreicht.

ENTWICKLUNGSHILFE WIRKSAMER MACHEN

Die Erhöhung der Entwicklungshilfe wird

nicht ausreichen. In einer neueren Weltbank-

Studie findet sich die Feststellung, dass die

Entwicklungshilfe zu unterschiedlichen Zeiten

und an unterschiedlichen Orten „höchst wir-

kungsvoll, vollkommen unwirksam und alles

Mögliche dazwischen“ war.5 Die Entwick-

lungshilfe trug zu vielen der spektakulären

Entwicklungserfolge der vergangenen Jahr-

zehnte bei - in Indonesien und der Republik

Korea in den 1970er Jahren, in Bolivien und

Ghana in den 1980er Jahren sowie in Uganda

und Vietnam in den 1990er Jahren. Internatio-

nale Programme trieben die „Grüne Revoluti-

on“ und Maßnahmen zur Bekämpfung der

Flussblindheit voran und ermöglichten die

Ausweitung von Immunisierungskampagnen

gegen Kinderkrankheiten. Aber ein zu großer

Anteil der Entwicklungshilfe floss in Länder

mit grassierender Korruption und fehlgeleite-

ten politischen Strategien - Bedingungen, un-

ter denen Entwicklungshilfemittel nur vergeu-

det werden können.

Was sollte getan werden, um sicherzustel-

len, dass die Entwicklungshilfe mehr Wirkung

zeigt, insbesondere hinsichtlich der Beschleu-

nigung der Fortschritte auf dem Weg zum Er-

reichen der Ziele? Drei Themen beherrschten

die aktuellen Analysen: eine bessere Staats-

und Regierungsführung, mehr Eigenverant-

wortung und eine bessere Entwicklungshilfe-

praxis. Diese drei Bereiche sind entscheidend

für die Prinzipien einer stärkeren Partner-

Zusagen seit Monterrey
Auf der Internationalen Konferenz über Ent-

wicklungsfinanzierung in Monterrey, Mexiko,

im Jahr 2002 verständigte sich die internatio-

nale Gemeinschaft auf einen einheitlichen, auf

Prinzipien gestützten Entwicklungsansatz und

auf die erste Erhöhung der Mittel für Entwick-

lungshilfe seit 20 Jahren, um zusätzliche 16

Milliarden US-Dollar jährlich bis zum Jahr

2006 (einschließlich der Zusagen, die seit der

Konferenz gemacht wurden).

Die Vereinigten Staaten werden die 

öffentliche Entwicklungshilfe bis 2006 auf 

15 Milliarden US-Dollar jährlich erhöhen 

und damit fast verdoppeln. Die Europäische

Union wird die Entwicklungshilfe bis 2006 auf

0,39 Prozent des BSP erhöhen, was pro Jahr

etwa elf Milliarden US-Dollar mehr bedeutet.

Was die sonstigen einzelnen Mitgliedstaaten

betrifft:

• Belgien sagte zu, bis 2010 0,7 Prozent des

Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Deutschland sagte zu, bis 2006 0,33 Pro-

zent des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Finnland sagte zu, bis 2007 0,4 Prozent des

Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Frankreich sagte zu, bis 2007 0,5 Prozent

des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Griechenland sagte zu, bis 2006 0,33 Pro-

zent des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Irland sagte zu, bis 2007 0,7 Prozent des

Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Italien sagte zu, bis 2005 0,33 Prozent des

Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Luxemburg sagte zu, bis 2005 1,0 Prozent

des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Die Niederlande sagten zu, bis 2005 1,0 Pro-

zent des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Österreich sagte zu, bis 2006 0,33 Prozent

des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Portugal sagte zu, bis 2006 0,33 Prozent

des Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Schweden versprach, auf das Ziel von 1,0

Prozent des Bruttosozialprodukts bis 2006

hinzuarbeiten.

• Spanien sagte zu, bis 2006 0,33 Prozent des

Bruttosozialprodukts zu erreichen.

• Das Vereinigte Königreich erklärte sich be-

reit, bis 2005/2006 0,4 Prozent des Bruttosozi-

alprodukts zu erreichen.

Andere Geber haben ebenfalls wichtige

Zusagen gemacht. Kanada erklärte sich bereit,

die Entwicklungshilfe um acht Prozent oder

etwa 1,7 Milliarden US-Dollar jährlich zu er-

höhen, was den Anteil an seinem Bruttosozial-

produkt bis 2010 auf 0,28 Prozent anheben

würde. Norwegen erklärte sich bereit, die Ent-

wicklungshilfe von 0,92 Prozent des Bruttoso-

zialprodukts bis 2005 auf 1,0 Prozent zu er-

höhen, was einer jährlichen Anhebung um 250

Millionen US-Dollar entspräche. Die Schweiz

erklärte sich bereit, bis 2010 die Entwicklungs-

hilfe auf 0,37 Prozent des Bruttosozialpro-

dukts zu erhöhen. Und Australien erklärte sich

zu einer realen Erhöhung um drei Prozent im

Zeitraum 2002 bis 2003 bereit.

Ein Vorschlag für einen neuen
Finanzierungsmechanismus
Das Vereinigte Königreich hat vorgeschlagen,

einen neuen Mechanismus – eine Internationa-

le Finanzfazilität – zu schaffen, um vorherseh-

bare, stabile Entwicklungshilfe für die Investi-

tionen zu leisten, die zum Erreichen der Ziele

bis 2015 nötig sind. Durch diese temporäre Fa-

zilität würden innerhalb des Zeitraums bis

2015 Mittel beschafft werden. Die Geber wür-

den langfristige Zusagen über jährliche Zah-

lungen an die Fazilität machen, durch die dann

Mittel beschafft würden, indem Anleihen an

den internationalen Kapitalmärkten aufge-

nommen würden. So könnten Ressourcen jetzt

verfügbar gemacht werden, wo sie benötigt

werden.

KASTEN 8.3

Neue Finanzierung für die Ziele

Quelle: UN 2002a; United Kingdom, Her Majesty's Treasury 2003; OECD, Development Assistance Committee 2003d.
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schaft, die aus den Konferenzen von Monter-

rey und Johannesburg hervorgegangen sind.

Die Staats- und Regierungsführung – die

politischen Handlungskonzepte und Institutio-

nen, die die Interaktionen zwischen einzelnen

Personen und Gruppen in der Gesellschaft re-

gulieren – gilt als ein Teil des Fundaments für

dauerhaftes Wachstum und menschliche Ent-

wicklung. Deshalb machen viele Geber ihre

Unterstützung von Bemühungen zur Verbesse-

rung der Staats- und Regierungsführung ab-

hängig – und helfen dabei, im Wesentlichen

durch technische Zusammenarbeit. Die Kor-

ruption zu bekämpfen, eine solide Wirtschafts-

politik zu verfolgen und effiziente, rechen-

schaftspflichtige Systeme für die Verwendung

öffentlicher Mittel einzurichten, trägt entschei-

dend dazu bei, sicherzustellen, dass externe

Mittel nicht vergeudet werden. Rechtsstaatlich-

keit, eine verlässliche Vertragsdurchsetzung

und starke staatliche Regulierungsinstitutionen

sind wichtig, damit eine Marktwirtschaft funk-

tionieren kann. Dies sind wichtige Elemente ei-

ner guten Wirtschaftspolitik.

Andere Dimensionen der Staats- und Re-

gierungsführung sind aber ebenfalls von Be-

deutung. Im Bericht über die menschliche
Entwicklung 2002 wird argumentiert, dass

menschliche Entwicklung eine demokratische

Staats- und Regierungsführung erfordert, die

auf die Bedürfnisse der Armen eingeht. Eine

demokratische Staats- und Regierungsführung

erfordert mehr als politische Handlungskon-

zepte und Institutionen, die die Effizienz der

öffentlichen Dienste gewährleisten. Es erfor-

dert faire Institutionen und Regeln sowie Ent-

scheidungsprozesse, die den Menschen ein

Mitspracherecht einräumen und es ihnen er-

möglichen, die Behörden zur Rechenschaft zu

ziehen. Politische Institutionen, die den Men-

schen Gehör verschaffen und die Rechen-

schaftspflicht von Regierungen und Verwal-

tungen erhöhen, sind daher wichtig, um die

Fortschritte auf dem Weg zum Erreichen der

Ziele zu beschleunigen. Eine Agenda zu Gun-

sten der Armen könnte allerdings dem starken

Eigeninteresse von Eliten zuwiderlaufen (sie-

he Kapitel 7).

Viele Länder haben Programme zur Un-

terstützung einer demokratischen Staats- und

Regierungsführung durchgeführt. In Afrika

wurde eine große länderübergreifende Initiati-

ve auf den Weg gebracht, die Neue Partner-

schaft für Afrikas Entwicklung (New Part-
nership for Africa’s Development -
NEPAD). Die Staats- und Regierungsführung

spielt darin eine wichtige Rolle. Und viele Ge-

ber haben die Unterstützung der Staats- und

Regierungsführung zu einer ihrer Prioritäten

erhoben.

Bei dem zweiten Thema, Eigenverantwor-

tung, geht es darum, dass die Länder selber

Regie führen. Eine Erfahrung aus den 1990er

Jahre ist, dass politische Reformen nicht

durchgeführt werden, wenn sie nicht tief in

ein nationales Engagement eingebettet sind,

das von allen Interessengruppen in einem

Land getragen wird. Diese Erfahrung unter-

mauert die Ergebnisse von Untersuchungen

zur Staats- und Regierungsführung, die be-

sagen, dass Partizipation eine Rolle spielt. Der

Prozess – wie Entscheidungen getroffen wer-

den – ist von Bedeutung. Aber Eigenverant-

wortung ist schwer zu erreichen, wenn Kapa-

zitäten und Macht ungleich verteilt sind. Den

meisten armen Ländern fehlen nicht nur die fi-

nanziellen Mittel, sondern auch die institutio-

nellen und personellen Kapazitäten, um die

Entwicklung voranzutreiben und zu steuern.

Hilfsorganisationen klagen häufig über insti-

tutionelle Schwächen in Empfängerländern,

die sie quasi „zwingen“ würden, die Planung

entwicklungsbezogener Maßnahmen selbst zu

übernehmen. Diese Asymmetrie hat jedoch

unerwünschte Auswirkungen auf die Eigen-

verantwortung. Eine wichtige Herausforde-

rung, um Entwicklungshilfe wirkungsvoller zu

machen, besteht darin, Mechanismen zu fin-

den, durch die Entwicklungshilfe so geleistet

werden kann, dass die Belastungen für die

Empfängerländer möglichst gering sind.

Das letzte Thema – gebundene Entwick-

lungshilfe und Koordinierung unter den Ge-

bern – ist seit langem im Gespräch, wenn dar-

um geht, Entwicklungshilfe wirkungsvoller zu

machen. Gebundene Entwicklungshilfe ist für

die Empfängerländer nachteilig, weil sie ihre

Möglichkeiten beschneidet, die Mittel so wirt-

schaftlich wie möglich einzusetzen. In einer

aktuellen Weltbank-Studie wird geschätzt,
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dass die gebundene Entwicklungshilfe 25 Pro-

zent weniger wirkungsvoll ist, als die unge-

bundene Entwicklungshilfe.6 Die Mitglieder

des Entwicklungshilfeausschusses der OECD

haben sich darauf verständigt, die gebundene

Entwicklungshilfe zu verringern (und darüber

Bericht zu erstatten) – und sie ist auf rund ein

Fünftel der gesamten Hilfe dieser Länder ge-

sunken. Doch in einigen Länder ist sie nach

wie vor hoch: So entfallen darauf mehr als 50

Prozent der nicht-technischen Entwicklungs-

zusammenarbeit aus Griechenland, Italien

und Kanada, während vier Länder (Irland,

Luxemburg, Österreich und die Vereinigten

Staaten) dazu keine Zahlen veröffentlichen.

Eine mangelnde Koordinierung unter den

Gebern kann die Prioritäten der Empfänger

untergraben. Dies bedeutet eine große Bela-

stung für Empfängerländer, in denen die öf-

fentlichen Dienste bereits überlastet sind. Mi-

nister empfangen Dutzende von Geberdelega-

tionen, und ihre Mitarbeiter verbringen

enorm viel Zeit damit, auf den verschiedenen

Stufen des Hilfeprojektprozesses von der Vor-

bereitung über die Verhandlungen bis zur

Realisierung Dokumente zu verfassen. Staats-

bedienstete, die eigentlich politische Maßnah-

men planen und Programme durchführen

sollten, verbringen stattdessen ihre Zeit damit,

Geberdelegationen zu empfangen und Berich-

te an die Geber zu verfassen. Im Februar 2003

trafen sich die Leiter bilateraler Geberorgani-

sationen und multilateraler Institutionen in ei-

nem hochrangigen Forum, um diese Themen

zu erörtern. Die auf der Konferenz verabschie-

dete Römische Erklärung zur Harmonisierung

(Rome Declaration on Harmonization) be-

legt, dass man entschlossen ist, an der be-

schriebenen Situation etwas zu ändern.7

WAS SOLLTE GETAN WERDEN?

Um die Ziele erreichen zu können, sind we-

sentlich ehrgeizigere Hilfsprogramme erfor-

derlich, um ressourcenbedingte, politische

und institutionelle Beschränkungen in Angriff

zu nehmen. Wie im Millenniums-Entwick-

lungspakt betont wird, muss sich Entwick-

lungshilfe auf die ärmsten Länder konzentrie-

ren. Massive Zuflüsse von finanziellen und

technischen Ressourcen können jedoch Ver-

zerrungen verursachen, schwache nationale

Programme überfordern und zu Ressourcen-

abhängigkeit führen.

Um solche Resultate zu vermeiden, müs-

sen externe Ressourcen in Programme und

Prozesse eingebettet sein, die in nationaler Ei-

genverantwortung durchgeführt werden.

Hierzu müssen die Ziele und die zugehörigen

Zielvorgaben bei den nationalen Haushalts-,

Programm- und Planungsprozessen auf der

lokalen, sektoralen und nationalen Ebene

berücksichtigt werden, bei denen Finanzie-

rungsmöglichkeiten aus dem Ausland geprüft

werden. Es müssen die Lücken eingeschätzt

werden, die zwischen den derzeitig verfügba-

ren und den zum Erreichen der Ziele erforder-

lichen externen Ressourcen klaffen, sowie zwi-

schen den derzeitigen eigenen politischen

Handlungskonzepten und den zum Erreichen

der Ziele erforderlichen politischen Reformen.

Die meisten Länder mit hoher und höch-

ster Priorität verwenden bereits Strategiedo-

kumente zur Armutsbekämpfung als Grund-

lage für Vereinbarungen mit ausländischen

Partnern. Wie im Pakt vorgeschlagen, sollten

diese Dokumente eine Einschätzung dessen

liefern, was zum Erreichen der Ziele erforder-

lich ist. Derzeit werden in den Dokumenten

die Zielvorgaben auf der Grundlage dessen

festgelegt, was angesichts der verfügbaren

Ressourcen sowie der vorhandenen Institutio-

nen und politischen Strategien realistisch er-

reicht werden kann. Stattdessen müssen aber

die Lücken zwischen den jetzt verfügbaren

und den zum Erreichen der Ziele benötigten

Ressourcen ermittelt werden. Gleiches gilt für

die Schwächen in punkto Kapazitäten sowie

Staats- und Regierungsführung, die durch po-

litische und institutionelle Reformen über-

wunden werden müssen. Wie diese Lücken

gefüllt werden sollen, und wie die Entschei-

dungen darüber in die Strategiedokumente

zur Armutsbekämpfung eingebunden werden

sollen, wird mit den einzelnen Ländern ausge-

handelt werden müssen.

Koordinierung und Dialog auf der lokalen

Ebene können ebenfalls den Konsens über die

Prioritäten zwischen den Gebern und den Re-

gierungen der Entwicklungsländer stärken.

Eine mangelnde

Koordinierung unter den

Gebern kann die

Prioritäten der Empfänger

untergraben. Dies

bedeutet eine große

Belastung für

Empfängerländer, in

denen die öffentlichen

Dienste bereits überlastet

sind.
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Die Erfahrungen in Tansania sind ein Beispiel

für die erfolgreiche lokale Koordinierung der

Entwicklungshilfe auf der Grundlage von

Strategiedokumenten zur Armutsbekämpfung

(siehe Kasten 8.4).

Finanzielle Mittel für die Ziele könnten

auch über unterfinanzierte multilaterale Pro-

gramme geleitet werden, wie den Globalen

Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulo-

se und Malaria (GFATM), die Beratungsgrup-

pe für internationale Agrarforschung (CGI-

AR) oder den Integrierten Rahmenplan für

handelsbezogene technische Hilfe zum Auf-

bau menschlicher und institutioneller Kapa-

zitäten (Integrated Framework for Capacity
Development in Trade).

Entwicklungshilfe selektiv leisten: die

Leistungen der Empfängerländern ins Ver-
hältnis zu ihrem Bedarf setzen. Um die Ent-

wicklungshilfe wirksamer zu machen, gehen

die Geber zunehmend zu einer an politischen

Kriterien orientierten Auswahl der Empfänger

über. Die Geber, die auf der Konferenz in

Monterrey im Jahr 2002 Zusagen gemacht ha-

ben, stellten klar, dass sie mehr Ressourcen in

die Länder leiten werden, die zeigen, dass sie

energisch gegen die Armut vorgehen, indem

sie politische Maßnahmen zu Gunsten der Ar-

men einleiten, Schritte zur Verbesserung der

Staats- und Regierungsführung ergreifen und

einige Ergebnisse erzielen, die in die richtige

Richtung gehen – statt lediglich Absichten

und Erwartungen kundzutun. Ohne eine soli-

de Wirtschaftspolitik ist es wahrscheinlich,

Die tansanische Regierung und ihre Partner der

Entwicklungszusammenarbeit verfolgen zwei einan-

der ergänzende Ansätze zur verbesserten Koordinie-

rung der Entwicklungshilfe. Die Armutsbekämp-

fungsstrategie des Landes beschreibt ein schlüssiges

strategisches Programm zur nationalen Entwick-

lung. Es wird durch die Tanzania Assistance Stra-
tegy (TAS) ergänzt, die die Rolle der Partner be-

schreibt.

Das Ergebnis ist ein von der Regierung geführ-

ter Prozess mit breiter Unterstützung, durch den die

Auslandshilfe koordiniert wird. Der Weg dorthin

war jedoch nicht einfach. Als 1995 die wirtschaftli-

chen und strukturellen Reformen in Tansania, ei-

nem der größten Empfängerländer von Entwick-

lungshilfe, ins Straucheln gerieten, kamen bei den

Partnern ernsthafte Zweifel an der Staats- und Re-

gierungsführung und Verantwortlichkeit auf. Dar-

aufhin überprüften die Partner ihr Verhältnis zu

Tansania und beschäftigten sich, wohl zum ersten

Mal, mit ihrer eigenen Entwicklungshilfepraxis. Sie

begannen konstruktiver mit der Regierung zusam-

menzuarbeiten und vermieden Konditionalität, zu

Gunsten stärkerer nationaler Eigenverantwortung,

und unternahmen konzertierte Anstrengungen zum

Aufbau von Kapazitäten. In einer unabhängigen

Untersuchung der Entwicklungspartnerschaft wur-

de herausgefunden, dass sich das Verhältnis sehr

verbessert hatte. Daraus ergab sich eine solidere Ba-

sis für eine nachhaltige Minderung der Armut.

Die Tanzania Assistance Strategy beschreibt

die Prioritäten der Regierung zum Aufbau von Ka-

pazitäten durch die Nutzung nationaler statt paralle-

ler Systeme zum Management von Entwicklungshil-

fe. Sie ermutigt auch die Entwicklungspartner, Mit-

tel auf einer zuverlässigeren Grundlage als zuvor zur

Verfügung zu stellen. Ein solches Vorgehen würde

die Planung erleichtern, aufgrund der besseren Ko-

ordinierung die Wirkung von Entwicklungshilfe er-

höhen, der Nachhaltigkeit dienen sowie die Kon-

trolle und Rechenschaftslegung verbessern.

Führung des Prozesses durch die Regierung –

ergänzt durch Reformen des Finanzmanagements,

der Gebietskörperschaften und des öffentlichen

Dienstes – bedeutet, dass die Armutsbekämpfungs-

strategie zum überspannenden Rahmen für die Poli-

tik des Landes geworden ist. Sektor- und themenbe-

zogene Programme sind in die Strategie eingebettet,

und der Dialog zwischen der Regierung und den

Partnern konzentriert sich auf ihre Umsetzung. Das

nachdrückliche Engagement der Regierung für die

Armutsbekämpfung hat sichergestellt, dass die Stra-

tegie zur Richtschnur für den Staatshaushalt und

alle Fachprogramme geworden ist. Außerdem ge-

währleistet ein innovatives umfassendes Armutsü-

berwachungssystem eine ständige Rückkoppelung

zwischen der Zuweisung von in- und ausländischen

Mitteln und den Ergebnissen in Bezug auf die Ar-

mut.

Der tansanische Entwicklungshilfeausschuss

trägt erheblich dazu bei, Einvernehmen unter allen

Partnern herbeizuführen. Die in dem Land gewon-

nenen positiven Erfahrungen zeigen vieles auf, das

anderenorts Nachahmung finden könnte, wenn es

mit soliden politischen Handlungskonzepten, der

veranschaulichten nationalen Eigenverantwortung

und konzertierten Anstrengungen zum Aufbau ein-

heimischer Kapazitäten kombiniert wird.

KASTEN 8.4

Erfolgreiche Partnerschaften unter Führung der Regierung in Tansania

Quelle: Hendra und Courtnadge 2003.

Es müssen die Lücken

eingeschätzt werden, die

zwischen den derzeitig

verfügbaren und den zum

Erreichen der Ziele

erforderlichen externen

Ressourcen klaffen, sowie

zwischen den derzeitigen

eigenen politischen

Handlungskonzepten und

den zum Erreichen der

Ziele erforderlichen

politischen Reformen



188 BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2003

dass große Mittelzuflüsse verschwendet wer-

den. Und ohne eine demokratisches Staats-

und Regierungsführung, die den Menschen

Mitspracherechte einräumt, werden Entwick-

lungsbemühungen die Armen nicht dazu be-

fähigen, in höherem Maße selbst über ihr

Schicksal zu bestimmen.

Entwicklungshilfe, die ohne solche Vorbe-

dingungen geleistet wird und die mehr von In-

teressen geleitet ist, als dass sie sich an den Zie-

len der Nachhaltigkeit und der Armuts-

bekämpfung orientiert, kann wenig bewirken.

Aber wenn aufgrund selektiver Auswahl keine

Hilfe geleistet wird, können die Millenniums-

Entwicklungsziele nicht erreicht werden. Aus-

zahlungen von Entwicklungshilfe auf der

Grundlage politischer Kriterien werden Län-

dern mit guten politischen Handlungskonzep-

ten und starken Institutionen helfen. Länder

mit schlechten politischen Handlungskonzep-

ten und schwachen Institutionen werden je-

doch auf der Strecke bleiben. Solche Länder

brauchen nicht nur finanzielle Mittel, sondern

auch Unterstützung in Form von technischer

Zusammenarbeit, um ihre politischen Hand-

lungskonzepte und ihre institutionellen Kapa-

zitäten verbessern zu können. Dazu sind keine

umfangreichen Mittel erforderlich, aber es ist

ein wichtiger Teil der Hilfe von außen und

muss ebenfalls richtig gemacht werden. Dar-

auf wird im Folgenden eingegangen.

Die politischen Handlungskonzepte und
die institutionellen Kapazitäten verbessern.
In vielen Ländern ist die Verbesserung der po-

litischen Handlungskonzepte und der Institu-

tionen – die Reform der Staats- und Regie-

rungsführung – der Bereich, in dem sie die

meiste Unterstützung von außen benötigen.

Diese Unterstützung sollte ein Schwerpunkt

der Entwicklungshilfe sein. Allerdings sollte

dafür nicht ein überragender Teil der bereit-

gestellten finanziellen Mittel aufgewendet

werden. Geld ist dazu nicht erforderlich, son-

dern vielmehr technische Zusammenarbeit

zum Aufbau von Kapazitäten.

Die Bilanz der technischen Zusammenar-

beit ergibt jedoch ein gemischtes Bild. Sie hat

sich als viel wirkungsvoller herausgestellt,

wenn es darum ging, die Arbeit selbst zu erle-

digen, als wenn es um den Aufbau einheimi-

scher Kapazitäten ging. Viele Evaluierungen

zeigen, dass mit dem Ende der Unterstützung

aus dem Ausland auch die Projektaktivitäten

eingestellt werden und die bereits geschaffe-

nen Kapazitäten wieder verloren gehen. Seit

über einem Jahrzehnt diskutieren Geber und

Empfänger über die zu Grunde liegenden Be-

schränkungen bei der Schaffung von Kapa-

zitäten und suchen nach wirkungsvolleren An-

sätzen. Beispielsweise kann der herkömmliche

Ansatz der Entsendung ausländischer Berater

für die Schulung von Einheimischen das

Selbstvertrauen der einheimischen Mitarbei-

ter untergraben. Die eigenen Mitarbeiter ins

Ausland zu schicken, damit sie dort einen aka-

demischen Grad erwerben, kann dagegen zu

einer zunehmenden Abwanderung von Fach-

kräften führen.

Anfang der 1990er Jahre verabschiedete

der Entwicklungshilfeausschuss der OECD

neue Prinzipien für die technische Zusam-

menarbeit.8 Sie wurden jedoch nie vollständig

angewendet, obwohl sie bis heute gültig sind.

In neueren Arbeiten von UNDP wird ein neu-

es Paradigma gefordert, und neue Prinzipien

für die Schaffung von Kapazitäten. Darin

muss anerkannt werden, dass Kapazitäten für

die Entwicklung genauso wichtig sind wie

wirtschaftspolitische Maßnahmen, dass Kapa-

zitäten nicht nur eine individuelle, sondern

auch eine institutionelle und gesellschaftliche

Dimension haben und dass Wissen nicht

transferiert werden kann, sondern erworben

werden muss. Der neue Ansatz fordert auch

ein neues Vorgehen für eine erfolgreiche

Schaffung von Kapazitäten (siehe Kasten 8.5).

Entwicklungshilfe für Länder in Kon-
flikt- oder Postkonfliktsituationen. Gewalt-

same politische Konflikte sind ein großes Hin-

dernis für die Millenniums-Entwicklungsziele.

Etwa 60 Länder befinden sich derzeit in sol-

chen Konflikten oder versuchen gerade, sich

davon zu erholen. Viele dieser Länder sind

Länder mit hoher oder höchster Priorität. Es

ist wichtig, dass die Geber diesen Ländern

helfen, ihre Krisen zu überwinden, indem sie

sie über die humanitäre Hilfe hinaus unter-

stützen und anschließend Entwicklungshilfe

leisten. Manche Geber weigern sich, solche

Länder zu unterstützen, weil Ressourcen zur

Auszahlungen von

Entwicklungshilfe auf der

Grundlage politischer

Kriterien werden Ländern

mit guten politischen

Handlungskonzepten und

starken Institutionen

helfen. Länder mit

schlechten politischen

Handlungskonzepten und

schwachen Institutionen

werden jedoch auf der

Strecke bleiben
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Finanzierung von Kriegszwecken abgezweigt

werden könnten. Die Belege zeigen jedoch,

dass die Verweigerung der Hilfe für solche

Länder das menschliche Leiden vergrößert

und das Ende von Konflikten nicht schneller

herbeiführt.9 Die Geber sollten sich natürlich

über den möglichen Missbrauch von Entwick-

lungshilfe im Klaren sein. Dies ist beispiels-

weise der Fall, wenn Hilfsgüter gestohlen wer-

den oder die Entwicklungshilfe für politische

Zwecke oder für die anhaltende Terrorisie-

rung der Bevölkerung missbraucht wird.

Die Autorität des Staates zu stützen ist

ebenfalls von entscheidender Bedeutung,

denn wenn der Staat zusammenbricht, kolla-

biert auch die Wirtschaft, was das menschli-

che Wohlergehen untergräbt. Viele Länder

haben in Konflikten in bemerkenswerter Wei-

se unentbehrliche Dienstleistungen weiterhin

bereitstellen können oder sie sogar noch ver-

bessert und dabei signifikante Fortschritte in

der menschlichen Entwicklung erzielt. Dies

gilt beispielsweise für Guatemala, Nicaragua

und Sri Lanka (siehe Kapitel 3). Entscheidend

dafür war häufig der Einsatz von Nichtregie-

rungsorganisationen (NRO), örtlichen Ge-

meinschaften und ausländischen humanitären

Organisationen, denen es weiterhin gelang,

hilfsbedürftige Menschen zu erreichen.

Die Entwicklungshilfepraxis verbessern.
Wichtige Prinzipien für die Entwicklungshil-

fepraxis von Gebern und Empfängern, die si-

cherstellen können, dass die Hilfe den Armen

zugute kommt, wurden jüngst von dem frühe-

ren bolivianischen Staatspräsidenten Jorge

Quiroga entsprechend der englischen An-

fangsbuchstaben unter den Akronymen Herr

„DUCCA“ und Herr „LIPPO“ zusammenge-

fasst. 

Für die Geberländer – Herr DUCCA:

• Dezentralisierte Entscheidungsprozesse
(„Decentralised decision-making“). Ein

großer Teil der Entscheidungsprozesse der

Geber ist nach wie vor in den Hauptstädten

der Geberländer zentralisiert, wo Entschei-

dungen auf der Grundlage von Annahmen

Die Bedeutung der Eigenverantwortung eines

Landes und der nationalen Kapazitäten wird

seit langem anerkannt. Die technische Zusam-

menarbeit konzentriert sich jedoch häufig auf

praktische Aspekte statt auf die Schaffung von

Kapazitäten. Zehn Prinzipien bieten nationa-

len Interessengruppen und ausländischen

Partnern Ausgangspunkte für die Suche nach

vielversprechenden Ansätzen für die Schaf-

fung von Kapazitäten:

• Die Dauerhaftigkeit von Ergebnissen
sollte das Denken und Handeln in punkto
Kapazitäten leiten. Die Schaffung von Kapa-

zitäten ist ein Kernelement von Entwicklung.

Bei allen Maßnahmen sollte geprüft werden,

ob sie diesem Ziel dienen.

• Nichts überstürzen. Die Schaffung von

Kapazitäten ist ein langfristiger Prozess, der

sich nicht für Leistungsdruck, schnelle Lösun-

gen und kurzfristige Resultate eignet. Das En-

gagement zur Schaffung von Kapazitäten setzt

eine zuverlässige langfristige Planung voraus.

• Globale Suche, lokaler Wissenserwerb.
Es gibt keine fertigen Lösungen: Die Schaffung

von Kapazitäten ist ein Lernprozess. Lernen ist

ein freiwilliges Unterfangen, das echtes Enga-

gement und Interesse voraussetzt. Wissen

kann nicht transferiert, sondern muss erwor-

ben werden.

• Vorhandene Kapazitäten nutzen, statt
neue zu schaffen. Dies impliziert, primär auf

das im eigenen Land vorhandene Know-how

zu setzen, nationale Institutionen zu stärken

sowie das soziale und kulturelle Kapital zu

schützen.

• Beiträge aus dem Ausland mit nationa-
len Prioritäten, Prozessen und Systemen ver-
knüpfen. Beiträge aus dem Ausland müssen

dem nationalen Bedarf entsprechen sowie die

nationalen Bedürfnisse und Möglichkeiten

berücksichtigen. Nationale Systeme, die nicht

leistungsfähig genug sind, dürfen nicht umgan-

gen, sondern müssen reformiert und verbessert

werden.

• Anreize für die Schaffung von Kapazitä-
ten geben. Verzerrungen bei der Beschäfti-

gung im öffentlichen Sektor stellen große Hin-

dernisse für die Schaffung von Kapazitäten

dar. Auf andere Ziele gerichtete Motive und

widersinnige Anreize müssen an dem Ziel aus-

gerichtet gebracht werden, Kapazitäten aufzu-

bauen.

• Einstellungen und Machtunterschiede in
Frage stellen. Die Schaffung von Kapazitäten

ist nicht machtneutral, und etablierte Interes-

sen in Frage zu stellen ist schwierig. Einen of-

fenen Dialog einzuleiten und zu einer kollekti-

ven Kultur der Transparenz überzugehen sind

Voraussetzungen, um diese Schwierigkeiten zu

überwinden.

• Das Engagement auch unter schwierigen
Bedingungen aufrechterhalten. Je schwächer

die vorhandenen Kapazitäten sind, desto

größer ist der Bedarf. Schwache Kapazitäten

sind kein Grund, um sich zurückzuziehen oder

um fremde Interessen durchzusetzen. Die

Menschen sollten nicht für unverantwortliches

Regierungs- und Verwaltungshandeln büßen

müssen.

• Den letztendlichen Empfängern gegenü-
ber Rechenschaft ablegen. Selbst wenn Regie-

rungen nicht auf den Bedarf ihrer Bevölkerung

eingehen, müssen Partner aus dem Ausland

den letztendlichen Empfängern gegenüber Re-

chenschaft ablegen und mithelfen, dass die na-

tionalen Behörden ihrer Verantwortung ge-

recht werden. Ansätze müssen mit den Betrof-

fenen im Empfängerland erörtert und ausge-

handelt werden.

• Werte respektieren und die Selbstach-
tung fördern. Menschen fremde Werte aufzu-

zwingen kann das Selbstvertrauen untergra-

ben. Selbstachtung ist eine Voraussetzung für

Eigenverantwortung und Ermächtigung.

KASTEN 8.5

Refokussierung der technischen Zusammenarbeit auf die Schaffung von Kapazitäten

Quelle: Lopes und Thieson 2003.
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über Beschränkungen und Prioritäten vor Ort

getroffen werden – zu Fragen wie Wasser- und

Sanitärversorgung oder Schulen, die entschei-

dend für das Erreichen der Ziele sind. Die De-

zentralisierung der Entscheidungsprozesse

der Geber auf die nationale Ebene stärkt die

Rolle der Empfänger und erhöht ihre Eigen-

verantwortung.

• Ungebundene Entwicklungshilfe („Un-
tied aid“). Die gebundene Entwicklungshilfe

ist für die Empfänger kostspielig. Die Aufhe-

bung der Bindung würde ihnen mehr Mög-

lichkeiten einräumen. Die Entwicklungshilfe

wäre zudem konzessionärer und weniger an-

fällig für Korruption.

• Konzessionäre Entwicklungshilfe
(„Concessional aid“). Die Entwicklungshilfe

für die meisten Länder mit hoher oder höch-

ster Priorität, insbesondere solche, die zu den

hochverschuldeten oder den am wenigsten

entwickelten Ländern zählen, sollte in Form

von Zuschüssen erfolgen, weil neue Kredite

ihre bereits jetzt nicht tragbare Schuldenlast

nur weiter erhöhen würden.

• Koordinierung von Geberprojekten und
–programmen („Coordination of donor pro-
jects and programmes“). Eine bessere Koor-

dinierung unter den Gebern würde die admi-

nistrative Belastung der Regierungen armer

Länder verringern und den Regierungen hel-

fen, Leistungen der Geber mit nationalen Pri-

oritäten in Einklang zu bringen. Aktuelle Er-

fahrungen belegen den Wert sektorweiter

Programme für Gesundheitssysteme (siehe

Kapitel 4). Die Geber müssen auch die regel-

mäßig wiederkehrenden Kosten finanzieren,

die häufig zu kritischen Engpässen führen.

• Rechenschaftspflicht gegenüber der Öf-
fentlichkeit auf der Grundlage von Pro-
grammergebnissen („Accountability to the
public based on programme results“). Alle

Entwicklungshilfemechanismen sollten re-

chenschaftspflichtig sein. Aber die Rechen-

schaftspflicht in den Entwicklungshilfebezie-

hungen ist häufig einseitig und betont die juri-

stische Verantwortung der Empfänger ge-

genüber den Gebern sowie der Geber gegenü-

ber den Steuerzahlern. Ein anderer Aspekt ist

jedoch noch wichtiger: die Rechenschafts-

pflicht gegenüber den Nutznießern. Dabei

kommt es nicht auf die Höhe der ausgegebe-

nen Mittel, sondern auf die Ergebnisse an.

Für die Empfängerländer – Herr LIPPO:

• Gebietskörperschaften und Dezentrali-
sierung („Local government and decentra-
lization“). Gebietskörperschaften, die enge-

ren Kontakt zu den Menschen haben und eher

bereit sind, auf sie einzugehen, können in ho-

hem Maße dazu beitragen, die Ausweitung des

Gesundheits- und Bildungswesens sowie an-

derer wichtiger Dienste voranzutreiben –

wenn die richtigen Voraussetzungen geschaf-

fen wurden (siehe Kapitel 7).

• Institutionelle Reformen zur Bekämp-
fung der Korruption und zur Förderung ei-
ner demokratischen Staats- und Regierungs-
führung („Institutional reform to combat
corruption and promote democratic gover-
nance“). Die Bekämpfung der Korruption er-

fordert starke Institutionen. Demokratische

Institutionen verschaffen den Menschen ein

Mitspracherecht und machen Entscheidungs-

träger gegenüber der Öffentlichkeit rechen-

schaftspflichtig.

• Beteiligung der Öffentlichkeit an Ent-
wicklungsaktivitäten („Popular participati-
on in development activities“). Eine größere

Partizipation führt im Allgemeinen zu besse-

ren Entwicklungsresultaten, insbesondere für

arme Menschen.

• Gestaffelte und gerechtere Zuweisung
von Ressourcen („Progressive, more equita-
ble assignment of resources“). In den meisten

Fällen werden Ressourcen ungerecht zugewie-

sen, so dass eine Anpassung erforderlich ist.

• Überwachung durch die Zivilgesell-
schaft, Einzelpersonen und Nichtregie-
rungsorganisationen („Oversight by civil so-
ciety, individuals and NGOs“). Eine auf-

merksame Bürgerschaft ist eine wichtige Vor-

aussetzung, um sicherzustellen, dass öffentli-

che Institutionen und Entscheidungsträger ih-

rer Rechenschaftspflicht genügen.

SCHULDENERLEICHTERUNGEN – 
SCHNELLER UND UMFASSENDER

Viele Länder mit hoher oder höchster Prio-

rität sind extrem hoch verschuldet. Zwei Drit-

tel von ihnen (31 von 59) haben Anspruch auf
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Schuldenerleichterungen im Rahmen der In-

itiative zu Gunsten der hochverschuldeten ar-

men Länder (heavily indebted poor coun-
tries – HIPC). (Nur elf von 42 HIPC zählen

nicht zu den Ländern mit hoher oder höchster

Priorität.) Schuldenerleichterungen sind ein

wichtiger Beitrag zum Erreichen der Ziele. Sie

werden helfen, diese Länder auf einen nach-

haltigen Entwicklungsweg zu führen, und Res-

sourcen freisetzen, die zur Finanzierung der

im Millenniums-Entwicklungspakt aufgeführ-

ten zusätzlichen Sozialausgaben und anderen

vorrangigen Investitionen verwendet werden

könnten.

ZUSAGEN ZUR SCHULDENERLEICHTERUNG

EINHALTEN

Seit Mitte der 1990er Jahre haben die Geber-

länder sich verpflichtet, etwas gegen die

Schuldenkrise in den armen Ländern zu un-

ternehmen und sicherzustellen, dass kein

Land eine Schuldenlast zu tragen hat, die es

nicht bewältigen kann (Grafik 8.4). 1996 stell-

ten die Geber die HIPC-Initiative vor, um die

Schuldenlast zu verringern und Mittel für die

Armutsbekämpfung freizusetzen (Kasten 8.6).

Ein Anlass für diese beispiellose Initiative war

Druck von Seiten der Erlassjahrkampagne Ju-
bilee 2000, einer weltweiten Aktionskampa-

gne für Schuldenerleichterungen. Die Aktivi-

sten argumentierten überzeugend, dass die

Schulden der Entwicklungsländer bei finanzi-

ell gut ausgestatteten Institutionen wie dem

Internationalen Währungsfonds (IWF) oder

der Weltbank sowie bei den Regierungen der

reichen Länder eine ungerechte Belastung der

Armen darstellten, die Schulden bedienen

müssten, die in vielen Fällen von längst ab-

gelösten korrupten Staatsführern gemacht

worden waren. Sie machten deutlich, dass die-

se Schulden den staatlichen Haushalten knap-

pe Mittel entzögen und wenig Finanzierungs-

spielraum für Gesundheitsversorgung, Schu-

len und Trinkwasserversorgung übrig ließen.

Die Geberländer hatten einen weiteren

Grund, einen Teil der Schulden zu erlassen.

Sie waren mit ihren Krediten in die Defensive

HIPC 4,1%–2,5%
1998–2001

Quelle: Berechnungen des Büros für den
Bericht über die menschliche Entwicklung auf der
Grundlage von Daten in OECD, Development
Assistance Committee 2003a sowie Daten zum
Schuldendienst in World Bank 2003i.

GRAFIK 8.4

Die Ärmsten: gefangen
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Die 1996 vom internationalen Währungsfonds

(IWF) und der Weltbank lancierte und von

180 Regierungen unterstützte HIPC-Initiative

für die hochverschuldeten armen Länder (hea-
vily indebted poor countries – HIPC) verfolgt

zwei Ziele: Erstens sollen bestimmte Länder

mit niedrigem Einkommen von ihrer nicht

tragbaren Schuldenlast gegenüber Gebern be-

freit werden. Zweitens sollen Reformen und

zweckmäßige politische Maßnahmen zu Gun-

sten von Wachstum, menschlicher Entwick-

lung und Armutsbekämpfung gefördert wer-

den.

Im 1999 beschlossenen erweiterten HIPC-

Rahmen (Enhanced HIPC Initiative oder

HIPC II) wurden die Kriterien für die Berück-

sichtigung weiter gefasst und die Schuldener-

leichterungen ausgeweitet. Um teilnahmebe-

rechtigt zu werden, muss ein Land Anspruch

auf hochgradig konzessionäre Unterstützung

wie von der Internationalen Entwicklungsor-

ganisation der Weltbank oder der Armuts-

bekämpfungs- und Wachstumsfazilität des

IWF haben. Zusätzlich muss selbst nach Aus-

schöpfung der herkömmlichen Schuldener-

leichterungsmechanismen die Schuldenlast des

Landes nicht tragbar sein. Es muss zudem eine

positive Bilanz bei der Umsetzung von Strate-

gien zur Armutsbekämpfung und bei der

Schaffung von Grundlagen für dauerhaftes

wirtschaftliches Wachstum vorweisen können.

Die Schuldenerleichterungen erfolgen in

zwei Stufen:

• Nachdem ein Land die Einhaltung eines

IWF-Programms und Fortschritte bei der Er-

arbeitung einer nationalen Armutsstrategie un-

ter Beweis gestellt hat, wird ihm zum Entschei-

dungszeitpunkt der Schuldendienst erleich-

tert.

• Nach Zustimmung der Weltbank und des

IWF zu seinem Strategiedokument zur Ar-

mutsbekämpfung wird dem Land zum Umset-

zungszeitpunkt die Schuldenlast erleichtert.

Das Land hat Anspruch auf Schuldenerleichte-

rungen in Höhe von mindestens 90 Prozent

von bilateralen und multilateralen Gläubigern,

um zu einer tragbaren Schuldenlast zu kom-

men.

Von den 42 an der Initiative teilnehmen-

den Ländern liegen 34 in Afrika südlich der Sa-

hara. Keines dieser Länder wies 2001 ein Pro-

Kopf-Einkommen von mehr als 1.500 US-

Dollar (Kaufkraftparität) auf, und alle haben

einen niedrigen Index für menschliche Ent-

wicklung. Zwischen 1990 und 2001 verzeich-

neten die HIPC ein durchschnittliches jährli-

ches Wachstum von gerade einmal 0,5 Pro-

zent.

Die HIPC sind seit mindestens 20 Jahren

überschuldet: Im Vergleich zu anderen armen

Ländern war bei ihnen das Verhältnis von

Schulden zu Exporten bereits in den 1980er

Jahren hoch. Gleichzeitig haben die HIPC in

beträchtlichem Maße öffentliche Entwick-

lungshilfe erhalten. Die Nettotransfers an 

öffentlicher Entwicklungshilfe beliefen sich 

in den 1990er Jahren im Durchschnitt auf

etwa zehn Prozent ihres BSP, verglichen mit

etwa zwei Prozent, die die armen Länder 

insgesamt im Durchschnitt erhielten. Bislang

haben 16 HIPC den Entscheidungszeit-

punkt und acht den Umsetzungszeitpunkt er-

reicht (Benin, Bolivien, Burkina Faso, Mali,

Mauretanien, Mosambik, Tansania und

Uganda).

KASTEN 8.6

Was ist die HIPC-Initiative?

Quelle: World Bank 2003c; IMF und IDA 2003; Birdsall, Williamson und Deese 2002.
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geraten – endlose Runden von Umschul-

dungsverhandlungen sowie neue Zuschüsse

und Kredite, um armen Ländern zu helfen,

alte Kredite zurückzuzahlen, kaum eine sinn-

volle Verwendung neuer Finanzhilfe.10

Bis Anfang 2003 hat die HIPC-Initiative

26 Ländern genutzt.11 Acht Länder haben

ihren Umsetzungszeitpunkt (completion
point) erreicht, was bedeutet, dass der Forde-

rungsverzicht für einen Teil ihrer Schuldenlast

wirksam ist. Weitere 18 Länder haben den

Entscheidungszeitpunkt (decision point) er-

reicht, ab dem die Entlastung vom Schulden-

dienst beginnt, sich positiv auszuwirken. Für

diese Länder sank der Schuldendienst zwi-

schen 1998 und 2001 von 3,7 auf 2,2 Milliar-

den US-Dollar, beziehungsweise von 17,5 Pro-

zent der Exporte im Jahr 1998 auf 9,8 Prozent

im Jahr 2001. Verglichen mit dem Zeitraum

1998-99 werden die Schuldendienstleistungen

im Zeitraum von 2001 bis 2005 um etwa ein

Drittel oder 1,2 Milliarden US-Dollar jährlich

niedriger liegen.

Regierungen in diesen 26 Ländern ver-

wenden ihre Einsparungen aus dem Schulden-

dienst, um die Ausgaben für Bildung und Ge-

sundheitsversorgung zu erhöhen. Etwa 40

Prozent dieser Mittel fließen in das Bildungs-

wesen und 25 Prozent in das Gesundheitswe-

sen. Uganda hat den allgemeinen Primarschul-

besuch fast erreicht. Mali, Mosambik und der

Senegal planen, mit den Mitteln aus dem

Schuldenerlass ihre Ausgaben für die

HIV/AIDS-Prävention zu erhöhen.12 Eine

weitere Untersuchung zehn afrikanischer Län-

der, die ihren Zeitpunkt der Entscheidung er-

reicht haben, zeigt einen deutlichen Anstieg

der Sozialausgaben (Siehe Grafik 8.5).13

Dennoch war die Schuldenerleichterun-

gen weder schnell noch umfassend genug, und

sie betraf zu wenige Länder. Nach dem ur-

sprünglichen Zeitplan der HIPC-Initiative

sollten bis jetzt nicht acht, sondern 19 Länder

ihren Umsetzungszeitpunkt erreicht haben.

Damit die Ziele erreicht werden, sind zusätzli-

che Mittel erforderlich: mindestens 50 Milliar-

den US-Dollar zusätzlich zu den Mitteln, die

im Inland mobilisiert werden können. Mehr

Schuldenerleichterungen können helfen, diese

Lücke zu schließen.

Es wird auch befürchtet, dass die HIPC-

Initiative nicht genügen wird, damit die Län-

der der Schuldenfalle entkommen können.

Von den acht Ländern, die den Umsetzungs-

zeitpunkt erreicht haben, sind zwei bereits

wieder bei einem Verhältnis des Netto- Ist-

werts der Schulden zu den Exporterlösen von

mehr als 150 Prozent angelangt. Dies ist die

Schwelle, die von der Initiative als tragbar ein-

gestuft wurde. Die ursprünglichen IWF- und

Weltbank-Prognosen der Schuldentragfähig-

keit wurden während eines wirtschaftlichen

Booms berechnet. Diese Analyse stützte sich

auf drei Annahmen, die sich seitdem als zu op-

timistisch erwiesen haben:

• Die Exporte würden zunehmen. Im

kommenden Jahrzehnt müsste das Export-

wachstum fast doppelt so hoch sein wie in den

1990er Jahren, wenn die hochverschuldeten

armen Länder in die Lage versetzt werden sol-

len, ihre Schulden zu bedienen. Hierzu müs-

sten sich die Austauschverhältnisse im Außen-

handel zu Gunsten dieser Länder um 0,5 Pro-

zent jährlich verbessern, obwohl sie sich in

den 1990er Jahren um 0,7 Prozent jährlich

verschlechterten.

• Die Kreditaufnahme würde abnehmen.
Es wird prognostiziert, dass die jährliche Neu-

kreditaufnahme von 9,5 auf 5,5 Prozent des

Bruttosozialprodukts (BSP) sinken und die

Zuschüsse sich verdoppeln werden. Einige

hochverschuldete arme Länder nehmen je-

doch bereits Kredite zu Zinssätzen auf, die

über den erwarteten liegen.

• Krisen und Katastrophen würden sich
nicht so stark auswirken. Doch die meisten

hochverschuldeten armen Länder sind anfällig

für Dürren, Überschwemmungen, zivile Kon-

flikte und fallende Rohstoffpreise.14

WAS SOLLTE GETAN WERDEN?

Die HIPC-Initiative hat nicht bewirkt, dass

die Schuldenlast für genügend Länder tragbar

geworden ist. Sie muss erweitert werden, ins-

besondere angesichts des größeren Finanzbe-

darfs im Zusammenhang mit den Millenni-

ums-Entwicklungszielen. Um den armen Län-

dern zu helfen, die Ziele zu erreichen, sind

Schuldenerleichterungen für die Geber ein ef-

2,0

1,5

1,0

0,5

0

1998 2000 2002

GRAFIK 8.5

In zehn Ländern, die 
Schuldenerleichterungen im
Rahmen der HIPC-Initiative
erhalten haben, verlagern
sich die Ausgaben vom
Schuldendienst zur 
Förderung der menschlichen
Entwicklung
Milliarden US-Dollar

Schuldendienst

Ausgaben für Bildung
und Gesundheit

Quelle: OECD, Development Assistance 
Committee 2003a.
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fizienteres Mittel als die Entwicklungshilfe,

weil Schuldenerleichterungen mehr Flexibi-

lität bei der Mittelverwendung ermöglichen.

Schuldenerleichterungen können gezielt be-

dürftigen Ländern gewährt werden. Da die

Mittel nicht gebunden sind, können sie Bud-

gethilfe bieten, die für die im Rahmen von

Strategien zur Armutsbekämpfung definierten

nationalen Prioritäten aufgewendet werden

kann.

Die Verknüpfungen mit den Zielen stär-
ken. Wie im Millenniums-Entwicklungspakt

empfohlen, sollte der Finanzbedarf zum Errei-

chen der Ziele in den Strategiedokumenten

zur Armutsbekämpfung explizit eingeschätzt

werden. Einschätzungen der Schuldentrag-

fähigkeit durch die Weltbank und den IWF

sollten sich nicht bloß auf die Fähigkeit er-

strecken, den Schuldendienst zu leisten, son-

dern auf die Freisetzung von ausreichend Mit-

teln zum Erreichen der Ziele ausgedehnt wer-

den.

Die Entwicklungshilfe erhöhen. Die Ka-

pazitäten eines Landes, seine Schulden zu be-

dienen, sollten im Verhältnis zu seinem Bedarf

bewertet werden, die Ziele zu erreichen. Für

viele Länder wird dies einen vollständigen

Schuldenerlass erfordern. Das im Rahmen der

HIPC-Initiative als Maß für die Schuldentrag-

fähigkeit verwendete Verhältnis der Schulden

zu den Exporterlösen hat mit dem Bedarf der

Armen wenig zu tun. Wenn Gläubigerländer

und Geber verhindern wollen, dass Mittel, die

für Investitionen in die soziale Grundversor-

gung gebraucht werden, zur Schuldentilgung

eingesetzt werden, wird vorgeschlagen, als ein

Maß für die Schuldentragfähigkeit das Ver-

hältnis zwischen Schuldendienst und BSP zu

verwenden. Die reichen Länder könnten die

Schuldenerleichterungen ausweiten, bis der

Schuldendienst unter zwei Prozent des BIP

liegt. (Die meisten HIPC nehmen Steuern in

Höhe von etwa 20 Prozent des BSP ein, und

10 Prozent der Steuereinnahmen wären ein

zumutbarer Anteil für den Schuldendienst.)15

Besseren Schutz vor Krisen und Kata-
strophen bieten. Die hochverschuldeten ar-

men Länder sind besonders anfällig für Natur-

katastrophen und einen Preisverfall der Roh-

stoffe, die sie exportieren. Ein innovativer

Vorschlag geht dahin, eine Fazilität für Notfäl-

le einzurichten. Danach würde der Schulden-

dienst mit externen Mitteln finanziert, wenn

infolge einer Krise oder Katastrophe der

Schuldendienst auf über zwei Prozent des

BSP steigt.16

Andere Ideen über die aktuellen HIPC-

Mechanismen hinaus verdienen ebenfalls Be-

achtung. Jubilee Research, ein Nachfolgepro-

gramm zu Jubilee 2000, hat ein Umschul-

dungsprogramm für die Millenniums-Ent-

wicklungsziele vorgeschlagen. Im Rahmen

dieses Programms würde durch ein unabhän-

giges Gremium oder Gericht von Fall zu Fall

über den Antrag souveräner Schuldner auf

Gläubigerschutz entschieden. Dieser Ansatz

hat den Vorteil, dass dem Gläubiger im glei-

chen Maße die Beweispflicht auferlegt wird

wie dem Schuldner (Kasten 8.7). Er könnte je-

doch die unbeabsichtigte Konsequenz haben,

dass Mittel von Hilfsprogrammen der Gläubi-

ger umgeleitet werden. Im Gegensatz zur

HIPC-Initiative fehlt dem Programm auch ein

Mechanismus, um sicherzustellen, dass freige-

setzte Mittel zur Armutsbekämpfung einge-

setzt werden.

HANDEL – MARKTÖFFNUNG UND

SUBVENTIONSABBAU

Ein Grund für das Schuldenproblem ist, dass

die meisten HIPC wie andere arme Länder in

hohem Maße von Rohstoffexporten abhängig

sind und die Rohstoffpreise drastisch gesun-

ken sind. Von solchen Exporten abhängige

Länder können mit dem Wachstum der Welt-

wirtschaft nicht mithalten (siehe Kapitel 3).17

Obwohl Entwicklungshilfe und Schuldener-

leichterungen eine entscheidende Rolle in den

Bemühungen spielen, viele Entwicklungslän-

der auf den richtigen Kurs zu bringen, stellen

sie keine dauerhaften Lösungen dar.

HANDELSSTRUKTUREN VERÄNDERN

Um in der Weltwirtschaft konkurrieren und

erfolgreich sein zu können, müssen die Ent-

wicklungsländer ihre Entwicklung selbst vor-

antreiben. Sie müssen bei ihren Exportpro-

dukten wettbewerbsfähig werden und in an-
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dere Produktkategorien diversifizieren. Län-

der mit niedriger menschlicher Entwicklung

konnten ihre Exporte in der Vergangenheit je-

doch nur langsam ausweiten oder diversifizie-

ren (Siehe Tabelle 8.2).

Die heutigen hart umkämpften Weltmärk-

te machen die Exportdiversifikation für Län-

der mit niedriger menschlicher Entwicklung

schwierig. Durch die Marktöffnung sind die

Anforderungen an Kapital-, Technologie- und

Humanressourcen gestiegen. Internationale

Rohstoffeinkäufer fordern von Lieferanten in

Entwicklungsländern einen hohen Grad an

Zuverlässigkeit und Qualität. Durch diese

Trends steigt die Bedeutung von Wissen,

Qualifikationen und Flexibilität. Sie erhöhen

auch den Druck auf die ärmsten Länder, die

über die geringsten Fertigkeiten, Ersparnisse

und Kapazitäten verfügen, um sich an ein ver-

änderndes Umfeld anzupassen.18

Raschere Fortschritte beim Erreichen der

Millenniums-Entwicklungsziele – insbesonde-

re in den Bereichen Bildung und Gesundheit –

werden den Ländern helfen, ihre Exportsek-

toren zu stärken. Gesunde Menschen mit ei-

nem hohen Bildungsstand machen die Er-

werbsbevölkerung anpassungsfähiger und die

Volkswirtschaft produktiver. Dadurch ändern

sich die Handelsstrukturen: von Rohstoffex-

porten zu stärker verarbeiteten Produkten,

von einfachen Industriegütern zu Gütern, de-

ren Produktion besser qualifizierte Arbeits-

kräfte erfordert.19

WAS SOLLTE GETAN WERDEN?

Die reichen Länder haben enorm viele Mög-

lichkeiten, durch den Abbau von Zöllen und

Subventionen den Marktzugang zu erweitern

und Importe aus armen Ländern zu begünsti-

gen. Trotz einiger wichtiger Initiativen in der

jüngsten Zeit unterliegen die in den ärmsten

Ländern hergestellten Produkte durch die

Handelspolitik weiterhin Diskriminierungen,

vor allem Agrarerzeugnisse und Textilien. Die

armen Länder erwarteten von der Uruguay-

Runde zum Welthandel (1986 bis 1994) vor al-

lem, dass die reichen Länder ihre Märkte für

diese beiden Produktkategorien öffnen wür-

den. Die Ergebnisse waren jedoch größtenteils

Seit 1995 hat die Bewegung Jubilee 2000

sich für die Lösung internationaler Schul-

denkrisen eingesetzt. Jubilee Research, das

Nachfolgeprogramm der Bewegung, hat

einen radikalen neuen Ansatz vorgeschla-

gen, der auf drei Prinzipien beruhen wür-

de.

Bei der Lösung von Schuldenkrisen
Gerechtigkeit und Vernunft walten
lassen
Keine Partei in einer Schuldenkrise würde

im Gericht, in dem über Schuldtitel staat-

licher Kreditnehmer verhandelt wird, als

Ankläger, Richter oder Geschworener auf-

treten können.

Die Verantwortung sowohl von
Schuldnern als auch von Gläubigern für
die Krise anerkennen
Bei den gegenwärtig angewendeten Ver-

fahren stehen die Schuldner stärker im

Obligo. Bei allen Vorschlägen zur Vertei-

lung der Verluste würden die Interessen

der Gläubiger, aber auch die Notwendig-

keit des Schutzes der Menschenrechte und

der Würde der Bevölkerung des Schuld-

nerlandes berücksichtigt werden.

Einen offenen, rechenschafts-
pflichtigen, transparenten Prozess
gewährleisten
Es geht um Aktiva und Verbindlichkeiten

der öffentlichen Hand, nicht von Privat-

personen. Es sollte anerkannt werden,

dass es in jeder Schuldenkrise drei Partei-

en gibt: den Schuldner, die Gläubiger und

die Steuerzahler. Entsprechend sollten alle

drei an der Lösung der Krise beteiligt sein.

Wie in Kapitel 9 des amerikanischen Kon-

kursgesetzes festgelegt, würden betroffene

Bürger ein verbrieftes Mitspracherecht bei

der Lösung einer Krise haben. Transpa-

renz und Rechenschaftslegung dieser Art

würden helfen, zukünftige Krisen zu ver-

hindern.

Die Regierung des Schuldnerlandes

würde den Prozess einleiten, indem sie bei

den Vereinten Nationen Rahmenbedin-

gungen für ein unabhängiges, transparen-

tes, rechenschaftspflichtiges Schiedsver-

fahren beantragt. Die Begründung hierfür

würde darauf lauten, dass die Schulden-

dienstzahlungen die Ausgaben für die

grundlegenden Menschenrechte abwür-

gen würden, was das Land daran hindern

würde, die Ziele zu erreichen.

In der nächsten Phase würde ein un-

abhängiges Schiedsgericht eingerichtet

werden, dessen Mitglieder in gleicher Zahl

vom Schuldnerland und den Gläubigern

benannt würden. Diese Mitglieder würden

einen neutralen Richter oder Vorsitzenden

wählen. Um beurteilen zu können, wie vie-

le Schulden erlassen werden sollten, wür-

de das Schiedsgericht eine vollständige

Einschätzung des Mittelumfangs benöti-

gen, den das Land braucht, um die Ziele

zu erreichen.

Die Vereinten Nationen müssten si-

cherstellen, dass das Verfahren sowohl für

den Schuldner als auch für die Gläubiger

transparent, unabhängig und fair verläuft

und dass die dadurch freigesetzten Mittel

zum Erreichen der Ziele eingesetzt wer-

den.

KASTEN 8.7

Ein Vorschlag zur Umschuldung, damit die Ziele 
erreicht werden können

Quelle: Pettifor und Greenhill 2003.

TABELLE 8.2

Handel: Die Chancen nutzen –
oder nicht

Exporte von Waren,
Dienstleistungen und

Einkommen
(Milliarden US-Dollar von 1995)

1990 2001

Hohe menschliche 
Entwicklung 3.959 7.602

Mittlere menschliche
Entwicklung 780 1.599

Niedirge menschliche 
Entwicklung 41 61

Quelle: : Berechnungen des Büros für den Bericht über die menschliche
Entwicklung auf der Grundlage von Daten zu Exporten sowie zum BIP-
Deflator in World Bank 2003i.
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enttäuschend. In den meisten reichen Ländern

wird mit einem breiten Spektrum an Instru-

menten weiterhin in außerordentlich hohem

Maß Protektionismus betrieben:20

Zölle. Die meisten reichen Länder erhe-

ben höhere Zölle auf Agrarerzeugnisse und

einfache Industriegüter, also genau auf die

Waren, die Entwicklungsländer produzieren

und exportieren können. Im Bereich der

Landwirtschaft sind die in Entwicklungslän-

dern produzierten kostengünstigen landwirt-

schaftlichen Erzeugnisse durch die Zölle der

OECD-Länder in hohem Maße benachteiligt

(Tabelle 8.3). Die Zölle auf Industriegüter aus

Entwicklungsländern bleiben ebenfalls hoch.

In den 1990er Jahren beliefen sich die Zölle

der OECD auf Industriegüter aus Entwick-

lungsländer im Durchschnitt auf 3,4 Prozent

und waren damit mehr als viermal höher als

die durchschnittlichen Zölle von 0,8 Prozent

auf Industriegüter aus der OECD. Bangla-

desch exportiert jährlich Waren im Wert von

2,4 Milliarden US-Dollar in die Vereinigten

Staaten und zahlt 14 Prozent Zoll, während

Frankreich Waren im Wert von 30 Milliarden

US-Dollar exportiert und etwa ein Prozent

Zoll zahlt.21 Die Uruguay-Runde unterließ es

zudem, die Spitzenzölle (Zölle von mehr als 15

Prozent) auf viele Exporte aus Entwicklungs-

ländern abzuschaffen: 60 Prozent der Importe

aus Entwicklungsländern in die EU, Japan,

Kanada und die Vereinigten Staaten unterla-

gen Spitzenzöllen.22

Die ärmsten Länder sind auch mit steigen-

den Abgaben bei zunehmendem Verarbei-

tungsgrad (tariff escalation) konfrontiert, d.h.

höheren Zöllen, wenn sie versuchen, ihre Ex-

porte zu verarbeiten, statt einfach Primärpro-

dukte zu exportieren. Beispiele für diese „Ent-

wicklungssteuer“ sind fünf Prozent Zoll auf

Kaffeebohnen, aber 15 Prozent auf gemahle-

nen Kaffee in Neuseeland23 und 0,1 Prozent

Zoll auf Rohtextilien, aber 8,6 Prozent auf fer-

tig verarbeitete Textilien in Japan.24

Quoten. Importquoten sind eine noch ex-

tremere Form der gleichen Politik. Anstatt le-

diglich die Wettbewerbsfähigkeit von Produk-

ten aus Entwicklungsländern zu verringern,

verhindern Quoten, dass solche Produkte

über eine bestimmte Menge hinaus überhaupt

am Wettbewerb teilnehmen können. Die

OECD-Länder unterwerfen Importe einem

breiten Spektrum von Quoten, insbesondere

für Bekleidung und Schuhe – arbeitsintensive

Produkte, bei denen die Entwicklungsländer

einen komparativen Vorteil hätten. Bis 2005

sollten die Quoten für Bekleidung und Textili-

en auslaufen. Aber im Jahr 2002 galten Quo-

ten immer noch für die meisten Bekleidungs-

produkte, die bereits Ende der 1980er Jahre

Quoten unterlagen. Dieser mangelnde Fort-

schritt lässt Zweifel an der Bereitschaft der

OECD-Länder aufkommen, ihre Zusagen für

das Jahr 2005 wirklich einzuhalten.

Exportsubventionen. Ein anderes Mittel

reicher Länder, die Spielregeln für den Han-

del zu ihren Gunsten zu beeinflussen, scheint

auf den ersten Blick wenig mit Handel zu tun

zu haben. In unterschiedlichem Maße zahlen

reiche Länder Subventionen an ihre einhei-

mischen Nahrungsmittelproduzenten. Diese

Subventionen sind mit insgesamt 311 Milliar-

den US-Dollar so hoch, dass sie Einfluss auf

die Weltmarktpreise für Agrarprodukte ha-

ben und arme Länder unmittelbar schädigen

(Kasten 8.8). Von der EU subventionierte Ex-

porte haben zum Niedergang der Milchwirt-

schaft in Brasilien und Jamaika sowie der

TABELLE 8.3

Zölle und Zollsenkungen in ausgewählten Ländern und Ländergruppen nach der
Uruguay-Runde
(in Prozent)

Europäische Union Vereinigte Staaten Arme Länder Reiche Länder

Produktkategorie Zoll Senkung Zoll Senkung Zoll Senkung Zoll Senkung

Argrarerzeugnissea 15,7 –5,9 10,8 –1,5 17,4 –43,0 26,9 –26,9
Textilien 8,7 –2,0 14,8 –2,0 21,2 –8,5 8,4 –2,6
Metalle 1,0 –3,3 1,1 –3,8 10,8 –9,5 0,9 –3,4
Chemikalien 3,8 –3,3 2,5 –4,9 12,4 –9,7 2,2 –3,7

a. Ohne Fisch. Einschließlich der Zolläquivalente nichttarifärer Hemmnisse
Quelle: Finger und Harrison 1996.
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Zuckerindustrie in Südafrika beigetragen.25

Westafrikanische Baumwollproduzenten ha-

ben die Effizienz ihres Baumwollsektors ge-

steigert und sind mit ihren Produktionsko-

sten wettbewerbsfähig geworden. Aber sie

können nicht mit den subventionierten Bau-

ern in den reichen Ländern konkurrieren

(Kasten 8.9). Die Pro-Kopf-Subventionen der

OECD für Kühe und Baumwolle sind in der

Tat wesentlich höher als die Pro-Kopf-Ent-

wicklungshilfe der OECD für Afrika südlich

der Sahara (Grafik 8.6). Die jährlichen

Agrarsubventionen in reichen Ländern über-

steigen das Volkseinkommen aller Länder in

Afrika südlich der Sahara beträchtlich (Siehe

Grafik 8.7).

Auf der Konferenz der Welthandelsorga-

nisation (World Trade Organization –

WTO) in Doha im Jahr 2001 einigten sich die

Länder darauf, die Exportsubventionen für

Agrarerzeugnisse letzten Endes abschaffen zu

wollen. Es wurde jedoch kein Zeitrahmen fest-

gelegt. Dieser ist aber zweifellos unabdingbar,

wenn die Erklärung von Doha in irgendeiner

Form Sinn machen soll.26

Auf lange Sicht liegt die wirkliche Lösung

für rohstoffabhängige Länder in der Diversifi-

zierung in andere Exportsektoren, insbeson-

dere in den Export arbeitsintensiver Indu-

striegüter. Kurzfristig könnte jedoch die inter-

nationale Gemeinschaft der extremen Volati-

lität der Rohstoffpreise entgegenwirken. In

den 1970er und 1980er Jahren gab es Versu-

che, durch internationale Rohstoffabkommen

eine Stabilisierung zu erreichen, die dann aber

wieder aufgegeben wurden. Angesichts der
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Subventionen der reichen Länder an ihre Bauern

machen deren Betriebe rentabler, ermutigen zu Pro-

duktionssteigerungen und senken die Erzeugerprei-

se. Das Resultat sind billige Agrarprodukte in riesi-

gen Mengen.

Wer sind die Gewinner und Verlierer? Einhei-

mische Erzeuger profitieren zweifellos durch höhere

Gewinne. Aber einheimische Konsumenten verlie-

ren eindeutig. Sie zahlen weniger für Nahrungsmit-

tel, aber mehr Steuern, um die Subventionen zu fi-

nanzieren – und der negative Effekt überwiegt den

positiven. Außerdem begünstigen die Subventionen

primär die großen Erzeuger. Schätzungen der Eu-

ropäischen Union zufolge fließt ohne Berücksichti-

gung Griechenlands die Hälfte aller Subventionen

an gerade einmal fünf Prozent der Betriebe.

Die Wirkung reicht jedoch über die nationalen

Grenzen hinaus. Erzeuger in armen Ländern müs-

sen mit subventionierten Erzeugern in reichen

Ländern konkurrieren. Oft können sie ihre Er-

zeugnisse nicht in reiche Länder exportieren, weil

ihre unsubventionierten Preise nicht mit den unter

den Marktpreisen liegenden Preisen konkurrieren

können, zu denen die Bauern in reichen Ländern

anbieten. (Dies gilt für Zucker in den Vereinigten

Staaten.) Möglicherweise können sie ihre Erzeug-

nisse nicht einmal im eigenen Land verkaufen, weil

die durch Subventionen herbeigeführte Überpro-

duktion von Agrarerzeugnissen in den reichen

Ländern zu Überschüssen führt, die zu Preisen in

arme Länder exportiert werden, die kein einheimi-

scher Erzeuger unterbieten kann. (Dies gilt für

Milch aus Europa.)

Wie ist es mit den Auswirkungen für die Kon-

sumenten in armen Ländern? Ohne weitere Verzer-

rungen sollten Subventionen in reichen Ländern die

Preise, die sie für gehandelte Nahrungsmittel zahlen

müssen, nach unten treiben, was ein Vorteil wäre.

Aber in vielen armen Länder ist ein großer Teil der

Konsumenten auch Erzeuger von Agrarprodukten.

Diese Menschen sind in doppelter Weise von Sub-

ventionen in reichen Ländern betroffen: Die Nah-

rungsmittel, die sie kaufen, sind billiger, aber wegen

der niedrigeren Preise für die von ihnen erzeugten

Nahrungsmittel ist ihr Einkommen geringer.

Ob Subventionen in armen Ländern zu mehr

oder weniger Armut führen, hängt also davon ab,

wie viele arme Menschen in diesen Ländern ihren

Lebensunterhalt mit dem Verkauf von Nahrungs-

mitteln verdienen. Eine neuere Untersuchung kam

zu dem Ergebnis, dass der Abbau von Subventionen

armen Menschen auf kurze Sicht schadet, wenn we-

niger als die Hälfte von ihnen in ländlichen Gebie-

ten leben. In einem durchschnittlichen Entwick-

lungsland leben jedoch etwa drei Viertel der armen

Menschen in ländlichen Gebieten – und in den ärm-

sten afrikanischen und asiatischen Ländern sogar

mehr als 90 Prozent. Nettoimportländern von Nah-

rungsmitteln nutzen billigere Weltmarktpreise.

Doch auf lange Sicht dämpfen niedrige Preise die

Investitionsanreize, was in einem wichtigen Sektor

der Volkswirtschaft, von dem viele Menschen ab-

hängig sind, zu Stagnation führt. Dies macht die

Bauern in den reichen Ländern zu den einzigen

wahren Nutznießern von Subventionen, während

die Zahl der Leidtragenden weltweit riesig ist.

KASTEN 8.8

Der große internationale Wirkungsbereich im eigenen Land gezahlter Subventionen

Quelle: Cline 2002.
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schlechten Erfahrungen damit dürften erneute

Ansätze in dieser Richtung wenig Unterstüt-

zung finden. Eine Fazilität für Notfälle könnte

ein Versicherungselement in das Abkommen

über die Schuldenerleichterungen für die

HIPC einbringen. Zusätzliche Hilfe könnte

nach exogen verursachten Krisen wie einem

plötzlichen Rückgang der Weltmarktpreise

für die Exporte eines Landes geleistet wer-

den.27 Außerdem sollte das WTO-Agrarab-

kommen dahingehend geändert werden, dass

Entwicklungsländern keine Restriktionen bei

der Finanzierung von Projekten zur Diversifi-

zierung von Rohstoffexporten oder bei der Si-

cherung der Erzeugerpreise für arme Bauern

auferlegt werden.

Zwar wird der Nutzen der Handelslibera-

lisierungen der reichen Ländern für die armen

Länder unterschiedlich eingeschätzt, doch die

meisten Schätzungen gehen von enormen

Vorteilen aus. Allein die statischen Effekte auf

die derzeitige Wirtschaftsstruktur armer Län-

der würden etwa die Größenordnung der der-

zeitigen Auslandshilfe erreichen. Das bedeutet

nicht, dass die Handelsliberalisierungen an die

Stelle der Entwicklungshilfe treten könnten

oder sollten. Für die Länder mit hoher und

höchster Priorität ist Entwicklungshilfe eine

entscheidende Voraussetzung, um die struk-

turbedingten Beschränkungen zum Erreichen

der Millenniums-Entwicklungsziele sofort an-

gehen zu können. Für diese Länder wird es

länger dauern, Handelsgewinne zu erzielen,

weil sie zuerst die Kapazitäten schaffen müs-

sen, um auf neue Chancen reagieren zu kön-

nen.

311 
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US-$
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52
Milliarden

US-$
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Quelle: OECD, Development Assistance 
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Für die wirtschaftliche Entwicklung mehrerer west-

afrikanischer Länder (Benin, Burkina Faso, dem

Tschad, Mali, Togo) ist Baumwolle von großer Be-

deutung. Seit den 1980er Jahren hat sich die Baum-

wollproduktion vervierfacht. Mittlerweile entfallen

darauf fünf bis zehn Prozent des BIP und etwa 30

Prozent der Exporte. Ein wesentlicher Teil der Pro-

duktion wird von Kleinbauern erzeugt, von denen

viele unterhalb der Armutsgrenze leben. Für die

meisten ist Baumwolle das einzige Produkt, das sie

wettbewerbsfähig exportieren können. Die Einnah-

men aus der Baumwollproduktion finanzieren auch

einen beträchtlichen Teil der wirtschaftlichen und

sozialen Infrastruktur in ländlichen Gebieten. Des-

halb sind die Baumwollpreise und die Einnahmen

von großer Bedeutung für jede Strategie zur Ar-

mutsbekämpfung in diesen Ländern – und für das

Erreichen der Ziele.

In den vergangenen Jahren wurden in diesen

Ländern eine Reihe von Reformen durchgeführt, die

zu deutlichen Produktivitätssteigerungen führten.

Gleichzeitig konnten die Produktionskosten auf ei-

nen im weltweiten Vergleich äußerst niedrigen

Stand gedrückt werden, so dass sie beträchtlich un-

ter denen in der Europäischen Union und den Ver-

einigten Staaten lagen. Dies ist der Hauptgrund

dafür, dass auf die Region mittlerweile 15 Prozent

der weltweiten Baumwollexporte entfallen, ein An-

teil, der nur von den Vereinigten Staaten übertrof-

fen wird.

Eine Reihe von Exportländern, darunter China,

die Europäische Union und die Vereinigten Staaten,

subventionieren ihre Baumwollproduzenten in ei-

nem hohen Maß. Im Jahr 2002 belief sich die direk-

te finanzielle Unterstützung auf schätzungsweise 73

Prozent der gesamten Weltproduktion und lag da-

mit beträchtlich höher als die vor fünf Jahren regi-

strierten 50 Prozent. Im Jahr 2001 verursachten die-

se Programme Kosten im Höhe von 4,9 Milliarden

US-Dollar, wovon etwa die Hälfte von den Verei-

nigten Staaten und der größte Teil des Rests von der

Europäischen Union und China getragen wurde. Ei-

nige dieser Länder leisten auch Unterstützung für

Baumwollexporte.

Diese Verzerrungen haben das Baumwollange-

bot auf den Weltmärkten künstlich ausgeweitet und

den Preis gedrückt. Die größten Preisstürze ereigne-

ten sich 2001/2002. Arme Exportländer wie die

Länder in West- und Zentralafrika waren am stärk-

sten betroffen. Ihre nicht subventionierten Erzeuger

müssen Baumwolle zu Preisen verkaufen, die kaum

über den Produktionskosten liegen, was für sie stän-

dig sinkende effektive Renditen bedeutet. Das Inter-

national Cotton Consultative Committee und der

Internationale Währungsfonds sind der Auffassung,

dass der Abbau von einheimischen und Exportsub-

ventionen für die Baumwollproduktion die Welt-

marktpreise wieder auf ein kompetitives Niveau an-

heben würde. Dies würde die Einkommen armer

Baumwollerzeuger steigern und diese Länder auf 

einen dauerhaften Wachstumspfad führen. Die 

Frage lautet: Werden die Verhandlungen zum Welt-

handel im Rahmen der Doha-Runde der Welthan-

delsorganisation den Wettbewerbsvorteil der west-

afrikanischen Baumwollerzeuger berücksichtigen

und würdigen?

KASTEN 8.9

Ungewisser Ausgang der Doha-Runde für die afrikanischen Baumwollexporteure

Quelle: ICCC 2002.
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Die Länder mit mittlerer menschlicher

Entwicklung, die Mais, Weizen, Reis, Zucker

und andere Agrarmassengüter exportieren,

verfügen auch über die Kapazitäten, um Be-

kleidung, Schuhe und andere Industriegüter

zu exportieren. Deshalb würden ihnen viele

der Gewinne aus den Handelsliberalisierun-

gen der reichen Ländern zufließen. Doch auch

Länder mit niedriger menschlicher Entwick-

lung würden davon profitieren, insbesondere

Länder, die Agrarmassengüter wie Kaffee und

Baumwolle exportieren.

Die reichen Länder könnten durch den

Handel die menschliche Entwicklung in vie-

len anderen Bereichen fördern. Sie könnten

Bestimmungen des WTO-Abkommens über

die handelsbezogenen Aspekte der Rechte an

geistigem Eigentum (Trade-Related Aspects
of Intellectual Property Rights – TRIPS, sie-

he unten) umsetzen, die der öffentlichen Ge-

sundheit förderlich sind. Sie könnten die so-

ziale Grundversorgung aus der im Allgemei-

nen Abkommen über den Handel mit Dienst-

leistungen (General Agreement on Trade in
Services – GATS, siehe Kapitel 5) prinzipiell

vorgesehenen progressiven Liberalisierung

ausnehmen. Sie könnten auf viele weitere An-

liegen der Entwicklungsländer in den Berei-

chen Handel, Umwelt, Investitionen und Per-

sonenbewegung eingehen. Und sie könnten

die Möglichkeiten der Entwicklungsländer

verbessern, an Entscheidungsprozessen in

den WTO-Verhandlungen effektiv teilzuneh-

men.

Die Erklärung von Doha von November

2001 verpflichtete alle Länder, den Entwick-

lungsbedarf insbesondere der am wenigsten

entwickelten Länder zu einem zentralen Ziel

zukünftiger Verhandlungen zu Handelsfragen

zu machen.28 Im Gegensatz zu anderen Mil-

lenniums-Entwicklungszielen ist Ziel 8 nicht

mit einer zeitlichen Zielvorgabe verknüpft. In

diesem Bericht wird allerdings vorgeschlagen,

dass reiche Länder auch eine zeitliche Grenze

für die Abschaffung von Zöllen und Quoten

auf Industriegüterexporte und für den Abbau

eigener Agrarsubventionen beachten. Dies

sollte vor 2015 geschehen, dem Zeitpunkt, zu

dem die armen Länder die Ziele 1 bis 7 errei-

chen sollen.

GLOBALE TECHNOLOGIEN – DIE FRÜCHTE

DES GLOBALEN WISSENS MITEINANDER

TEILEN

In den letzten Jahrzehnten wurden beispiello-

se technische Fortschritte insbesondere auf

den Gebieten der Medizin, der Landwirt-

schaft, der Energie, der Genomik sowie der

Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien erzielt. Sie eröffnen riesige Chancen, die

technischen Errungenschaften für Entwick-

lung zu nutzen. Bereits bekannte technische

Innovationen können viel dazu beitragen, die

Produktivität zu steigern und die Probleme im

Zusammenhang mit Krankheiten, Wasser-

und Sanitärversorgung, Hygiene und Hunger

anzugehen (siehe Kapitel 3 und 4). Aber viele

weitere Grenzen müssen noch überschritten

werden: erschwingliche Energieversorgung

für arme Gemeinschaften, Heilmethoden für

die Schlafkrankheit, Impfstoffe gegen

HIV/AIDS und Reaktionen auf immer wieder

neue Herausforderungen. Technische Innova-

tionen könnten die Fortschritte in Richtung

der Ziele 1 bis 7 beschleunigen.

TECHNOLOGIEN UND MENSCHLICHE

ENTWICKLUNG MITEINANDER VERKNÜPFEN

– UND DAS GLOBALE WISSEN NUTZEN

Technische Innovationen bringen die mensch-

liche Entwicklung auf zweierlei Weise voran:

Sie steigern die Produktivität, die wiederum

die Haushaltseinkommen steigen lässt (Ziel 1),

und sie bieten Lösungen für Probleme im Zu-

sammenhang mit Krankheiten, Verkehr, Ener-

gie, Wasser- und Sanitärversorgung sowie In-

formations- und Kommunikationstechnologi-

en im Bildungswesen. Die Lösung von Proble-

men in allen diesen Bereichen ist wichtig für

das Erreichen der Ziele 2 bis 7.

Investitionen in technische Innovationen

verdienen hohe Priorität, weil sie die Be-

schränkungen, die sich aus niedrigen Einkom-

men und schwachen Institutionen ergeben,

überwinden können. Obwohl in den 1980er

Jahren in den meisten Ländern die Armut

kaum zurückging und das wirtschaftliche

Wachstum stagnierte, konnte die Zahl der

Sterbefälle bei Kindern durch technische In-
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novationen – Impfungen und orale Rehydrata-

tionstherapie – gesenkt werden (Grafik 8.8).

In der Landwirtschaft haben sich Investitio-

nen in den Bereich Forschung und Entwick-

lung ebenfalls enorm ausgezahlt. Die Früchte

des wissenschaftlichen und technischen Fort-

schritts zu teilen ist eine der wichtigsten Mög-

lichkeiten für reiche Länder, den armen Län-

der zu helfen die Armut zu bekämpfen.

ZU WENIG INVESTITIONEN IN

TECHNOLOGIEN ZUR ARMUTSBEKÄMPFUNG

Trotz des enormen Potenzials der Biotechno-

logie und der jüngsten Fortschritte auf diesem

Gebiet wird relativ wenig in Technologien zur

Lösung von Armutsproblemen investiert. Im

Bereich der Medizin beispielsweise registrierte

die Kommission für Makroökonomie und Ge-

sundheit (Commission for Macroeconomics
and Health) der Weltgesundheitsorganisation

„drastische Unterinvestitionen“ in Bezug auf

Krankheiten, von denen die Armen am mei-

sten betroffen sind.29 Dazu zählen Tropen-

krankheiten wie Kala-Azar, die Chagas-

Krankheit und die Schlafkrankheit sowie die

wichtigsten Infektionskrankheiten mit Todes-

folge (HIV/AIDS, Tuberkulose, Malaria).

1999 entfielen elf Prozent der globalen Krank-

heitsbürde auf Tropenkrankheiten und Tu-

berkulose. Doch von den 1.393 Medikamen-

ten, die zwischen 1975 und 1999 neu zugelas-

sen wurden, wurden nur 16 – knapp über ein

Prozent – speziell zur Behandlung dieser

Krankheiten entwickelt.30

1990 kam die Kommission für Gesund-

heitsforschung zu Gunsten von Entwicklung

(Commission on Health Research for Deve-
lopment) der Weltgesundheitsorganisation zu

dem Ergebnis, dass sich lediglich zehn Pro-

zent der Ausgaben für Gesundheitsforschung

und Entwicklung auf die Gesundheitsproble-

me von 90 Prozent der Weltbevölkerung be-

ziehen. Daran hat sich nichts geändert. Das

Ungleichgewicht zwischen dem gesellschaftli-

chen Bedarf und dem betriebenen wissen-

schaftlichen Aufwand kann erfasst werden,

wenn man bewertet, in welchem Verhältnis

die globale Krankheitsbürde zum Anteil der

Ausgaben für eine Krankheit an den Gesamt-

ausgaben steht. Für Malaria, eine Krankheit,

der jedes Jahr mehr als eine Million Menschen

zum Opfer fallen und die die Produktivität

weiterer Millionen Menschen schwächt, liegt

dieses Verhältnis bei 20:1. Malaria ist mit 99

Prozent der Fälle fast ausschließlich auf arme

Länder konzentriert und bleibt in vielen dieser

Länder die Haupttodesursache.

Solche Ergebnisse sind nicht überra-

schend, wenn man betrachtet, was es an An-

reizen gibt. 93 Prozent der globalen Ausgaben

für Gesundheitsforschung und Entwicklung

entfallen auf die pharmazeutische Industrie

und die reichen Länder.31 Arme Länder und

die Krankheiten der Armen sind unter wirt-

schaftlichen Gesichtspunkten von geringer

Bedeutung, weil die Entwicklungsländer we-

niger als zwei Prozent des Weltmarktes für

wichtige pharmazeutische Produkte ausma-

chen.32 Infolgedessen haben die armen Länder

nur dann am Nutzen globaler Forschungsin-

vestitionen teil, wenn ihre Bevölkerung von

Krankheiten wie HIV/AIDS betroffen ist, die

auch in den reichen Ländern ein Problem dar-

stellen. Selbst dann kann es geschehen, dass

den armen Ländern die Ergebnisse solcher

Forschungsaktivitäten auf Grund der hohen

Preise nicht zugute kommen, die mit Hilfe von

Patenten aufrechterhalten werden. Dies ist

beispielsweise bei antiretroviralen Medika-

menten gegen HIV/AIDS der Fall.

Die Finanzierung der Entwicklung von

Technologien mit öffentlichen Mitteln – so-

wohl aus in- als auch aus ausländischen Quel-

len – bleibt weiterhin auf niedrigem Niveau.

Deshalb sind politische Handlungskonzepte

nötig, um die Investitionen zu erhöhen und

den Zugang zu verbessern. Im Gesundheits-

bereich stehen dem gemeinsam von Weltge-

sundheitsorganisation, UNHDP und der

Weltbank geleiteten Forschungsprogramm

Tropenkrankheiten (Tropical Diseases Rese-
arch Programme) etwa 30 Millionen US-

Dollar jährlich für Forschungen zu acht Tro-

penkrankheiten zur Verfügung. Die For-

schung und Entwicklung im Agrarbereich ist

trotz hoher Renditen weiterhin unterfinan-

ziert. Die Investitionen haben in Brasilien und

Mexiko zu-, in Afrika dagegen abgenommen.

Das führende globale Forschungsprogramm

Sterblich-
keitsrate von
Kindern unter fünf
Jahren auf Grund von 
Durchfallerkrankungen
(pro 100.000)

Einkommen
(BIP pro Kopf in PPP US-Dollar)

144

274

5.628 5.580

GRAFIK 8.8

Die orale Rehydrations-
therapie (ORT) senkt die 
Kindersterblichkeit trotz 
Einkommenstagnation

1978–80 1988–90

1983
Einführung

der ORT

M E X I K O

Quelle: Gutierrez et al. 1996.
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für Kulturpflanzen, die Consultative Group
on International Agricultural Research
(CGIAR), hatte Probleme, Mittel im Umfang

von 377 Millionen US-Dollar zu beschaffen.

Währenddessen gab das Privatunternehmen

Monsanto 600 Millionen US-Dollar für For-

schung und Entwicklung aus.

ZUGANG ZU TECHNOLOGIEN UND

RECHTE DES GEISTIGEN EIGENTUMS

Trotz ihrer Zusagen im TRIPS-Abkommen

haben die reichen Länder keine ernsthaften

Schritte unternommen, um ihre Technologien

im Interesse der Armutsbekämpfung weiter-

zugeben. Das TRIPS-Abkommen enthält Be-

stimmungen zum Technologietransfer, die je-

doch wenig detailliert sind und auf deren Um-

setzung überhaupt nicht eingegangen wird. Es

bietet keinen Schutz des geistigen Eigentums

an indigenem Wissen, wie es in der traditio-

nellen Medizin zur Anwendung kommt. In-

tensiver Druck aus der Öffentlichkeit hat in ei-

nem publizitätsträchtigen Bereich – bei Medi-

kamenten gegen HIV/AIDS – zu Sonderpreis-

vereinbarungen und Spenden von Unterneh-

men geführt, aber sonst wenig bewirkt.

Durch das TRIPS-Abkommen wird ein

globaler Mindeststandard zur Förderung von

Erfindungen eingeführt. Ein Regelsystem zum

geistigen Eigentums soll ein Gleichgewicht

zwischen den beiden gesellschaftlichen Zielen

der Förderung von Erfindungen und der För-

derung der Nutzung von Erfindungen herstel-

len. Deshalb enthält das TRIPS-Abkommen

Bestimmungen, die im Interesse der Nutzer

sind, wie zum Beispiel Zwangslizenzierungen

oder Parallelimporte. Diese Instrumente er-

möglichen Regierungen, die einheimische

Produktion oder den Import patentgeschütz-

ter Waren zu gestatten. Diese Bestimmungen

sind jedoch so vage formuliert, dass sie schwie-

rig anzuwenden sind. Ihre Klärung wäre daher

ein erster Schritt. 

Die Erklärung von Doha aus dem Jahr

2001 zu TRIPS und zur öffentlichen Gesund-

heit stellte einen Meilenstein dar. Darin wurde

anerkannt, dass die Rechte an geistigem Ei-

gentum öffentlichen Gesundheitsrisiken un-

tergeordnet sind. Es wurde eindeutig erklärt,

dass das TRIPS-Abkommen Mitgliedstaaten

weder daran hindert noch daran hindern soll-

te, Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen

Gesundheit zu ergreifen. In der Erklärung

wurde explizit bekräftigt, dass die Länder die

Flexibilität hätten, durch der Nutzung von

Zwangslizenzen im Inland zu produzieren.

Außerdem wurde in der Erklärung eine Frist

bis Dezember 2002 gesetzt, um nach einer Lö-

sung für Länder ohne ausreichende Produkti-

onskapazitäten zu suchen. Die Verhandlungen

scheiterten jedoch. Sie sollten dringend wie-

deraufgenommen werden. 

Die hohen Preise, die den Zugang zu le-

bensrettenden Medikamenten einschränken,

sind zu einem wichtigen ethischen Streitpunkt

geworden, den die Pharmaunternehmen nicht

länger ignorieren. Preisdifferenzierungen –

freiwillige Preissenkungen durch Pharmaun-

ternehmen – haben sich zu einem wichtigen

Mechanismus entwickelt, um den Zugang, ins-

besondere zu antiretroviralen Medikamenten

gegen HIV/AIDS, zu erweitern. Die Erfah-

rungen haben jedoch gezeigt, dass Preissen-

kungen kein Allheilmittel sind. Zu diesem

Schluss kam der Bericht der Britischen Ar-

beitsgruppe zur Verbesserung des Zugangs zu

lebenswichtigen Medikamenten in Entwick-

lungsländern (UK Working Group on In-
creasing Access to Essential Medicines in
the Developing World) vom November

2002. Die Erfahrungen zeigen auch, dass an-

gesichts mangelnder Konkurrenz durch Gene-

rika-Hersteller und ungenügender Interessen-

vertretung die Preissenkungen nur wenig be-

wirken. Das bekannteste System zur freiwilli-

gen Preisstaffelung, die von den Vereinten

Nationen finanzierte Accelerating Access In-
itiative, hat Medikamente an lediglich etwa

30.000 Patienten ausgegeben – und zu Prei-

sen, die mindestens viermal höher als die der

im Handel erhältlichen Generika waren.

Im krassen Gegensatz dazu steht das

HIV/AIDS-Behandlungsprogramm Brasili-

ens, in dessen Rahmen mit Hilfe von Generika

allein im Jahr 2001 mehr als 115.000 Patienten

kostengünstig behandelt wurden. Durch das

Programm konnten in Brasilien die Zahl der

AIDS-Toten um die Hälfte und die verbreite-

ten opportunistischen Infektionen bei
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HIV/AIDS-Patienten um 60 bis 80 Prozent

gesenkt werden. Geringere Kosten für die sta-

tionäre Behandlung und die medizinische

Versorgung führten im Zeitraum von 1997 bis

1999 zu Einsparungen von 422 Millionen US-

Dollar. Diese deckten fast vollständig die Ko-

sten für die Bereitstellung antiretroviraler Me-

dikamente. Noch gar nicht berücksichtigt ist

in dieser Zahl der wirtschaftliche Nutzen, der

damit verbunden war, dass Patienten wieder

in die Lage versetzt wurden, wirtschaftlich

und gesellschaftlich aktiv zu sein. Länder mit

geringeren Kapazitäten als Brasilien, die die-

sem Beispiel nicht folgen können, könnten da-

von profitieren, Produkte aus Brasilien zu im-

portieren – wenn eine Einigung zum TRIPS-

Abkommen erzielt wird.

Die Entwicklungsländer müssen eigene

Kapazitäten zur Herstellung pharmazeuti-

scher Produkte und anderer Technologiepro-

dukte zur Förderung der öffentlichen Ge-

sundheit und der Entwicklung schaffen. Diese

Maxime gilt allerdings nicht für alle Entwick-

lungsländer – ausgenommen sind die ärmsten,

kleinsten und diejenigen mit der niedrigsten

menschlichen Entwicklung.

WAS SOLLTE GETAN WERDEN?

Die Investitionen in Technologien mit dem

Ziel, die Armut zu verringern und das Errei-

chen der Ziele zu erleichtern, müssen weltweit

gesteigert werden, um die Bedarfslücke zu

schließen. Die Forschung und Entwicklung

zur Bekämpfung anhaltender Armutsproble-

me muss wesentlich ambitionierter werden,

beispielsweise in folgenden Bereichen:

• trockenheits- und schädlingsresistente

Hochertragssorten bei Kulturpflanzen wie

Sorghum, Maniok und Linsen,

• saubere Energien für Bewohner ländlicher

Gebiete, die derzeit Holz und Dung als

Brennstoffe verwenden,

• erschwingliche batteriebetriebene, netz-

unabhängige Computer, die in ländlichen 

Gebieten ohne Strom- und Kommunikations-

infrastruktur Kommunikationsmöglichkeiten

eröffnen,

• Impfstoffe und Therapien für vernachläs-

sigte Krankheiten wie die Schlafkrankheit.

Diese Investitionen sind wichtig, um die

Ziele 1 bis 7 zu erreichen. Unter wirtschaftli-

chen Gesichtspunkten sind sie jedoch nicht lu-

krativ, weil Menschen, die von weniger als ei-

nem US-Dollar täglich überleben müssen, we-

nig für Arzneimittel ausgeben können. Weil

sich für diese Investitionen keine privaten

Geldgeber werden finden lassen, muss der öf-

fentliche Sektor die Initiative ergreifen. Part-

nerschaften mit dem privaten Sektor sind je-

doch nicht nur wünschenswert, sondern wer-

den in einigen Bereichen unverzichtbar sein,

weil die Privatwirtschaft über das benötigte

Know-how und die Technologien verfügt.

Technologien liefern Impulse für die

menschliche Entwicklung. Indem die reichen

Länder Zugang zu Technologien eröffnen, lei-

sten sie einen wichtigen Beitrag zum Erreichen

der Ziele. Dieser Öffnungsprozess hat sich je-

doch insbesondere im industriellen Sektor

wieder verlangsamt. Auf lange Sicht ist dies

für alle Seiten schädlich. Viele Ökonomen ver-

treten heute den Standpunkt, dass der freie

Wissensfluss das Wachstum für alle erleich-

tern kann, statt dass man versucht, sich durch

die Einschränkung des Zugangs zu Technolo-

gien hohe Renditen zu sichern. Aus diesem

Grund ist es entscheidend, dass die Verhand-

lungen zum TRIPS-Abkommen wieder aufge-

nommen und die darin enthaltenen Bestim-

mungen zum Technologietransfer operationa-

lisiert werden.

Reiche Länder können viel mehr tun, um

den Zugang zu Technologien zu erweitern, in-

dem sie die zentralen Hindernisse beseitigen:

• fehlende Mittel für Investitionen in For-

schung und Entwicklung,

• unklare Gesetze zum geistigen Eigentum,

• Einschränkungen der Preisdifferenzie-

rung,

• mangelnde nationale Technologiekapa-

zitäten einschließlich lokaler Produktionska-

pazitäten.

DIE IN DER MILLENNIUMS-ERKLÄRUNG

GEMACHTEN ZUSAGEN EINHALTEN:
HANDLUNGSKONZEPTE STATT ALMOSEN

In den zwei Jahren seit der Millenniums-Er-

klärung hat sich im Bereich der Entwicklungs-

Indem die reichen Länder

Zugang zu Technologien

eröffnen, leisten sie einen

wichtigen Beitrag zum

Erreichen der Ziele
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hilfe mehr getan als im vergangenen Jahr-

zehnt. Es gibt Zusagen über eine Erhöhung

der Entwicklungshilfe um 16 Milliarden US-

Dollar bis 2006, Schuldenerleichterungen für

26 Länder und eine Vereinbarung dahinge-

hend, dass Rechte an geistigem Eigentum den

Zugang zu Technologien zum Schutz der öf-

fentlichen Gesundheit nicht behindern sollen.

Diese Errungenschaften sind zwar wichtig,

bleiben aber weit hinter den gemachten Ver-

sprechungen zurück. Selbst bei einer Er-

höhung der öffentlichen Entwicklungshilfe

um 16 Milliarden US-Dollar würden in Jahr

2006 nur 0,26 Prozent des Bruttosozialpro-

dukts der Mitglieder des Entwicklungshil-

feausschusses erreicht – und nicht die Zielvor-

gabe von 0,7 Prozent. Es hat nur wenige kon-

krete Aktivitäten im Hinblick auf die Öffnung

der Märkte, Technologietransfers und Schul-

denerleichterungen gegeben, so dass sie zu

vielen Ländern nicht zugute kommen. Weil

die Zusagen hinter dem Bedarf zurückbleiben,

werden arme Länder weiterhin mit stagnieren-

dem Wachstum, zunehmenden (und nicht

tragbaren) Schulden und sinkenden Export-

preisen konfrontiert bleiben.

Die reichen Länder sollten aufgefordert

werden, Berichte über ihre Handlungsprio-

ritäten vorzulegen und auf diese Weise zu ei-

ner globalen Strategie zur Armutsbekämp-

fung beizutragen.33 Sie könnten darlegen, in

welchen Bereichen sie mehr tun müssen, um

ihre Zusagen einzuhalten. Beispielsweise sind

Länder, die großzügig Entwicklungshilfe lei-

sten, nicht immer offen für Importe aus Ent-

wicklungsländern. Ein Beispiel ist Norwegen,

das sich bemüht, die Entwicklungshilfezusa-

gen einzuhalten, aber beim Marktzugang

TABELLE 8.4

Verantwortlichkeiten der reichen Länder
Schuldenerleichterungen

Bilaterale
Entwicklungshilfe Zusagen an Warenimporte

Nettoauszahlungen den HIPC Durchschnittl. aus aus den am
an öffentlicher Gebundene Trust Fund Erlassene Zölle und Entwicklungs- wenigsten entwickelten

Entwicklungshilfe Entwicklungshilfe (in Mill. bilaterale nichttarifäre ländern Ländern
Insgesamt (Anteil an den Ge- US-$) Schulden Hemmnisseb Insges. Anteil an Inges. Anteil an
(Millionen Anteil samtauszahlungen Stand: (in Mill. (Zolläquivalente, (Mill. an den Gesamt- (Mill. den Gesamt-

US-$) am BSP an Entwicklungs- November US-$) %) US-$) importen (%) US-$) importen (%)
2001 2001 hilfe)a 2001 2002 1990–2002 2000 2001 2001 2001 2001

Australien 873 0,25 41 14 72 13,4 2.274 37,5 11 0,2
Österreich 533 0,29 .. 44 202 21,8 616 9,4 16 0,3
Belgien 867 0,37 10 45 544 22,1 2.275 12,7 254 1,4
Kanada 1.533 0,22 68 114 1.207 12,7 3.558 16,1 35 0,2
Dänemark 1.634 1,03 7 60 359 21,6 447 10,0 12 0,3
Finnland 389 0,32 13 38 156 21,3 338 10,2 16 0,5
Frankreich 4.198 0,32 33 181 13.043 21,4 5.112 17,4 236 0,8
Deutschland 4.990 0,27 15 226 4.996 21,4 7.488 15,2 218 0,4
Griechenland 202 0,17 83 11 .. 22,5 670 23,8 18 0,6
Irland 287 0,33 .. 24 .. 22,9 700 13,6 17 0,3
Italien 1.627 0,15 92 153 1.156 20,1 4.323 18,3 98 0,4
Japan 9.847 0,23 19 200 3.908 34,8 20.582 58,9 110 0,3
Luxemburg 141 0,82 .. 318 .. .. 28 2,6 1 0,1
Niederlande 3.172 0,82 9 199 1.575 19,9 3.860 23,5 73 0,4
Neuseeland 112 0,25 .. 29 .. 12,0 383 28,8 2 0,1
Norwegen 1.346 0,83 1 300 237 61,1 405 12,3 12 0,4
Portugal 268 0,25 42 27 460 20,5 556 c 13,9 c 29 c 0,7 c

Spanien 1.737 0,30 31 44 980 21,3 3.373 21,8 136 0,9
Schweden 1.666 0,81 14 189 121 20,5 580 9,8 10 0,2
Schweiz 908 0,34 4 127 311 37,1 694 8,3 9 0,1
Ver. Königreich 4.579 0,32 6 77 1.886 20,9 6.535 18,9 132 0,4
Vereinigte Staaten 11.429 0,11 .. 40 8.062 9,7 54.798 46,4 982 0,8

Anmerkung: Diese Tabelle zeigt Daten für Mitglieder des OECD-Entwicklungshilfeausschusses.
a. Anteil der gebundenen und teilweise gebundenen Entwicklungshilfe an der Gesamtentwicklungshilfe ohne die technische Zusammenarbeit. b. Dieses Maß ist eine zusammengesetzte Messgröße von
Handelshemmnissen für Entwicklungsländer. Es misst nicht nur monetäre Hemmnisse – Zölle –, sondern auch nicht monetäre wie Quoten. Die Wirkung einheimischer Subventionen wird ebenfalls berück-
sichtigt. c. Die Daten beziehen sich auf das Jahr 2000.
Quelle: Spalten 1 und 2: OECD, Development Assistance Committee 2003c. Spalte 3: Berechnungen des Büros für den Bericht über die menschliche Entwicklung auf der Grundlage von Daten zu gebun-
dener und teilweise gebundener Entwicklungshilfe in OECD, Development Assistance Committee 2003c. Spalte 4: Geithner und Nankani 2002. Spalte 5: Berechnungen des Büros für den Bericht über die
menschliche Entwicklung auf der Grundlage von Daten zu erlassenen Schulden in OECD, Development Assistance Committee 2003c. Spalte 6: Birdsall und Roodman 2003. Spalten 7-10: UN 2003a.

Handel
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mehr tun könnte (Tabelle 8.4). Auch könnte

der aktuelle Peer-Review-Prozess des Ent-

wicklungsausschusses der OECD zur gegen-

seitigen Bewertung der Entwicklungshilfe auf

die Bereiche Handel und Schuldenerleichte-

rungen ausgedehnt werden, damit diese Poli-

tikbereiche in einem einheitlichen Rahmen ge-

prüft werden können. Japan importiert mehr

aus Entwicklungsländern als alle anderen rei-

chen Länder (59 Prozent der Gesamtimpor-

te), sein Anteil der öffentlichen Entwicklungs-

hilfe am Bruttovolkseinkommen ist jedoch

niedrig.

Im Rahmen eines aktuellen Forschungs-

projekts wurde ein zusammengesetzter Index

konzipiert, der Index für Entwicklungsenga-

gement (Commitment to Development In-
dex – CDI), der die Bilanz reicher Länder bei

der Umsetzung die Entwicklung fördernder

politischer Maßnahmen beurteilt (Kasten

8.10). Wie andere zusammengesetzte Indizes

hilft dieser Index politischen Entscheidungs-

trägern – in diesem Fall in den reichen Län-

dern –, ihre Situation einzuschätzen und ver-

besserungswürdige Bereiche auszumachen. Er

zeigt, wie ihre Bilanz im Vergleich zu anderen

Ländern ausfällt, und zwar nicht nur bei der

Entwicklungshilfe, sondern auch im Hinblick

darauf, ob sie ihre Märkte vor Waren aus Ent-

wicklungsländern schützen, und im Hinblick

auf Investitionen, offene Grenzen für Migran-

ten sowie Beiträge zur Friedenssicherung und

zum globalen Umweltschutz. Der Index, der

ein Ergebnis innovativer Forschungstätigkeit

ist, soll nicht dazu dienen, Länder an den

Pranger zu stellen, sondern dazu, Mängel zu

diagnostizieren und Anregungen zu liefern,

mehr zu tun.

Wie bereits erwähnt ist Ziel 8 nicht mit

zeitlichen und quantitativen Zielvorgaben ver-

knüpft. Die reichen Länder können sich je-

doch selbst Fristen für Zielvorgaben setzen,

die sie erreichen wollen. Im Folgenden wer-

den einige Fortschrittsindikatoren spezifiziert

und Fristen in kritischen Bereichen vorge-

schlagen:

• Erhöhung der öffentlichen Entwicklungs-

hilfe zur Schließung von Finanzierungslücken

– konservativ geschätzt um 50 Milliarden US-

Dollar.

• Erhöhung der öffentlichen Entwicklungs-

hilfe für die am wenigsten entwickelten Län-

der.

• Entwicklung konkreter Maßnahmen zur

Umsetzung der Römischen Erklärung zur

Harmonisierung.

• Abbau von Zöllen und Quoten auf die von

Entwicklungsländern exportierten Agrarpro-

dukte, Textilien und Bekleidung.

• Abbau von Subventionen für Agrarexpor-

te.

• Einigung über die Einrichtung und die Fi-

nanzierung einer Fazilität für die HIPC zur

Kompensierung von Mittelausfällen infolge

externer Krisen, einschließlich eingebroche-

ner Rohstoffpreise.

• Finanzierung tiefgreifenderer Schuldener-

leichterungen für die HIPC, die den Umset-

zungszeitpunkt erreicht haben, um die Schul-

dentragfähigkeit sicherzustellen.

• Verankerung des Schutzes und der Vergü-

tung traditionellen Wissens im TRIPS-Ab-

kommen.

• Verständigung in der Frage, was Länder

ohne ausreichende Produktionskapazitäten

unter dem TRIPS-Abkommen zum Schutz der

öffentlichen Gesundheit tun können.

Die von den reichen Ländern bereits 

gemachten Zusagen zeigen, dass sich die 

Welt verändert hat. Die Integration des 

Weltmarktes und die globalen technischen

Fortschritte haben zugenommen. Das Glei-

che gilt jedoch auch für die Gefährdung

durch Krankheiten, die Kosten von Umwelt-

schäden und die Risiken der globalen Aus-

breitung von Finanzkrisen auf Grund hoher

gegenseitiger Abhängigkeit. Um diese Pro-

bleme anzugehen, reicht es nicht aus, inner-

halb der eigenen Grenzen aktiv zu werden.

Im gegenseitigen Eigeninteresse müssen Part-

nerschaften eingegangen werden. Weil es

eine ethische Pflicht ist, menschliches Leiden

auszumerzen, müssen die reichen Länder je-

doch ebenfalls handeln. Für die reichen Län-

der ist die Einhaltung gemachter Zusagen

keine Frage von Almosen, sondern von strate-

gischer Politik – einer Politik, die Teil des

einheitlichen Ansatzes der internationalen

Gemeinschaft zur Beseitigung der Armut auf

der Welt ist.
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Zur Jahrhundertwende schien die Beseiti-

gung der Armut in den Bereich des Mögli-

chen gerückt zu sein. Der Kalte Krieg war be-

endet, und die Chancen dafür, dass sich alle

Gesellschaften gemeinsamen Zielen ver-

pflichten könnten, schienen in Reichweite.

Der Index für Entwicklungsengagement

(Commitment to Development Index – CDI)

ist ein innovativer Versuch, zu überwachen,

wie gut die reichen Länder ihre Verpflichtun-

gen im Rahmen globaler Partnerschaften erfül-

len. Das traditionelle Maß zur Beurteilung von

Entwicklungshilfe ist das Volumen in US-

Dollar. Der vom Center for Global Develop-
ment und der Zeitschrift Foreign Policy ent-

wickelte Index geht darüber hinaus und unter-

sucht ein breiteres Spektrum von Dimensionen

und politischen Handlungskonzepten. Dazu

zählen sowohl die Qualität als auch der Um-

fang von Entwicklungshilfe, Handelshemmnis-

se, die Umwelt, Investitionen, Migration und

Friedenssicherung.

Die Entwicklung eines Indexes, der das

vollständige Spektrum der politischen Maß-

nahmen berücksichtigt, die einen Einfluss auf

arme Länder haben, ist genauso wichtig wie

schwierig. Der CDI stellt einen bedeutenden

ersten Schritt in dem Bemühen dar, die reichen

Länder für die Erfüllung ihrer Verpflichtun-

gen zur Rechenschaft zu ziehen. Eine Reihe

von Fragen bleibt jedoch offen:

• Bewertung „guter“ politischer Maßnah-
men. Der CDI wurde zur Bewertung eines

konkreten Bündels politischer Maßnahmen

konzipiert, von denen angenommen wird, dass

sie zu besseren Entwicklungsergebnissen

führen. Beispielsweise werden für Entwick-

lungshilfe an Länder mit guter Staats- und Re-

gierungsführung mehr Punkte vergeben als für

Entwicklungshilfe an Länder, in denen der Be-

darf vielleicht größer ist. Ein anderes Beispiel

sind ausländische Direktinvestitionen (ADI),

die eine Komponente des Indexes bilden. Für

sie wird beim CDI auf Grund fehlender Daten

angenommen, dass sie unter allen Umständen

positiv zu bewerten sind.

• Gewichtung. Das vielleicht größte Pro-

blem bei jedem zusammengesetzten Index ist

die Frage, welche Bedeutung den einzelnen In-

dikatoren beigemessen werden soll. Der CDI

verwendet verschiedene Methoden in jedem

Politikbereich. Im Gesamtindex werden je-

doch alle sechs Komponenten gleich gewich-

tet. Dies ist zwar der einfachste Ansatz,

schmälert jedoch die Bedeutung der Entwick-

lungshilfe und des Handels. Beide sind zweifel-

los wichtiger als beispielsweise Beiträge zur

Friedenssicherung.

• Schwächen der Messgrößen. Zwar sind

alle sechs hier präsentierten Aspekte der poli-

tischen Maßnahmen der reichen Länder wich-

tig für die globale Entwicklung, doch einige

davon sind schwierig zu messen. Migrations-

politische Maßnahmen, die zu Entwicklung

beitragen, sind schwierig zu messen, weil es

keinen klaren Konsens darüber gibt, was eine

gute Migrationspolitik ausmacht, und Daten

spärlich sind. Die Umwelt ist ebenfalls ein

komplexes Gebiet mit einem Mangel an adä-

quaten Daten.

• Komplexität. Der CDI wurde mit einem

sehr konkreten Fokus auf politische Maßnah-

men entwickelt, was in einer Vielzahl von Indi-

katoren und einem breiten Spektrum statisti-

scher Methoden resultierte. Der Nachteil die-

ser Komplexität ist, dass außer für engagierte

Forscher, die sich auf dem Gebiet auskennen,

der Index ein „schwarzer Kasten“ bleibt: Die

Ergebnisse sind klar, aber um verstehen zu

können, wie sie zustande kommen, benötigt

man Spezialwissen. Für Wähler, Nichtregie-

rungsorganisationen, Journalisten und politi-

sche Entscheidungsträger – alle wichtige

Adressaten – bleiben die daraus abzuleitenden

Hinweise auf notwendige Veränderungen viel-

leicht unklar.

• Benachteiligung großer Volkswirtschaf-
ten. Weil zentrale Komponenten des Indexes –

die Beiträge zu Entwicklungshilfe, Friedenssi-

cherung und ADI – als Anteil am Bruttosozial-

produkt eines Landes gemessen werden, wer-

den große Volkswirtschaften, die häufig hin-

sichtlich des Volumens die größten Beiträge

leisten, schlechter bewertet. In der Tat haben

die fünf führenden Länder Bevölkerungen von

weniger als 20 Millionen Menschen.

Manche Ergebnisse sind überraschend,

was in einigen Fällen auf die oben erörterten

Probleme zurückzuführen ist. Die Niederlande

führen die Rangliste an und verweisen Däne-

mark, den unter den Ländern im Index bei

weitem großzügigsten Geber öffentlicher Ent-

wicklungshilfe, gemessen anhand des Anteils

am Bruttosozialprodukt, auf den zweiten Platz.

Dieses Ergebnis beruht vor allem auf der

außerordentlich hohen Punktzahl der Nieder-

lande bei den ADI, bei denen Dänemark sehr

schlecht abschneidet. Dies zeigt die Probleme,

die sich ergeben, wenn der Umfang der ADI

als Kriterium für gute Politik verwendet wird:

ADI sind ein Ergebnis, auf das die Struktur des

privaten Sektors zweifellos einen größeren Ein-

fluss hat als die Politik der Regierung. Eine

weitere Überraschung bietet Portugal auf dem

dritten Platz, dem ebenfalls eine hohe Bewer-

tung bei den ADI zugute kommt. Darauf fol-

gen Neuseeland und die Schweiz auf dem vier-

ten und fünften Platz – Länder, die sich wie

Portugal nicht als große Geber öffentlicher

Entwicklungshilfe profiliert haben. Dass die

Schweiz so gut abschneidet, illustriert die Pro-

bleme, die damit verbunden sind, alle Kompo-

nenten des Indexes gleich zu gewichten: Das

Land schneidet bei den wichtigen Kategorien

Handel und Entwicklungshilfe schlecht ab,

aber gut bei Investitionen und Migration – Be-

reiche, die schwer zu messen und deren Aus-

wirkungen umstritten sind.

Finnland, Kanada, Australien, die Verei-

nigten Staaten und Japan erreichen die

schlechtesten Bewertungen. Die zwei größten

Geber von Auslandshilfe in Dollar-Beträgen –

die Vereinigten Staaten und Japan – rangieren

weit unten. Die Bewertungen beider Länder

fallen schlecht aus, weil ihre Entwicklungshilfe

und ihre ADI absolut zwar einen enormen

Umfang haben, im Verhältnis zur Größe ihrer

Volkswirtschaften aber klein sind. Japan er-

hielt eine besonders niedrige Punktezahl bei

den Beiträgen zur Friedenssicherung, weil ver-

fassungsmäßige Hürden und Verpflichtungen

das Land daran hindern, Truppen zur Frie-

denssicherung abzustellen. Auch dies veran-

schaulicht wiederum das Problem der Gewich-

tung: In wichtigen Bereichen wie Handel und

Umwelt schneidet Japan im Vergleich besser

ab. Die Vereinigten Staaten profitieren beim

Gesamtergebnis von ihrer guten Bilanz im

Handelssektor, zu der der offenere Agrar-

markt beiträgt, der nicht so stark subventio-

niert ist wie die Agrarmärkte in Europa.

Das wichtigste Ergebnis des Indexes ist je-

doch nicht die Rangfolge, sondern die Tatsa-

che, dass selbst das führende Land nur knapp

mehr als die Hälfte der möglichen Punkte er-

reicht. Alle Länder sind noch weit davon ent-

fernt, armen Ländern wirklich bei der Ent-

wicklung zu helfen.

Die erste Ausgabe des CDI, der jährlich

veröffentlicht werden soll, könnte die Debat-

te über die Entwicklungspolitik reicher Län-

der anheizen und zu Diskussionen über die

Fragen anregen, wie Entwicklungspolitik be-

wertet und die Datenlage verbessert werden

kann.

KASTEN 8.10

Der Index für Entwicklungsengagement (CDI)

Quelle: Birdsall und Roodman 2003.
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Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Be-

richts ist die Welt jedoch erneut mit globalen

Problemen – vom Irak bis zur Ausbreitung

neuer tödlicher Krankheiten – konfrontiert.

Der globale wirtschaftliche Abschwung droht

auch die Aktivitäten der reichen Länder 

zugunsten von Entwicklung zu untergraben,

da ihre eigenen Volkswirtschaften zuneh-

mend unter Druck geraten, Haushaltsdefizite

zu verringern und ihre eigenen Handelsvor-

teile auszunutzen. Darum ist es um so drin-

gender, dass alle Nationen ihre Versprechen

einhalten. Die Überwachung der Fortschritte

auf dem Weg zu Ziel 8, das die Pflichten der

reichen Länder in der Partnerschaft für Ent-

wicklung benennt, ist genauso wichtig wie die

Überwachung der Fortschritte bei den Zielen

1 bis 7.




